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Teuer erkauft 

Der zwischen Betriebsrat und Geschäftsleitung 
vereinbarte Kündigungsschutz bei Opel kostet die 
Kollegen ein gutes halbes Monatsge halt. 
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Mehr Revolution 

Carolus Wimmer, Internationaler Sekretär der KP 
Venezuelas, informierte die DKP über die Situation 
nach der Wahl in Venezuela. 
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Thema der Woche 


Immer nah dran 

Weltumspanned war das Interesse der beiden 
Dokumentarfilmer Walter Heynowski und Ger¬ 
hard Scheumann, die mehr als 70 Produkti¬ 
onen zwischen 1963 bis 1989 lieferten. Vi¬ 
etnam während und nach der US-Agression, 
Chile zur Zeit Allendes und des Faschisten Pi¬ 
nochets, deutsche Söldner im Kongo, die Fi¬ 
guren westdeutscher Nachkriegsgeschichte, 
die unbehelligt weitermachen konnten. Das 
Studio „H&S“ war und ist auch heute noch ein 
Name, der für hervorragende journalistische 
Arbeit steht, eingreifend und kommentierend. 
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Merkel wusste Bescheid 

BAMF: Mit McKinsey und Co. zulasten der Flüchtlinge 



Das Sterben geht weiter: Letztes Wochenende sind im Mittelmeer erneut Migranten ums Leben gekommen. Vor der tunesischen Küste starben mindestens 48 
Menschen, als ihr Boot sank, 64 Menschen werden noch vermisst. Die Antwort der neuen italienischen Regierung: Unsere Priorität heißt „Schickt sie nach Hause". 


I n der Affäre um das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF) 
gerät auch das Kanzleramt, beson¬ 
ders aber Angela Merkel, zunehmend 
unter Beschuss. Die aufgeregte De¬ 
batte bleibt verlogen. Der eigentliche 
Skandal, die vielen Rechtsbrüche des 
BAMF im Zusammenhang mit der 
Ablehnung von Asylgesuchen, wird 
nicht oder nur am Rande erwähnt. Als 
die Zahl der ankommenden Flücht¬ 
linge wuchs, war allen Verantwortli¬ 
chen klar, dass das Amt völlig über¬ 
fordert war. Alle wussten doch, dass 
das BAMF überhaupt nicht darauf 


vorbereitet war, die Hunderttausen¬ 
den Flüchtlinge angemessen und der 
Rechtslage gemäß in ihre Obhut zu¬ 
nehmen. Klar war auch, dass die Män¬ 
ner, Frauen und Kinder, die bei uns 
Schutz vor Verfolgung, Vertreibung, 
Krieg und unmöglichen Lebensver¬ 
hältnissen suchten, die Betreuung und 
Bearbeitung ihrer Anträge erwarteten, 
auf völlig überlastete Behörden trafen. 

Frank-Jürgen Weise wurde damals 
an die Spitze des BAMF entsandt, er 
sollte „aufräumen“. Vor allem unter 
Seehofers Vorgänger Thomas de Mai¬ 
ziere (CDU) wurden dann die Abläufe 


im BAMF „effektiviert“. Dafür gab es 
strenge Vorgaben aus dem Bundesin¬ 
nenministerium und dem Kanzleramt. 
Da Weise aber - wie bereits Anfang 
2016 bekannt wurde - externe Berater¬ 
firmen, so McKinsey im Herbst 2015, 
später auch Roland Berger, Ernst & 
Young, mit der „Optimierung“ der Ab¬ 
läufe in der Behörde beauftragte, ver¬ 
schlechterte sich die Situation weiter. 
Die Aufträge wurden übrigens nicht 
ausgeschrieben. Weise, damals Vor¬ 
standsvorsitzender der Bundesanstalt 
für Arbeit und von Mitte September 
2015 bis Jahresende 2016 gleichzeitig 


Leiter des BAMF, knüpfte damit an 
eine Praxis an, die er schon bei der BfA 
betrieben hatte - mit den bekannten 
Auswirkungen für Beschäftigte wie Be¬ 
troffene. Die Beraterfirmen brachten, 
wie „Die Zeit“ im März 2017 schrieb, 
das BAMF „auf Speed“: „Zulasten der 
Flüchtlinge - und der Gerichte, bei de¬ 
nen sich die Klagen stapeln.“ Sie ha¬ 
ben das Amt in „eine knallharte Erle¬ 
digungsfabrik verwandelt, in der nicht 
nur Arbeitsteilung herrscht, sondern 
auch Zeitdruck und Angst regieren“, 
zunehmend unter Beschuss gebracht. 

Nina Hager 


Runderneuerung geht anders 

Die SPD gibt sich zwei Jahre Zeit für die Neuaufstellung 


Auf dem letzten Parteitag lobte Nah¬ 
les den Koalitionsvertrag mit der 
CDU/CSU als „Riesendurchbruch“, 
den man „nicht kleinreden“ dürfe. 
Jetzt zeigt sie sich unzufrieden über 
den Fortgang der Umsetzung. „Ich 
hätte es mir durchaus anders vorge¬ 
stellt, was die Abarbeitung des Ko¬ 
alitionsvertrages angeht“, so Nahles 
im „Bericht aus Berlin“. Und sie wird 
konkret: „Es warten Millionen von 
Frauen jetzt schon seit einigen Jahren 
darauf, dass wir diese Teilzeit-Falle be¬ 
enden und dass sie einfach eine Teil¬ 
zeit verabreden, aber auch die Rück¬ 
kehr in Vollzeit mit dem Arbeitgeber 
verabreden können.“ Um anschlie¬ 
ßend nebulös zu sagen, bei dem Vor¬ 
haben der Großen Koalition habe es 
„Sand im Getriebe durch die CDU/ 
CSU“ gegeben. Daher wünsche sie 
sich, dass weitere Vorhaben „besser 


und zügiger und problemfreier“ um¬ 
gesetzt würden. Danach sieht es aber 
nicht aus. Im Gegenteil, aus dem von 
Arbeitsministerin Nahles am Ende 
der letzten Legislaturperiode schon 
einmal auf den Weg gebrachte Ge¬ 
setz zur befristeten Teilzeit, wurde be¬ 
kanntlich nichts, CDU/CSU mauerten. 

Ungläubig hört man Arbeitsminis¬ 
ter Heil sagen „die Verhandlungen zur 
Brückenteilzeit befinden sich auf der 
Zielgeraden“, was immer das für die 
von der SPD versprochene „Brücken¬ 
teilzeit“ bedeuten mag. Ein Kabinett- 
Beschluss dazu käme noch vor der 
Sommerpause, so Heil. Die SPD-Vor- 
sitzende trägt das den schwarzen Ko¬ 
alitionären aber nicht nach, sondern 
ruft jüngst die Grünen auf, im Bun¬ 
desrat das Vorhaben der Großen Ko¬ 
alition zu unterstützen, Marokko, Al¬ 
gerien und Tunesien zu „sicheren Her¬ 


kunftsstaaten“ zu erklären. Wie war 
das noch? Ein Weiter-so wie in der 
vorherigen Legislaturperiode werde 
es nicht geben, schworen Nahles und 
die anderen Befürworter der großen 
Koalition. Und nun fühlte es sich doch 
wieder verdammt nach Weiter-so an. 
Wen wundert das wirklich? Seit dem 
Sturz der SPD auf 20,5 Prozent bei 
der Bundestagswahl wird doch immer 
mehr offenbar, wie groß die Orientie¬ 
rungslosigkeit der SPD ist. 

Aus Bebels SPD ist längst eine 
Partei ohne eigenes Profil geworden. 
Die Angst, dass die SPD das gleiche 
Schicksal ereilt wie ihren Schwester¬ 
parteien in Italien, Frankreich oder 
den Niederlanden, die in den ver¬ 
gangenen Jahren fast in die Bedeu¬ 
tungslosigkeit abstürzten, sitzt Nah¬ 
les und der ganzen SPD im Nacken. 
Dennoch bliebt die ursprünglich von 


der SPD-Basis geforderte personel¬ 
le Erneuerung aus. Während die so¬ 
zialdemokratischen Minister in der 
Großen Koalition den Koalitions¬ 
vertrag abzuarbeiten versuchen, soll 
nun unter Führung von Nahles viel 
debattiert und die programmatische 
Neuaufstellung der Partei angegan¬ 
gen werden. 

Die SPD gibt sich für ihre Runder¬ 
neuerung selber zwei Jahre Zeit. Wird 
sie es schaffen? Wie und ob Runder¬ 
neuerung geht, könnte die SPD beim 
Reifenhändler um die Ecke erfahren. 
Die Runderneuerung abgefahrener, 
profilloser Reifen macht nur Sinn, 
wenn die Karkasse (der Unterbau 
also) keine ernsthaften Verletzun¬ 
gen erlitten hat und die „verbrauch¬ 
te“ Lauffläche durch eine neue ersetzt 
wird. 

Manfred Dietenberger 


1818 Marx 2018 



Da der Staat die Form ist, in 
welcher die Individuen einer 
herrschenden Klasse ihre ge¬ 
meinsamen Interessen gel¬ 
tend machen und die ganze 
bürgerliche Gesellschaft ei¬ 
ner Epoche sich zusammen¬ 
fasst, so folgt, dass alle ge¬ 
meinsamen Institutionen 
durch den Staat vermittelt 
werden, eine politische Form 
erhalten. 

Marx/Engels, Deutsche Ideologie 
(MEW Band 2, Seite 62) 


Die Zeichen 
stehen auf Streik 


Nach sieben Streiktagen für mehr 
Entlastung ging das Uniklinikum 
Düsseldorf in die Mediation - ge¬ 
nützt hat es nichts. Der Vorstand der 
Uniklinik Düsseldorf stellte klar, 
dass es keinerlei Bereitschaft gibt, 
über Personalmengen und Festle¬ 
gung von Standards zur Sicherstel¬ 
lung der Versorgung und zum Ge¬ 
sundheitsschutz der Beschäftigten zu 
reden, geschweige denn, verbindliche 
Regelungen zu treffen. Folgerichtig 
erklärte die ver.di-Tarifkommission 
das Scheitern der Mediation und for¬ 
derte den Vorstand des Klinikums er¬ 
neut auf, in Verhandlungen für einen 
Tarifvertrag Entlastung einzutreten, 
was der Arbeitgeber Anfang Juni 
schriftlich abgelehnt hat. ver.di berei¬ 
tet jetzt Arbeitskampfmaßnahmen 
an der Uniklinik Düsseldorf vor, um 
Tarifverhandlungen zu erzwingen. 
Die Streiks werden kommen. 

Die DKP unterstützt die Demo zur 
Gesundheitsministerkonferenz 

Am 20. Juni tagt Jens Spahn mit den 
Gesundheitsministern der Länder in 
Düsseldorf, um darüber zu entschei¬ 
den, wie die Pflege in diesem Land 
noch weiter kaputtgespart werden 
kann. Denn während das Geld für 
Rüstung und Militär fließt, wird un¬ 
sere Gesundheit zur Ware und ist nur 
noch für den Meistbietenden zu haben. 

Mittwoch, 20. Juni 2018, 
ab 11.00 Uhr Ankommen und Auftakt 
11.45 Uhr Start der Demonstration 
13.00-15.00 Uhr Kundgebung am Ort 
der Gesundheitsministerkonferenz 

Treffpunkt der DKP ist um 10.30 Uhr 
unter den Arkaden Friedrich-Ebert- 
Straße 45, ca. 100 m vom Düsseldorfer 
Hauptbahnhof. 

Siehe auch Seite 3 
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Kein Sterben auf Raten! 

Unzureichende Zukunftssicherung bei Opel teuer erkauft 


PSA fürchtet US- 
Sanktionen 

Der französische Autobauer PSA 
zieht sich aus dem Iran-Geschäft 
zurück. Wegen der drohenden 
US-Sanktionen hat der Konzern 
begonnen, die Aktivitäten seiner 
Gemeinschaftsunternehmen mit 
iranischen Herstellern einzustel¬ 
len. Im Mai hatten die USA das 
Atomabkommen mit dem Iran 
aufgekündigt. Nun drohen die 
USA bei Geschäftsabschlüssen 
mit dem Iran diesen Unternehmen 
hohe Bußgelder an und sogar den 
vollständigen Ausschluss vom US- 
Markt. 

Mehr Mittel für Kitas 

Die Vereinte Dienstleistungsge¬ 
werkschaft (ver.di) fordert zur Qua¬ 
litätssteigerung in Kindertagesstät¬ 
ten eine sofortige Bereitstellung 
von deutlich mehr Mitteln durch 
den Bund. 

Diese Mittel sollen gezielt für 
die Verbesserung der Situation für 
Kinder und Beschäftigte in den 
Kitas sowie für die Erhöhung der 
Ausbildungskapazitäten eingesetzt 
werden. 

ver.di kann sich auch den 
schrittweisen Einstieg in die Bei¬ 
tragsfreiheit vorstellen, der jedoch 
ohne Wenn und Aber bei Familien 
mit geringem Einkommen begin¬ 
nen müsse. 

Abschluss beim Film 

Auf Tarifverbesserungen für die 
25 000 Film- und Fernsehschaffen¬ 
den, die für die Dauer von einzel¬ 
nen Filmproduktionen angestellt 
werden, haben sich ver.di, der Bun¬ 
desverband Schauspiel (BFFS) und 
die Produzentenallianz am 29. Mai 
2018 geeinigt. Der Durchbruch wur¬ 
de in der vierten Verhandlungsrun¬ 
de erreicht. Mit dem Tarifergebnis 
wird die Tageshöchstarbeitszeit auf 
12 Stunden begrenzt. Ab September 
2018 steigen die Tarife um 2 Pro¬ 
zent, mindestens aber um 30 Euro 
pro Woche, weitere 2,5 Prozent ab 
Juli 2019 und noch einmal 2,25 Pro¬ 
zent ab April 2020. 

Tarife bei Hochtief 

Die Haustarifverhandlungen für 
den Baukonzern Hochtief sind un¬ 
terbrochen. In der bereits vierten 
Verhandlungsrunde für die rund 
3260 in Deutschland Beschäftigten 
gab es von Seiten des Arbeitgebers 
keine Bewegung. Trotz boomender 
Auftragslage und Rekordgewinnen 
beharrt der Hochtief-Vorstand auf 
seinem Angebot von je 1,7 Prozent 
für 2018 und 2019. 

Taut Bericht von Hochtief für 
das erste Quartal 2018 hegt der 
operative Gewinn des Konzerns 
14 Prozent über dem Vorjahreser¬ 
gebnis. Der Auftragsbestand legt 
gegenüber dem Vorjahr währungs¬ 
bereinigt um 12 Prozent zu. Für das 
Gesamtjahr erwartet der Konzern¬ 
vorstand eine Steigerung des opera¬ 
tiven Gewinns von vier bis 15 Pro¬ 
zent gegenüber 2017. 

Arbeitszeitgesetz 

kritisiert 

Als „schlechten Kompromiss“ im 
Koalitionsvertrag zwischen CDU, 
CSU und SPD hat Michaela Ro¬ 
senberger, Vorsitzende der Ge¬ 
werkschaft Nahrung-Genuss-Gast- 
stätten (NGG), die Möglichkeit be¬ 
zeichnet, das Arbeitszeitgesetz mit 
Hilfe von Öffnungsklauseln in Ta¬ 
rifverträgen zu flexibilisieren. „Ein 
verschlechtertes Arbeitszeitgesetz 
bedeutet mehr Auspressung der Ar¬ 
beitskraft, bedroht die Gesundheit 
und macht krank“, mahnte Rosen¬ 
berger auf der Konferenz des NGG- 
Fandesbezirks Ost am Samstag in 
Erkner. 

Seit Jahren greifen Arbeitgeber¬ 
verbände wie der Deutsche Hotel- 
und Gaststättenverband (Dehoga) 
das Arbeitszeitgesetz massiv an, um 
unter dem Vorwand der Flexibilisie¬ 
rung die tägliche Höchstarbeitszeit 
hochzuschrauben. „Grundsätzlich 
sagen wir,Hände weg vom Arbeits¬ 
zeitgesetz. 4 “ 


M an kann die Erleichte¬ 
rung förmlich spüren. Beim 
„Townhall Meeting“ der 
Opel-Geschäftsleitung in Rüssels¬ 
heim herrscht fast gelöste Stimmung. 
Es gibt spontanen Applaus, als schließ¬ 
lich auch der Betriebsratsvorsitzende 
Wolf gang Schäfer-Klug die Bühne be¬ 
tritt und seine Sicht auf die „Eckpunk¬ 
te zur Zukunftssicherung aller Opel- 
Standorte“ darlegt. Kernelemente: 
Begrenzung des Personalabbaus auf 
3 700 Beschäftigte, Kündigungsschutz 
für die verbliebenen rund 15 000 Opel- 
Beschäftigten an den deutschen Stand¬ 
orten bis Sommer 2023 und Investiti¬ 
onen in alle Werke. 3 500 Kollegen 
hätten bereits über Altersteilzeit, Vor¬ 
ruhestand und freiwillige Abfindungen 
das Unternehmen verlassen oder ihren 
Willen bekundet, das zu tun. Somit sei 
die Umstrukturierung fast beendet. 
Jetzt könne wieder etwas Ruhe in den 
Betrieb einkehren. 

Wenn es nach Schäfer-Klug gegan¬ 
gen wäre, hätte die Belegschaft gar 
nichts dafür gegeben, aber den Aus¬ 
schluss betriebsbedingter Kündigungen 


Es hatte alles nichts genützt. Das Weh¬ 
klagen der Freihandelsapostel, die 
Wallfahrten nach Washington. US- 
Handelsminister Wilbur Ross kündig¬ 
te kurz vor Ablauf der vorläufigen Aus¬ 
nahmegenehmigung an, dass die Ver¬ 
einigten Staaten ab 1. Juni 2018 von 
Mexiko, Kanada und der EU die ange¬ 
kündigten Zölle auf Stahl und Alumi¬ 
nium erheben werden. Die Reaktionen 
aus Brüssel und Berlin ließen nicht lan¬ 
ge auf sich warten: Das sei „ein schlech¬ 
ter Tag für den Welthandel“, floskelte 
Handelskommisarin Cecilia Malm¬ 
ström, man werde nun vor die Welt¬ 
handelsorganisation (WTO) ziehen 
und die Verhängung von Gegenzöllen 
vorantreiben. SPD-Rechtsaußen Heiko 
Maas wusste mit der Leerformel „Un¬ 
sere Antwort auf ,America first’ kann 
nur heißen: ,Europe United’“ zu „über¬ 
zeugen“. Als ob nicht jeder wüsste, dass 
sich „Europe united“ gerade nach allen 
Regeln der Kunst selbst zerlegt. 

Auch aus Paris war die Forderung 
nach einer „starken Antwort“ der EU 
zu hören. Damit wird es aber wohl so 
weit her nicht sein. Zölle auf Harley- 
Davidson-Motorräder und Bourbon- 
Whiskey werden das Imperium wohl 
kaum in die Knie zwingen. Die EU 
hat gegenüber den Vereinigten Staa¬ 
ten einen Außenhandelsüberschuss 
von rund 150 Mrd. Dollar. Die von 
Berlin aufgezwungene Austeritätspo- 
litik zielt darauf ab, diesen Überschuss 
nach Kräften auszubauen. Für dieses 
merkantilistische und für die Export¬ 
industrie natürlich sehr profitable Ziel 
bezahlen Millionen, vorwiegend Süd¬ 
europäer, mit Armut, Arbeitslosigkeit, 
mit ihrer Lebenssicherheit und ihrer 
Zukunftsperspektive. Die VR China 
hat gegenüber den USA einen fast 
doppelt so großen Außenhandelsüber¬ 
schuss, 278 Mrd. Dollar, aber mit dem 
Ziel, diesen abzubauen. Im Jahr 2017 
um minus 17 Prozent. Die Verhand¬ 
lungsposition der Chinesen dürfte un¬ 
gleich besser aussehen. 

Nur, und das ist die Krux des eu¬ 
ropäischen Konzeptes, es muss jeman¬ 
den geben, der die europäischen Über¬ 
schüsse kauft. Genauer, sich verschul¬ 
det, um diese Überschüsse kaufen zu 
können. Traditionell lösten die impe¬ 
rialistischen Staaten dieses Problem 
mithilfe der Marine. Einige Kanonen¬ 
boote liefen aus, um den dummen Wil¬ 
den die Vorteile von „Freedom and De- 
mocracy“ und insbesondere von „Free 
Trade“ und „Free Enterprise“ zu erklä¬ 
ren. Dummerweise haben im vorliegen¬ 
den Fall die dummen Wilden, vulgo die 
Trump-Regierung, die deutlich größe¬ 
ren Kanonenboote. 


gäbe es nun mal nicht umsonst. Und so 
soll das im Tarifabschluss der Metall- 
und Elektroindustrie mit Wirkung ab 
Januar 2019 vereinbarte tarifliche Zu¬ 
satzentgelt von rund einem Viertel ei¬ 
nes Monatsgehalts plus 12,3 Prozent 
des monatlichen Facharbeiter-Grund¬ 
entgelts bis 2023 ausgesetzt werden. 
Zukünftige Tariferhöhungen ab 2020 
werden um ein Jahr verschoben. Au¬ 
ßerdem sollen üb er tarifliche Entgelt¬ 
bestandteile, die noch als Anpassungen 
aus den Zeiten der ERA-Einführung 
existieren und in jeder Entgeltgruppe 
sehr unterschiedlich ausfallen, auf zu¬ 
künftige Lohnerhöhungen angerechnet 
werden können. Faktisch könnten ei¬ 
nige Kollegen so über fünf Jahre ohne 
Lohnerhöhungen dastehen. Das Ge¬ 
schenk der Belegschaft an Opel be¬ 
läuft sich jährlich auf ein gutes halbes 
Monatsgehalt. 

Damit ist der Kündigungsschutz 
teuer erkauft. Aber nach monatelan¬ 
gem Hin und Her, Erpressungen und 
Horrorszenarien hatten die Kollegen 
wohl Schlimmeres erwartet. Was man 
noch nicht hat, vermisst man nicht - 


Womit wir bei einer der fundamen¬ 
talen Regeln des internationalen Han¬ 
dels wären: Es kommt nicht nur dar¬ 
auf an, die billigsten Waren zu haben, 
sondern auch den größten Knüppel. 
In der Regel folgt eines aus dem ande¬ 
ren. Im Falle der EU hegen die Dinge 
aber etwas anders. Während des Kalten 
Krieges und noch einige Jahre danach 
verzichteten die Europäer auf einen ei¬ 
genen „Big Stick“. Die Niederlage bei 
Stalingrad lag den Deutschen, die am 
Suezkanal den Briten und Franzosen 
noch mächtig im Magen und das gut 
gefüllte Schaufenster in Richtung Os¬ 
ten war auch nicht billig. Man verließ 
sich in der Weltpolitik da besser auf die 
US-Boys. 

Denen wird die Sache aber allmäh¬ 
lich zu kostspielig. Sieben Billionen 
Dollar haben die USA, laut Trump, in 
ihr Greater-Middle-East-Projekt ver¬ 
senkt. Der US-Bundeshaushalt ist mit 
21 Bio. Dollar verschuldet, das kumu¬ 
lierte Handelsbilanzdefizit, seit 1999 ge¬ 
rechnet, übersteigt 12 Bio. Dollar. Die 
US-Infrastruktur hegt in Trümmern. 
Große Teile der US-Industrie wurden 
exportiert, gutbezahlte Arbeitsplätze 


und so tut die Einigung noch nicht so 
richtig weh. 

Dass Opel damit über Jahre hin¬ 
weg vom Flächentarifvertrag abweicht 
und den Verzichtsdruck auf andere 
Belegschaften erhöht, kann keinen 
Gewerkschafter froh stimmen. Kämp¬ 
ferische gewerkschaftliche Argumente 
haben in der Auseinandersetzung al¬ 
lerdings weitgehend gefehlt. Die Ver¬ 
zichtslogik ist tief in der Belegschaft 
verankert. An der Reaktion der fran¬ 
zösischen Gewerkschaft CFDT lässt 
sich dabei unmittelbar ablesen, dass 
Verzicht in eine Abwärtsspirale führt. 
Eine Sprecherin sorgt sich, dass Arbeit 
nun nach Deutschland verlagert wer¬ 
den könne und damit in Frankreich er¬ 
neut Entlassungen drohten. Nachdem 
die französischen Kollegen schon drei 
Jahre auf Lohnerhöhungen verzichtet 
hatten, dürften sie jetzt nicht noch ein¬ 
mal die Zeche zahlen für die Sanierung 
des PSA-Konzerns. Das macht deutlich: 
Mit dem Einknicken der Opelaner ist 
die nächste Verzichtsrunde eingeläutet. 

Für das Werk in Eisenach, an dessen 
Zukunft die Auseinandersetzung zwi- 


gegen prekäre Billigjobs eingetauscht. 
Millionen verloren in der letzten Krise 
ihr Haus, ihr Eigentum, ihre Lebens¬ 
perspektive. Trump hat versprochen die 
Dinge zu ändern. Wie es aussieht, ver¬ 
sucht er damit ernst zu machen. Soweit 
es ihm seine bürgerlich-bornierte Sicht 
auf die Sache und die mit Wall Street 
und den Geheimdiensten verbandelten 
„liberalen“ Medien erlauben. 

Das globale Geschäftsmodell der 
letzten Jahrzehnte lautete: In den 
Sweatshops Asiens und zunehmend 
auch Afrikas wird eine gigantische 
Menge immer billigerer Waren herge- 
stellt, mit denen auch dem neoliberal 
verarmten und enteigneten Arbeiter in 
den Metropolen noch das sozialchauvi¬ 
nistische Gefühl von imperialistischer 
Kumpanei einzutrichtern ist. Deutsch¬ 
land spielt eine Sonderrolle als Liefe¬ 
rant von Industrieausrüstung und von 
Luxusgütern. Das Land ist aufgrund 
der Euro-Krise in der konkurrenzlos 
günstigen Lage, mit einer für seine Ex¬ 
portindustrie massiv unterbewerteten 
Währung antreten zu können, und fährt 
einen Exportrekord nach dem anderen 
ein. Die USA als Konsument der letz- 


schen IG Metall und Geschäftsleitung 
eskaliert war, wurden mit der Einigung 
die Investitionen für die Produktion ei¬ 
nes Fahrzeugmodells freigegeben. Das 
SUV Grandland X soll dort ab 2019 im 
Zwei-Schicht-Betrieb gebaut werden - 
mit 450 Kollegen weniger als bisher. 
Die unmittelbare Gefahr für den Er¬ 
halt des Werks ist damit vom Tisch. Die 
Befürchtung, dass Eisenach einen „Tod 
auf Raten“ stirbt, ist aber nicht ausge¬ 
räumt. Die langfristige Auslastung des 
Standorts ist mit der Produktion eines 
einzigen Modells nicht gesichert. Die 
Schließung des Opel-Werks in Bochum 
ist dafür Beispiel und Mahnung. 

Es wird also keine Ruhe geben für 
die Opelaner. Und es darf keine Ruhe 
geben. Der Ausschluss betriebsbeding¬ 
ter Kündigungen gewährt einen Auf¬ 
schub, aber die nächste Erpressungs¬ 
runde kommt bestimmt. Damit Ver¬ 
zicht dann nicht wieder als die einzige 
gangbare Option erscheint, muss inten¬ 
siv an einer Standort- und konzernüber- 
greifenden gewerkschaftlichen Gegen¬ 
strategie gearbeitet werden. 

Carmen Stachowiak 


ten Instanz kaufen besinnungslos die 
globalen Überschüsse auf - und ver¬ 
schulden sich über beide Ohren bei 
den Chinesen, Investoren und Zen¬ 
tralbanken. 

Dieser, zugegeben verkürzt darge¬ 
stellte, Verwertungsmodus dürfte sei¬ 
nen Höhepunkt überschritten haben. 
Der US-Präsident hat ihn gekündigt. 
Noch sind wir bei den Vorgeplänkeln. 
Und noch haben es die europäischen 
„Verbündeten“ nicht wirklich begrif¬ 
fen. Aber sobald es um höhere Zölle 
auf Pkw und Ähnliches geht, wird man 
sehen, wie weit die großmäuligen An¬ 
kündigungen aus Berlin und Brüssel 
tatsächlich tragen. Bislang ist kein Plan 
B in Sicht. Dabei könnte man statt „Eu¬ 
rope united 44 zu krakeelen schon mal 
20 Prozent mehr Lohn für alle fordern. 
Zur Stärkung der Binnenkaufkraft 
und als Ausgleich für den neolibera- 
len Lohnraub der letzten Jahre. Wäre 
schon mal ein Anfang. Aber natürlich 
wird die Debatte der staatstragenden 
„Experten“ in die entgegengesetzte 
Richtung gehen. Wenn man schon vor 
dem Abgrund steht, dann aber volle 
Kraft voraus. Klaus Wagener 


Vorgeplänkel 

USA erhöhen Zölle auf Stahl und Aluminium, auch für die EU 



Alle Kräne stehen still, wenn der liebe Trump es will. 
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Die Abrüstungskampagne in Betriebe und 
Gewerkschaften hineintragen! 


Rüstungsausgaben senken, damit wir mehr Geld für soziale Belange 


J utta Markowski hat bei zahlrei¬ 
chen gewerkschaftlichen Veran¬ 
staltungen, Delegiertenkonferen¬ 
zen von ver.di und bei anderen Aktio¬ 
nen Unterschriften für die Kampagne 
„Abrüsten statt Aufrüsten“ gesammelt. 
Wir sprachen mit ihr über ihre Erfah¬ 
rungen. 

UZ: Ihr habt bereits fleißig Unterschrif¬ 
ten für die Kampagne „Abrüsten statt 
Aufrüsten “ der Friedensbewegung ge¬ 
sammelt. Insgesamt 30 000 Unterschrif¬ 
ten wollen wir, wie auf dem Parteitag 
beschlossen, bis zum UZ-Pressefest ge¬ 
sammelt haben. Welche Erfahrungen 
habt ihr bisher gemacht? 

Jutta Markowski: Man trifft auf Ge¬ 
werkschaftsversammlungen, beim 
1. Mai, auf Antifa-Demos und sogar 
beim Ostermarsch viel zu wenige Leu¬ 
te, die den Aufruf schon kennen und 
unterschrieben haben. Das hat mich 
sehr gewundert. 

Und leider war es so: Wenn wir 
nicht sammeln, sammelt keiner. Die 
den Aufruf schon kannten, haben ihn 
online unterschrieben. Auf der Straße 
wird er kaum beworben. 

UZ: Wie ist es euch gelungen, mit den 
Menschen ins Gespräch zu kommen? 

Jutta Markowski: Die Nato-Forderung, 
nachdem zwei Prozent des Bruttosozi- 



Jutta Markowski ist Mitglied der 
DKP Essen, ver.di-Vertrauensfrau und 
Betriebsrätin. 


alproduktes in die Rüstung zu stecken 
seien, ist fast allen bekannt. Dafür hat 
Flinten-Uschi gesorgt. Und die meisten 
sind sofort bereit, sich dagegen auszu¬ 
sprechen. Es herrscht meiner Meinung 
nach im Moment noch eine breite Ab¬ 
lehnung gegen diese Pläne. 

Wenn wir mehr Personal in Kran¬ 
kenhäusern und Altenheimen haben 
wollen, ist sehr schnell klar, dass die¬ 
ser Kampf verbunden werden muss mit 
einer Senkung der Rüstungsausgaben. 


Sonst zahlen wir die Zeche zum Bei¬ 
spiel durch die Erhöhung der Kranken¬ 
kassenbeiträge selbst. 

Du merkst aber auch, wie sich die 
Propaganda in die Köpfe schleicht: So 
wird von manchen zu bedenken gege¬ 
ben, dass die Bundeswehr doch untaug¬ 
liches und veraltetes Material habe. 

Einige der älteren Kolleginnen 
und Kollegen haben aber auch sofort 
die Verbindung zum Krefelder Appell 
hergestellt. So eine Bewegung müsse es 
wieder geben! 

UZ: Hast du weitere Tipps, wie erfolg¬ 
reich gesammelt werden kann? 

Jutta Markowski: Erstmal anfangen! 
Der Erfolg beflügelt. Und wenn ich 
mir seit letzter Woche wieder in Essen 
die Plakatwerbung der Bundeswehr 
anschauen muss, besänftigt jede Un¬ 
terschrift meine ohnmächtige Wut ein 
bisschen. Warum eigentlich nicht mal 
direkt vor so einer Plakattafel einen In¬ 
fostand aufbauen? 

UZ: Gab es bei euren Aktionen auch ne¬ 
gative Reaktionen? 

Jutta Markowski: Ich hatte nicht eine 
einzige. Es gab aber auch einen Saure - 
Gurken-Infostand einer Wohngebiets¬ 
gruppe, auf der nur eine Unterschrift ge¬ 
wonnen wurde. So Tage gibt es halt auch. 

Die Fragen stellte Markus Bernhardt 
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„ABRÜSTEN STATT AUF RÜSTEN" 
ZIEL: 30 000 UNTERSCHRIFTEN 
BIS ZUM UZ-PRESSEFEST 



3°°° STAND 5. JUNI: 

iooo 10 521 UNTERSCHRIFTEN 


Die DKP unterstützt diesen Aufruf und möchte bis zum UZ-Pressefest 
im September 30.000 Unterschriften sammeln. Der Appell und die 
Unterschriftslisten sind abrufbar unter news.dkp.de 


Arbeitskampf bei der Uniklinik Düsseldorf 

Mehr Personal für die Kliniken - sonst streikt’s wieder! 



„Was ist unserer Gesellschaft Gesundheit wert?“ Diese Frage werden Kolleginnen und Kollegen aus der Pflege auch wieder 
am 20. Juni in Düsseldorf stellen, wie hier am i. Mai in Siegen. 


Nach sieben Streiktagen an der 
Uniklinik Düsseldorf für einen Tarif¬ 
vertrag Entlastung an der Uniklinik 
Düsseldorf im Herbst 2017 war der 
Vorstand der Uniklinik immer noch 
nicht bereit, Tarifverhandlungen mit 
ver.di aufzunehmen und Mindestper¬ 
sonalausstattungen zu regeln sowie 
verbindlich festzulegen, was passiert, 
wenn diese nicht eingehalten wer¬ 
den. Ganz im Gegenteil wurde der 
Druck auf die Beschäftigten erhöht, 
sich nicht an den Streikmaßnahmen 
zu beteiligen und eine gezielte inner¬ 
betriebliche Öffentlichkeitskampag- 
ne gegen den Personalrat und die Ge¬ 
werkschaft ver.di begonnen. 

Zeitgleich wurde Druck auf die 
Gewerkschaft ausgeübt, die Tarifauf¬ 
forderung zurückzuziehen, da die Ta¬ 
rifgemeinschaft Deutscher Länder 
(TDL) sonst alle anderen Tarifver¬ 
handlungen bundesweit mit ver.di 
einstellen würde. 

Der Umgang mit dieser Erpres¬ 
sung innerhalb von ver.di wurde sehr 
strittig diskutiert, was sich deutlich in 
das zweite Quartal 2018 hineinzog. In 
dieser Phase beschloss die ver.di-Ta- 
rifkommission am Uniklinikum Düs¬ 
seldorf, sich auf die vom Arbeitgeber 
vorgeschlagene Mediation einzulas¬ 
sen, in der mithilfe externer Beglei¬ 
tung Entlastungsmöglichkeiten für die 
Beschäftigten beraten werden sollten. 

Auch wenn die Skepsis groß war, 
ob der Arbeitgeber auf dieser Ebene 
ohne Tarifverhandlungen und damit 
ohne das Mittel des Arbeitskampfes 
bereit sein würde, verbindliche Rege¬ 
lungen zur Entlastung zu treffen, ließ 
sich die ver.di-Tarifkommission dar¬ 
auf ein, um auszuloten, welche Mög¬ 
lichkeiten es auf diesem Weg gab und 
wie ernst der Vorstand seine steten 
Beteuerungen meinte, zeitnah Ent¬ 
lastungsmaßnahmen einzuführen. 
Das Misstrauen im Betrieb war eben¬ 
falls sehr hoch, da der Arbeitgeber 
als letzte von ihm propagierte Entlas¬ 
tungsmaßnahme gegen den ausdrück¬ 
lichen Willen der Beschäftigten und 
ohne die gesetzlich vorgeschriebene 
Beteiligung des Personalrats die Ar¬ 


beitszeiten zum 1. Januar 2018 verän¬ 
dert hatte. 

Resultat dieser Veränderung war, 
dass Vollzeitbeschäftigten in der Pfle¬ 
ge 12 freie Tage im Jahr weggenom¬ 
men wurden für eine Verkürzung der 
täglichen Schichtlänge. Diese Verkür¬ 
zung funktioniert aber nicht, weil die 
Beschäftigten die Zeit, die ihnen hier 
abgezogen werden sollte, jetzt über 
Mehrarbeit, Überstunden bzw. undo¬ 
kumentiertes Längerbleiben selbst 
ausbaden, damit die notwendige Ver¬ 
sorgung und die wichtigen Patienten¬ 
übergaben zwischen Frühdienst und 
Spätdienst sichergestellt sind. 


In der Mediation bewahrheiteten 
sich die Befürchtungen sehr schnell. 
Der Vorstand der Uniklinik Düssel¬ 
dorf stellte klar, dass es keinerlei Be¬ 
reitschaft gab, über Personalmengen 
und Festlegung von Standards zur Si¬ 
cherstellung der Versorgung und zum 
Gesundheitsschutz der Beschäftigten 
zu reden, geschweige denn verbindli¬ 
che Regelungen zu treffen. Vielmehr 
versuchte der Arbeitgeber in der Me¬ 
diation, die Schuld für die noch nicht 
eingetretene Entlastung dem Perso¬ 
nalrat zuzuschieben und eine Spaltung 
zwischen ver.di und Personalrat zu er¬ 
reichen, was natürlich nicht gelang. 


Folgerichtig erklärte die ver.di-Ta¬ 
rifkommission das Scheitern der Me¬ 
diation und forderte den Arbeitgeber 
erneut auf, in Tarifverhandlungen für 
einen Tarifvertrag Entlastung einzutre¬ 
ten, was der Arbeitgeber zu Beginn des 
Juni schriftlich abgelehnt hat. Dement¬ 
sprechend bereitet die Gewerkschaft 
ver.di nun Arbeitskampfmaßnahmen 
an der Uniklinik Düsseldorf vor, wel¬ 
che nach Beschlussfassung in der ver. 
di-Bundestarifkommission am 11. Juni 
sehr schnell wieder zu großen Streiks 
führen werden. 

Im gleichen Zeitraum, am 20. Juni 
findet in Düsseldorf die Gesundheits¬ 


ministerkonferenz der Länder statt, 
an der die Landesgesundheitsminister 
mit dem Bundesgesundheitsminister 
Jens Spahn ihre Konzepte und Lösun¬ 
gen für die Personalnot in den Kran¬ 
kenhäusern und Altenpflegeheimen 
diskutieren und vorstellen wollen. 
Die Vorberichterstattung und die ak¬ 
tuellen Äußerungen der Gesundheits- 
politiker zeigen aber jetzt schon, dass 
von dieser Seite nicht viel zu erwarten 
ist. Die Personaluntergrenzen, die im 
Auftrag der Bundespolitik gerade von 
Krankenkassen und Deutscher Kran¬ 
kenhausgesellschaft diskutiert wer¬ 
den, verdienen den Namen nicht, den 
sie tragen, da sie für zu wenig Berei¬ 
che und mit viel zu viel Umgehungs- 
möglichkeiten für die Klinikleitungen 
ausgestattet sein werden. 

Deshalb werden die Beschäftigten 
der Uniklinik Düsseldorf sicherlich 
auch die Gesundheitsministerkon¬ 
ferenz mit ihrer Anwesenheit beglü¬ 
cken und lautstark und kämpferisch 
auf die Missstände in der Uniklinik 
Düsseldorf und ihre Forderungen hin- 
weisen. Dass sie dies gemeinsam mit 
Streikenden und Demonstrierenden 
aus anderen Krankenhäusern und Al¬ 
tenpflegeheimen bundesweit gemein¬ 
sam tun werden, wird den 20. Juni 
zu einem Kristallisationspunkt und 
Kampftag für die Frage „Was ist un¬ 
serer Gesellschaft Gesundheit wert?“ 
machen. 

Die bisherigen Erfahrungen mit 
Herrn Spahn und dem von ihm ver¬ 
tretenden Arbeitgeberlager zeigen 
aber, dass eine große Demonstration 
sie genauso wenig beeindruckt wie die 
objektiven Missstände in den Kran¬ 
kenhäusern und Pflegeeinrichtungen. 
Eine Veränderung ihrer Politik wird 
nur erfolgen, wenn die Beschäftig¬ 
ten sich ein Gesundheitssystem und 
Arbeitsbedingungen nach ihren Vor¬ 
stellungen erkämpfen. Und für die¬ 
sen Kampf brauchen sie jede Unter¬ 
stützung, die sie kriegen können, am 
20. Juni in Düsseldorf und in den fol¬ 
genden Streiks und Auseinanderset¬ 
zungen bundesweit. 

Jan van Hagen 
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„Reformieren“ zulasten der Flüchtlinge 

Das BAMF soll für verfehlte Politik herhalten 


„Gut bewacht“ - Flüchtlingsunterkunft in Berlin-Hellersdorf 


N icht nur die AfD, auch die FDP 
will noch in dieser Woche ei¬ 
nen Untersuchungsausschuss 
des Bundestages zur Arbeit des Bun¬ 
desamtes für Migration und Flücht¬ 
linge (BAMF) beantragen. Dabei soll 
auch Merkels Rolle untersucht werden. 
„Wir halten eine gründliche Ausleuch¬ 
tung dieser Vorgänge auch mit ihren 
politischen Verantwortlichkeiten bis 
in das Kanzleramt hinein für notwen¬ 
dig“ erklärte Partei- und Fraktionschef 
Christian Lindner am Montag auf der 
Bundespressekonferenz in Berlin. Es 
müsse geklärt werden, wie und unter 
welchen Bedingungen das BAMF ge¬ 
arbeitet habe. Dabei gehe es der FDP 
nicht um Anklage, sondern um „klare 
und vollständige Aufklärung“ 

Ob es diese aber geben wird? Auch 
wenn SPD-Generalsekretär Lars Kling¬ 
beil jetzt fordert, Merkel dürfe die Öf¬ 
fentlichkeit nicht länger im Unklaren 
darüber lassen, „wann sie was über die 
Probleme beim BAMF wusste“ oder 
SPD-Parteichefin Andrea Nahles eine 
schnelle Aufklärung forderte: Es ist un¬ 
gewiss, ob es im Bundestag eine Mehr¬ 
heit für einen Untersuchungsausschuss 
geben wird und was ein solcher dann 
bewegen könnte. 

Ende Februar 2017, also nachdem 
die Abläufe im BAMF auf Wunsch des 
Innenminsteriums und des Kanzleram¬ 
tes „effektiviert“ worden waren (siehe 
Seite 1), kursierte in der Behörde ein 
Brief: „Der Mitarbeiter als Mensch, der 
Asylbewerber sowieso (...) spielt keine 
Rolle mehr. Die Zahlenfetischisten re¬ 
gieren durch - Rechtsbrüche sind voll¬ 
kommen egal.“ („Die Zeit“, 30.3.2017) 
Zudem musste die ohnehin überlaste¬ 
te Behörde in den vergangenen Jahren 
eine Gesetzesänderung nach der ande¬ 
ren umsetzen. 

Die ehemalige Leiterin der BAMF- 
Außenstelle in Bremen, gegen die die 
Staatsanwaltschaft ermittelt, wies am 


vorigen Mittwoch auch deshalb alle 
Vorwürfe gegen sich und ihre Amts¬ 
führung zurück. Zu den weiteren Be¬ 
schuldigten gehören Anwälte und ein 
Dolmetscher. Mit dem Amtsantritt 
Weises sei es im BAMF nur noch um 
Fallzahlen und Bearbeitungszeiten, 
nicht aber um persönliche Schicksale 
gegangen. Auch unter Weises Nachfol¬ 
gerin Jutta Cordt habe sich das nicht 
geändert. Sie selbst habe niemals Geld 
angenommen. Bei ihrer Arbeit sei es 
ihr um Menschen in Not gegangen, 
nicht um blanke Zahlen. Sie solle nun 
offensichtlich geopfert werden. Auch 
ihr Anwalt Erich Joester wies die von 
Behörden und Politik erhobenen Vor¬ 
würfe gegen seine Mandantin zurück. 
Er warf ihren Vorgesetzten Versäum¬ 
nisse vor. Es gehe nicht an, dass „die¬ 


jenigen, die zur Fürsorge aufgerufen 
sind, nämlich ihre Vorgesetzten bis hin 
zum Minister, jetzt Vorwürfe erheben, 
ohne ihr rechtliches Gehör gewährt zu 
haben“, erklärte der Anwalt „Radio 
Bremen“, dem „NDR“ und der „Süd¬ 
deutschen Zeitung“. Seine Mandantin 
habe weder Geld angenommen noch 
Geld an Anwälte angewiesen, die da¬ 
für Asylsuchende gezielt nach Bremen 
gebracht haben sollen, Die Verfahren 
seien vielmehr wegen Überlastung an¬ 
derer Außenstellen und mit Wissen der 
Nürnberger Zentrale nach Bremen ver¬ 
legt worden. 

Die meisten der 1 200 Menschen, 
die in Bremen in den Jahren 2013 
bis 2016 die Möglichkeit bekamen in 
Deutschland zu leben, sind - darauf 
wird in vielen Medien kaum Bezug 


genommen - übrigens, wie auch die 
Staatsanwaltschaft in Bremen im Ap¬ 
ril mitgeteilt hatte, Jesidinnen und Je- 
siden. Jesiden gehören jedoch zu den 
Flüchtlingsgruppen mit den bundes¬ 
weit höchsten Anerkennungsquoten. 
Die Aufklärung darüber sowie über die 
antihumane Orientierung im BAMF 
nur „Fälle“ abzuarbeiten, das Schick¬ 
sal von Menschen aber zu missachten, 
scheint nicht erwünscht. 

Weise selbst streitet jetzt alle Ver¬ 
antwortung ab. Der damalige Behör¬ 
denchef erklärte 2017 die Kanzlerin 
zwei Mal im direkten Gespräch über 
Missstände im BAMF und im Asylma¬ 
nagement informiert zu haben. Hat er 
das nicht getan, als er selbst noch Ver¬ 
antwortung für das Amt trug? Wenn 
ja, was hat er vorgeschlagen oder ge¬ 


tan? Die Zusammenarbeit des BAMF 
mit McKinsey und Co. war Kanzlerin 
Merkel übrigens spätestens seit Som¬ 
mer 2016 bekannt, wahrscheinlich aber 
weitaus früher. 

Auch Innenminister Seehofer wies 
in der vorigen Woche auf einer Son¬ 
dersitzung des Innenausschusses alle 
Verantwortung von sich, versprach 
vollständige wie unbarmherzige Auf¬ 
klärung über die Affäre in der Bremer 
Außenstelle des BAMF. Und dabei soll 
es nicht bleiben: „Ich schaue nicht nur 
auf Bremen - ich will alles reformie¬ 
ren“, zitierte ihn „Spiegel-Online“. An¬ 
gesichts seiner bisherigen harten Posi¬ 
tion in der Flüchtlingspolitik werden 
die AnKER-Zentren nicht sein letztes 
Wort bleiben. 

Nina Hager 



Auf Menschenjagd Rassistische Morde 

Razzien gegen Linke in vier europäischen Ländern Nichts ist vergessen in Solingen 



2018 ist ein weiteres notwendiges Jahr gegen Rassismus 


Die Hamburger Sonderkommission 
„Schwarzer Block“ hat wieder zuge¬ 
schlagen. In insgesamt vier Ländern 
kam es Anfang der vergangenen Wo¬ 
che zu Razzien gegen vermeintliche 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
der Proteste gegen den G20-Gipfel 
im vergangenen Jahr in Hamburg. So 
durchsuchten Ermittler der besag¬ 
ten Sonderkommission - unterstützt 
durch zahlreiche Polizeidienststellen 
und Justizbehörden sowie Eurojust 
mit Sitz in Den Haag - Objekte in 
der Schweiz, in Italien, Spanien und 
Frankreich. 

Wie die Hamburger Polizei mitteil¬ 
te, richteten sich die Maßnahmen ins¬ 
gesamt gegen sieben männliche Perso¬ 
nen im Alter von 22-32 Jahre, die im 
Verdacht stünden, „aus einer Gruppe 
heraus eine Vielzahl an schweren Straf¬ 
taten begangen zu haben“. Hamburgs 
Polizeipräsident Ralf Martin Meyer 
bejubelte die Durchsuchungen erwar¬ 
tungsgemäß. Diese seien „ein erster 
wichtiger Schritt zur Ermittlung wei¬ 
terer Personen, die während des G20 
Gipfels schwere Straftaten begingen“, 
behauptete er. 

Kritik an der neuerlichen Repres¬ 
sion kam unterdessen von Linkspartei, 
Roter Hilfe und DKP. Dass sich die 
Hamburger Polizei „im europäischen 
Ausland in erster Linie an Anti-Ter- 
ror-Einheiten wendet, zeigt, dass es ihr 
nicht zuletzt um eine politische Bot¬ 
schaft geht, nämlich die Ausschreitun¬ 
gen im Zusammenhang mit den G20- 
Protesten und damit die G20-Proteste 
insgesamt in die Nähe von Terrorismus 
zu rücken“. Das sei „absolut unverhält¬ 
nismäßig und stigmatisierend für die 
Betroffenen, deren Bilder - ob sie spä¬ 
ter verurteilt werden oder nicht - für 
immer im Netz bleiben“, urteilte die 
innenpolitische Linksfraktion in der 


Hamburgischen Bürgerschaft, Christi¬ 
ane Schneider. 

Heiko Lange, Mitglied im Bundes¬ 
vorstand der Roten Hilfe e. V., warf der 
Hamburger Polizei vor, „wirklich alles 
zu unternehmen, was in ihrer Macht 
steht, um die Deutungshoheit über die 
Geschehnisse zu behalten und sich in 
Szene zu setzen“. „Durch reißerisch in¬ 
szenierte Razzien und Pressemeldun¬ 
gen“ solle von den massiven Grund¬ 
rechtsverletzungen, der Polizeigewalt, 
der Behinderung von Journalisten und 
den eigenen Fehlern abgelenkt werden. 
Um G20-Gegnerinnen und Gegner zu 
verfolgen und die Protestbewegung zu 
kriminalisieren, werde die Repression 
sogar über Ländergrenzen mit bis dato 
unüblichen Mitteln fortgesetzt. „Dies 
ist eine gefährliche Entwicklung, der 
die gesamte Linke und soziale Bewe¬ 
gungen politisch und juristisch entge¬ 
gentreten müssen“, urteilte Lange. 

Auch der DKP-Vorsitzende Patrik 
Köbele übte harsche Kritik an dem 
Vorgehen der Repressionsbehörden. 
„Es ist schon erstaunlich, dass bereits 
mehrere G20-Gegner zu besonders 
harten Strafen verurteilt wurden, wäh¬ 
rend keines der bisher geführten 140 
Verfahren gegen Polizistinnen und Po¬ 
lizisten zu einer Anklage geführt hat“, 
monierte Köbele. Den von staatlicher 
Repression betroffenen G20-Geg- 
nern versicherte er die Solidarität der 
Kommunistinnen und Kommunisten. 
Fort an müsse es verstärkt darum ge¬ 
hen, die Grund- und Freiheitsrechte 
gegen Angriffe aus etablierter Politik, 
Polizei und Justiz zu verteidigen. Da¬ 
her mobilisiere die DKP unter ande¬ 
rem zu der geplanten Demonstration 
gegen das geplante neue nordrhein¬ 
westfälische Polizeigesetz am 7. Juli in 
Düsseldorf. 

Markus Bernhardt 


Solingen stand in den letzten Maita¬ 
gen im Zeichen des 25. Jahrestages 
des Brandanschlages vom 29. Mai 
1993. Damals waren fünf Frauen und 
Mädchen mit türkischer Zuwande¬ 
rungsgeschichte in den Flammen ihres 
Hauses umgekommen, das rassistisch 
aufgehetzte Jugendliche angezündet 
hatten. Weitere Mitbewohnerinnen 
und Mitbewohner wurden teilweise 
schwer verletzt. Dieses Verbrechen ist 
und bleibt in Solingen unvergessen. 
Manchmal still und verhalten, doch 
meist laut und unüberhörbar gestal¬ 
tete sich das Gedenken. 

Schon am Samstag, den 19. Mai 
veranstaltete die Solinger Antifa ein 
Konzert „Love music - hate facism!“ 
mit lokalen Bands und Kutlu (Micro- 
phone Mafia), Pablo (Irie Revolte), 
Chaoze One. 

Am Mittwoch, 23. Mai gab es eine 
Gedenkveranstaltung des „Solinger 
Appell“, ein Bündnis, das sich bereits 
1993 gebildet hatte. Mitwirkende wa¬ 
ren aus Mölln dabei (nach dem Mord¬ 
anschlag 1992), aus Köln von der Ini¬ 
tiative „Keupstraße ist überall“, auch 
Rechtsanwalt Rolf Gössner von der 
Internationalen Liga für Menschen¬ 
rechte und andere schilderten ihre 
Erlebnisse und Erfahrungen. 

Am 26. Mai fand dann mit mehre¬ 
ren hundert Teilnehmerinnen und Teil¬ 
nehmern die überregional organisier¬ 
te Demonstration statt mit Musik und 
vielen Reden. Daran nahm auch Petra 
Pau teil, Vizepräsidentin des Bundes¬ 
tages, die schon am Vortag auf Einla¬ 
dung der Partei Die Linke Solingen zu 
einer Veranstaltung über die Rolle des 
Inlandsgeheimdienstes (fälschlicher¬ 
weise Verfassungsschutz genannt) ge¬ 
sprochen und diskutiert hatte. 

Über 200 Besucherinnen und Be¬ 
sucher folgten am Abend des 26. Mai 


der Einladung der VVN-BdA Solin¬ 
gen ins Kulturzentrum „Cobra“ zu ei¬ 
ner Gedenk- und Konzertveranstal¬ 
tung mit dem sizilianischen Sänger 
Pippo Polina und dem Kölner Kaba¬ 
rettisten Wilfried Schmickler. In ei¬ 
ner eindrucksvollen Rede schilder¬ 
te Inge Krämer, die Sprecherin der 
VVN-BdA Solingen, Hintergründe 
des damaligen Geschehens. Bei ihr 
ist vor allem die Rede von der Rolle 
des sogenannten Verfassungsschut¬ 
zes, der auch damals in Solingen seine 
Finger im Spiel hatte. Ihre Rede, die 
mit dem Aufruf schloss, in breiter Ge¬ 
meinsamkeit gegen Rassismus aufzu¬ 
stehen, wurde mit lang anhaltendem 
Beifall bedacht. 

Am Jahrestag selbst gingen meh¬ 
rere hundert Schülerinnen und Schü¬ 
ler auf die Straße und forderten, das 
Gedenken an die Morde von damals 
mit entschlossenem Eintreten gegen 
Rassismus heute zu verbinden. Die 
Stadt Solingen selbst ehrt die Opfer 


der Morde von 1993 mit einer Ver¬ 
anstaltung, zu der sich auch der tür¬ 
kische Außenminister angesagt hat¬ 
te. Ein aufziehendes Unwetter aller¬ 
dings verhinderte seine Rede. Am 
Ende des Tages stand noch ein inter¬ 
religiöses Gebet an sowie ein nächtli¬ 
cher Mahngang zur Unteren Werner- 
Straße, zum Ort des Verbrechens von 
damals. 

Die Tage des Gedenkens haben 
gezeigt, dass es in der Stadt eine ent¬ 
schlossene antirassistische Strömung 
gibt. Das macht Mut, darf aber nicht 
darüber hinwegtäuschen, dass nach 
wie vor Gleichgültigkeit, Ablehnung 
des Fremden, Rassismus und mehr 
vorhanden sind und im Alltag viel¬ 
fach zu Tage treten. Schon wenige 
Tage danach waren die antirassistisch 
Aktiven wieder gefordert: Die soge¬ 
nannten Patrioten rotteten sich auf 
dem zentralen Platz in Solingen, auf 
dem Neumarkt, zusammen. 

Walter Herbster 
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Zenit überschritten? 

Zwischen Parlament und Straße: AfD auf der Suche nach Zukunftsstrategien 



D ie Dauerprovokationen der völ¬ 
kisch-nationalistischen AfD und 
ihres rassistischen Umfelds ge¬ 
hören mittlerweile zum bundesdeut¬ 
schen Alltag. Trotzdem stoßen die 
Rechten noch immer auf antifaschis¬ 
tischen Widerstand, wo sie auch ver¬ 
suchen, den öffentlichen Raum zu be¬ 
setzen. Als der aktivistische Teil der 
AfD Ende Mai zu einem Aufmarsch 
nach Berlin mobilisierte, folgten trotz 
bundesweiter Werbeoffensive höchs¬ 
tens bis zu 5 000 Rechte. Der AfD ge¬ 
genüber standen hingegen mindestens 
70 000 Nazigegnerinnen und -gegner. 
Zwar sind 5 000 Rassisten keine zu 
vernachlässigende Größe, ein Mobili¬ 
sierungserfolg jedoch sieht anders aus. 

Auch kleinere Aufmärsche und 
Kundgebungen, die aus dem politi¬ 
schen Umfeld der Partei etwa im Ruhr¬ 
gebiet angemeldet worden waren, er¬ 
wiesen sich als Mobilisierungsflop. Das 
anhaltende Propagieren des Feindbilds 
Islam lockt nur noch einen begrenzten 
Teil der Bevölkerung hinter dem Ofen 
hervor. Nämlich jenen Prozentsatz, der 
auch schon vor Bestehen der AfD zu 
einem geschlossen rechten Weltbild 
neigte. 

Abzuwarten bleibt auch, ob es Ley- 
la Bilge mit ihrer für Sonnabend, 9. Juni 
geplanten Neuauflage des rassistischen 
„Frauenmarsches zum Kanzleramt“ in 
Berlin gelingen wird, eine größere An¬ 
zahl von Demonstrantinnen zu mobi¬ 
lisieren. Beim ersten Frauenmarsch 
hatten mehrheitlich Männer, darunter 
auch eine Reihe Neofaschisten, teilge¬ 
nommen. Um Mitdemonstrantinnen zu 
mobilisieren greift die rechte Aktivistin 
aktuell zu bemerkenswerten Metho¬ 
den. Um dem fast ausschließlich männ¬ 
lichen Bild des ersten Frauenmarsches 
entgegen zu wirken, organisiert Bilge 
zwei Busse aus Rheinland-Pfalz und 
Baden-Württemberg, mit denen Frauen 
kostenlos befördert werden und wirbt 
mit einer Shoppingtour vor der Demo, 


Die Kanzlerin und ihre Kriegsministe¬ 
rin wollen gerne ins Killergeschäft ein¬ 
steigen. Vielleicht hat die Vorstellung 
von den Todeslisten, welche der US- 
Präsident turnusmäßig abzeichnet, die 
Damen animiert. Jedenfalls möchten 
sie, möchte die GroKo, fünf israelische 
Drohnen vom Typ Heron TP so lange 
leasen, bis die Firma Airbus eine eige¬ 
ne „Euro-Drohne“ entwickelt hat. Das 
soll 2027 der Fall sein. Kein ganz billi¬ 
ges Vergnügen. Das Leasing der fünf 
Heron TP soll mehr als eine Milliarde 
Euro kosten. Die genauen Kosten, er¬ 
fahrungsgemäß wird es immer teurer, 
hängen von Ausstattung und Einsatz¬ 
ort ab. 

Kosten in diesen Dimensionen lö¬ 
sen im Verteidigungsministerium nicht 
unbedingt Sorgen aus. Schon die Spio¬ 
nagedrohne Euro Hawk kostete hun¬ 
derte Millionen, bevor von der Leyens 
Vorgänger, Thomas de Maiziere, den 
nicht zulassungsfähigen Datenstaub¬ 
sauger stilllegen musste. De Maiziere 
hatte es mit der Wahrheit nicht allzu 
genau genommen, entging nur knapp 
dem Rausschmiss und hätte eigentlich 
viel lieber eine Killer-Drohne gekauft. 

Heute, knapp fünf Jahre später, 
scheinen die blutig-feuchten Träume 
des Ex-Verteidigungsministers Wirk¬ 
lichkeit zu werden. Geld ist beim an¬ 
visierten 2-Prozent-Ziel reichlich vor¬ 
handen. Die 26 Meter breite und mit 
einem 1200 PS starken Turboprop-An¬ 
trieb ausgestattete Heron TP kann, bei 
einem Eigengewicht von 5,3 Tonnen, 
mit einer „Nutzlast“ von etwa einer 
Tonne, 36 Stunden in der Luft bleiben. 
Eine Tonne „Nutzlast“, das bedeutet 
ein ganzes Arsenal gesteuerter Rake¬ 
ten und/oder mittlerer Bomben. Der 
Auftrag für die von Israel Aerospace 
Industries (IAI) und Rheinmetall De- 


Protest gegen die AfD in Berlin 

berichtet das Bündnis „Aufstehen ge¬ 
gen Rassismus“, welches gemeinsam 
mit der Nachbarschaftsinitiative „Viel¬ 
falt und Toleranz am Mehringplatz“ am 
Samstag ab 11 Uhr zu Protesten auf 
dem Platz aufruft. 

Die Mobilisierungsversuche der 
AfD und ihrer Anhänger nehmen auch 
ansonsten immer obskurere Züge an. 
So bot die AfD Rheinland-Pfalz Sym¬ 
pathisanten kürzlich 50 Euro an, wenn 
sie sich an Protesten beteiligen würden. 
Dass ausgerechnet die AfD mit Demo¬ 
geld wirbt, ist dabei besonders bemer¬ 
kenswert. Sind es doch die Rechten 
selbst, die bei jeder Gelegenheit dar¬ 
über schwadronieren, dass potentielle 
Gegenproteste von einer Art Antifa- 
GmbH finanziert und Teilnehmer kräf¬ 
tig finanziell entlohnt würden. 

Natürlich darf die AfD keineswegs 
verharmlost, unterschätzt und auch 
nicht totgesagt werden. Immerhin ist 


fence Electronics (RDE) produzierte 
Drohne soll, sehr zum Ärger unserer 
„amerikanischen Freunde“, freihändig 
vergeben werden, weil die israelische 
Bewaffnung den deutschen Generälen 
angeblich besser gefällt, als die vom 
Konkurrenten General Atomics in sei¬ 
nem MQ-9 Reaper verbaubare. Klar, es 
geht um die Bewaffnung. 

Dabei sollen die Killer-Drohnen, 
wohl auf Rat der Nebelwerferfrakti¬ 
on der GroKo, zunächst ohne Bewaff¬ 
nung gekauft werden. Um dann im Stil 
von Donald Trump zu fragen: „Wozu 
haben wir Kampf-Drohnen, wenn wir 
sie nicht einsetzen?“ Ja, das wäre dann 
in der Tat die Frage. Aber umgekehrt: 
Wenn man keine Killer-Drohnen ein¬ 
setzen will, warum kauft man erst wel¬ 
che für sehr viel Geld? Ja, selbstre¬ 
dend wollen die Kriegsministerin und 
ihre Generäle auf Menschenjagd gehen 
und, nach welchen Kriterien auch im¬ 
mer, selbstherrlich, im Stil römischer 
Cäsaren, abschießen können, wer auch 
immer ihnen nicht passt. Genau wie es 
der US-Präsident oder der israelische 
Ministerpräsident kann. Auch das ist 
gemeint, wenn von strategischer Un¬ 
abhängigkeit der EU die Rede ist. 

Die israelische Armee hat 70 Jah¬ 
re Erfahrung mit Krieg und Landraub. 
Und mit dem Protest der Beraubten 
und der Angehörigen der Ermorde¬ 
ten. Mit üblen Terroristen eben. Terro¬ 
risten muss man erschießen, am besten 
aus der Distanz, aus dem Panzer, dem 
Hubschrauber, dem Kampfjet, oder 
noch besser vom Schreibtisch aus. An 
diesen mühsam erworbenen Erfahrun¬ 
gen teilhaftig werden zu können, ist für 
einen strategisch unabhängigen EU- 
Imperialismus eigentlich unbezahlbar, 
oder? 

Klaus Wagener 


sie die stärkste Oppositionskraft im 
Bundestag und vielerorts politisch fest 
verankert. Trotz alledem scheint das 
antimuslimisch-rassistische Politikmo¬ 
dell mitterweile auch an Grenzen zu 
stoßen. Hinzu kommen Flügelkämpfe 
um die künftige Ausrichtung der Partei. 
Während einige Funktionsträger des 
extrem rechten AfD-Flügels sich noch 
enger an die Seite von „Pegida“ und 
anderer rassistischer Netzwerke bege¬ 
ben wollen, wollen andere, wie etwa der 
Berliner AfD-Landesvorsitzende und 
Oberst a.D. Georg Pazderski die Partei 
koalitionsfähig machen und setzen auf 
eine parlamentarische Verankerung. 

Außer rassistischer Stimmungsma¬ 
che und Hetze gegen Antifaschisten und 
politisch Andersdenkende hat die AfD 
potentiellen Wählerinnen und Wählern 
jedoch nicht viel zu bieten. Dass die 
Rechten mit ihren neoliberalen Kon¬ 
zepten in der Sozial- und Wirtschafts- 


Am 2. Juni fand das traditionelle DKP- 
Marktfest in Bottrop auf dem Eigener 
Markt statt. Das bunte Programm mit 
Klaus dem Geiger, Clown Bärchen und 
der Rockgruppe „Roccos Red Cloud“ 
fand bei den 1000 Besuchern gro¬ 
ße Zustimmung. Für den Aufruf der 
Friedensbewegung „Abrüsten statt 
aufrüsten“ wurden mehrere Hundert 
Unterschriften gesammelt. Die DKP- 
Ratsmitglieder Irmgard Bobrzik und 
Michael Gerber informierten über die 
Arbeit der Kommunisten im Interes¬ 
se der kleinen Leute. Am Informati¬ 
onsstand der DKP sowie an den Ti¬ 
schen gab es intensive Diskussionen 
mit den bekannten Kommunisten der 
Stadt. Große Empörung gibt es über 
den Wohnungskonzern Vonovia. Nach 
Modernisierungen und Wärmedäm¬ 
mungen schießen die Mietpreise bis zu 


politik bei vielen Menschen punkten 
können, darf mitunter bezweifelt wer¬ 
den. So dürfte es für die AfD durchaus 
von Vorteil sein, dass sie in übergroßer 
Mehrheit aufgrund ihrer dominanten 
1-Punkt-Politik, nämlich der der anti¬ 
muslimischen Hetze, gewählt wird und 
die kruden und asozialen Ansätze in Sa¬ 
chen Sozialpolitik den meisten Wählern 
kaum bekannt sein dürften. 

Eine geeignete Strategie für Geg¬ 
ner der AfD könnte daher eben dar¬ 
in bestehen, sie als Einpunktpartei zu 
brandmarken und ihre neoliberalen 
Politikkonzepte deutlich zu benennen 
und zu attackieren. Bisher arbeiten sich 
die Antifaschisten jedoch viel zu sehr 
am Antifeminismus und der Homose¬ 
xuellenfeindlichkeit der Partei ab und 
vernachlässigen die Angriffspunkte, die 
für breite Teile der Bevölkerung von 
Bedeutung wären. 

Markus Bernhardt 


200 Euro in die Höhe. Der Bottroper 
Apothekerskandal mit den gepantsch¬ 
ten Krebsmitteln ist immer noch Stadt¬ 
gespräch. Irmgard Bobrzik wird im So¬ 
zialausschuss zur Sprache bringen, dass 
die Stadt offensichtlich wochenlang 
über den Skandal informiert war, ohne 
die Ärzte und Krebspatienten darü¬ 
ber zu informieren. Am Stand der FG 
Kuba konnten sich die Besucher über 
das Land informieren und kubanische 
Cocktails genießen. Die Kinder hatten 
Spaß an einer Carrera-Bahn, der Hüpf- 
burg und beim Kinderschminken. Viele 
Besucher äußerten: „Ein solch schönes 
Fest können nur die Kommunisten or¬ 
ganisieren.“ Ein großer Dank geht an 
die Nachbarkreise im Ruhrgebiet, die 
tatkräftig das Marktfest unterstützt ha¬ 
ben. 

Michael Gerber 


„So redet ein Faschist“ 

Der AfD-Partei- und Fraktions¬ 
vorsitzende Alexander Gauland 
verharmloste in einer Rede den 
deutschen Faschismus. Gauland 
hatte sich zwar zur deutschen Ver¬ 
antwortung für die zwölf Jahre 
des Nationalsozialismus bekannt, 
dann aber relativiert: „Hitler und 
die Nazis sind nur ein Vogelschiss 
in über 1000 Jahren erfolgreicher 
deutscher Geschichte.“ Der stellver¬ 
tretende SPD-Vorsitzende Stegner 
bezeichnete Gauland auf Twitter als 
einen „Hetzer der übelsten Sorte“. 
Der Parlamentarische Geschäfts¬ 
führer der Linkspartei, Körte, be¬ 
tonte, spätestens jetzt wisse jeder, 
woran er bei dieser Partei sei. Die 
Parteivorsitzende Katja Kipping 
sagt der DW kurz und knapp: „So 
redet ein Faschist über die Verbre¬ 
chen des Faschismus.“ Gaulands 
Äußerungen seien ein „Schlag ins 
Gesicht aller Demokraten“. Auch 
CDU, Grüne und FDP verurteilten 
die Äußerungen. 

Wachsende Nähe zur AfD 

Der Direktor der „Gedenkstätte“ 
Hohenschönhausen, Hubertus Kna¬ 
be, musste sich von Siegmar Faust 
distanzieren. Der wird bis auf weite¬ 
res nicht mehr mit Führungen in der 
„Gedenkstätte“ betraut. AfD-nahe 
und den Holocaust relativierende 
Äußerungen von Faust entsprä¬ 
chen in keiner Weise der Meinung 
der Stiftung, erklärte er und nannte 
das einen Einzelfall. 

Der aus Sachsen stammende 
73-jährige Faust hatte zu DDR- 
Zeiten mehrmals im Gefängnis 
gesessen. Die Bundesrepublik 
kaufte ihn 1976 frei. Mittlerweile 
hat sich Faust der AfD zugewandt 
und vertritt ihre Positionen of¬ 
fensiv. Jens Gieseke, Mitglied des 
Beirates der „Gedenkstätte“ und 
Historiker am Zentrum für Zeit¬ 
historische Forschung in Pots¬ 
dam, äußerte Zweifel, ob es sich 
bei Faust,wie von Knabe behaup¬ 
tet, um einen Einzelfall in der 
„Gedenkstätte“ handele. „Ich be¬ 
trachte mit Sorge die wachsende 
Nähe der Gedenkstätte Hohen¬ 
schönhausen zur AfD und ihrem 
Rechtspopulismus“, sagte er der 
„Berliner Zeitung“. 

für 

? 

Angeblich hätte eine politische 
Sammlungsbewegung nach dem 
Vorbild der „En Marche“-Partei 
auch in Deutschland Erfolgschan¬ 
cen. 57 Prozent der wahlberechtig¬ 
ten Bundesbürger könnten sich vor¬ 
stellen, „bei der nächsten Bundes¬ 
tagswahl eine Sammlungspartei der 
Mitte wie die von Macron in Frank¬ 
reich zu wählen“, geht aus aus einem 
RTL/n-tv-Trendbarometer des For- 
sa-Instituts hervor. 

Zuspruch erhielte eine solche 
Bewegung vor allem von jenen, 
die sich der politischen und gesell¬ 
schaftlichen Mitte zugehörig fühl¬ 
ten, aber nicht für radikales linkes 
oder rechtes Gedankengut anfällig 
seien. 

Verharmlosend 

Trotz dem faschistischen Dreck, 
der im letzten Jahr im thüringi¬ 
schen Themar von rechten Bands 
ausgekübelt wurde, soll es am 
8. und 9. Juni wieder ein neues 
Rechtsrock-Konzert in Themar ge¬ 
ben. Zwar hatten die Behörden für 
2018 zunächst die Veranstaltung 
verboten und sich dafür eine tolle 
unpolitische Begründung einfal¬ 
len lassen. Auf dem Gelände wür¬ 
den schützenswerte Arten wie der 
Wanderfalke brüten. Doch das Ver¬ 
waltungsgericht Meiningen hat das 
Verbot gekippt, entsprechend der 
Behördenargumentation, dass kei¬ 
ne Verstöße gegen das Bundesna¬ 
turschutzgesetz gegeben seien. 

Ob es im juristischen Hickhack 
noch weitergeht, war bis Redak¬ 
tionsschluss nicht zu erfahren, ge¬ 
plant sind auf jeden Fall Proteste 
antifaschistischer Organisationen 
gegen das Fascho-Gebrüll. 


Terroristen wegbomben 

Die GroKo will die Kampfdrohne Heron TP anschaffen 


Erfolgreiches 

DKP-Marktfest 


Diskutieren und feiern mit den Bottropern 



Bewe 
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Mattarellas taktischer Fehler 

Finanzmärkte ziehen eurokritische Regierung in Rom einem Anti-EU-Wahlkampf vor 



Präsident Mattarella nimmt Ministerpräsident Giuseppe Conte (links) den Amtseid ab. 


D ie Finanzmärkte wurden nervös, 
als das Regierungsprogramm 
veröffentlicht wurde. Sie wurden 
noch nervöser, als der Ministerpräsi¬ 
dent der beiden populistischen Partei¬ 
en, ein gewisser Giuseppe Conte, von 
Staatspräsident Sergio Mattarella ak¬ 
zeptiert worden war. Als es Mattarel¬ 
la aber ablehnte, den von Conte vor¬ 
geschlagenen Finanzminister, den be¬ 
kannten Eurokritiker Paolo Savona, zu 
akzeptieren und als Conte den Auftrag 
zur Regierungsbildung sofort zurück¬ 
gab, explodierten die Zinsen auf itali¬ 
enische Staatsanleihen. Der Konflikt 
um die Mitgliedschaft Italiens in der 
Eurozone und EU wurde von diesem 
Moment an offen geführt. Die „Fünf- 
Sterne-Bewegung“ warf dem Staatsprä¬ 
sidenten vor, den Finanzministerkandi¬ 
daten der zu bildenden Regierung aus 
politischen Gründen abzulehnen, dem 
Wunsch der Euro-Mächtigen gegen 
den erklärten Willen der italienischen 
Wählerschaft und des gewählten Parla¬ 
mentes zu widersprechen, damit seine 
Kompetenzen zu überschreiten. Neu¬ 
wahlen wären das Resultat, bei denen 
der Verbleib Italiens in der EU zum 
beherrschenden Thema werden würde. 
Das war der GAU - der größte anzu¬ 
nehmende Unfall. Das wäre mehr als 
nur eine Eurokrise. Das könnte den 
Austritt Italiens, Gründungsmitglied 
der EU und (nach dem Austritt Britan¬ 
niens) ihre drittgrößte Volkswirtschaft, 
aus der Eurozone bedeuten. Der Be¬ 
ginn des Endspiels um den Euro schien 
eingeläutet. 

Die Märkte würden die Italiener 
lehren, bei der nächsten Wahl keine Po¬ 
pulisten mehr zu wählen, sagte Haus¬ 
haltskommissar Günther Oettinger. 
Er könnte recht haben. Zunächst aber 
brachten die Märkte Mattarella bei, 
dass er einen Fauxpas begangen hatte. 
Der erfahrene Politiker aus dem „Par- 
tito Democratico“ bemerkte, dass sein 


„überparteilicher“ Kandidat Carlo Cot¬ 
tareih für das Amt des Ministerpräsi¬ 
denten, ein jahrelanger Mitarbeiter und 
Ex-Direktor des IWF, eine „entschieden 
europäische“ Regierung nicht zustande¬ 
bekommen und schon gar nicht einen 
Haushalt vom Parlament bestätigt be¬ 
kommen würde, und widerrief deshalb 
seine Ablehnung des Herrn Savona. 
Der EU-Gegner sollte nun nicht mehr 
Finanzminister werden, sondern den 
neu geschaffenen Ministerposten des 
„Europaministers“ im Kabinettsrang 
erhalten. Die Parteiführer der „Lega“, 
Matteo Salvini, und der „Fünf Sterne“, 
Luigi di Maio, stimmten zu. Sie erhiel¬ 
ten plötzlich den Segen Mattarellas als 


Minister für „Inneres“ und „Soziales“ 
und machten sich zusammen mit Pro¬ 
fessor Conte an die Regierungsbildung, 
die rasant gelang und den Präsidenten¬ 
segen erhielt. Siehe da, die Aktien- und 
Anleihemärkte erholten sich. Aus Sicht 
der Finanzkapitalisten ist eine Regie¬ 
rung in Italien, die die EU ändern will, 
weit besser als ein Wahlkampf in Italien, 
in dem das Volk zum Ausdruck bringen 
kann, dass es die Eurozone, von Savona 
als „deutscher Käfig“ bezeichnet, ver¬ 
lassen will. 

Die italienische Bourgeoisie hat vie¬ 
le Jahre lang die EU samt ihren neo- 
liberalen Reformen begeistert mitge¬ 
tragen. Der große, sich immer wieder 


erweiternde Binnenmarkt der EU war 
für viele Groß- und Kleinunternehmen 
Nord- und Mittelitaliens ein grandi¬ 
oses Absatzgebiet. Auch die gemein¬ 
same Währung Euro wurde begrüßt. 
Die Einführung des Euro brachte den 
weiteren Vorteil günstiger, niedriger 
Zinsen. Die italienischen Kapitalisten 
nutzten außerdem den von Deutsch¬ 
land ausgehenden Druck in Richtung 
eines neoliberal schlank gemachten 
Staatshaushaltes, um wie anderswo in 
der EU die Sozialleistungen zu kürzen, 
die Löhne zu senken und damit die Kos¬ 
ten zu minimieren. Erst seit der großen 
internationalen Finanzkrise und Rezes¬ 
sion 2007/08 wurden die italienischen 


Besonderheiten zum Hemmschuh. Die 
sehr aktiven, aber unterkapitalisier- 
ten Banken und der höher als anders¬ 
wo verschuldete Staat wurden im von 
Deutschland auf gezwungenen Regime 
der Schuldenbremse und des Stabili- 
tätspaktes zu Fesseln. Im staatsmono¬ 
polistischen System ist ein ökonomisch 
schwacher Staat für die Großbourgeoi¬ 
sie dieses Landes ein erheblicher Nach¬ 
teil. Dass das über Jahrzehnte hinweg 
dominierende Industrieimperium Fiat 
der Familie Agnelli seit 2014 seinen 
steuerlichen Hauptsitz in Amsterdam 
und seine Verwaltung in London hat, 
ist außerdem mehr als nur ein symbo¬ 
lisches Auflösungszeichen der italieni¬ 
schen Großbourgeoisie. 

Die Bürger und Wähler Italiens wa¬ 
ren früher überzeugte Befürworter der 
EU und auch des Euro. Das hat sich in 
der Krise seit 2008 dramatisch geän¬ 
dert. Die Arbeiterklasse und ihre Ge¬ 
werkschaften haben erfahren, dass die 
vom „Partito Democratico“ gestützten 
Regierungen explizit den Anweisungen 
aus Brüssel bei den „Reformen“ folg¬ 
ten. Im November 2011 ersetzten die 
EU-Granden den damaligen Minister¬ 
präsidenten Italiens Silvio Berlusconi, 
der sich - aus typisch populistischen 
Gründen - weigerte, die Kürzung der 
Renten und andere antisoziale Maß¬ 
nahmen sofort durchzuziehen, durch 
den Wirtschaftsprofessor Mario Monti. 
Die Begeisterung für Euro und EU ist 
der italienischen Bourgeoisie und übri¬ 
gen Bevölkerung ausgetrieben worden. 
Sie hat offensichtlich keine Lust mehr 
darauf, von Berlin, Frankfurt und Brüs¬ 
sel aus regiert zu werden. Die Nieder¬ 
lage der „Demokraten“ und der Wahl¬ 
sieg der Anti-EU-Parteien „Fünf Ster¬ 
ne“ und „Lega“ bei der Parlamentswahl 
im März waren die Konsequenz. 

Lucas Zeise 

(Kommentar Seite 9) 


Kein Frieden in Syrien Nicaragua gehört allen 

Dschihadisten bekämpfen sich gegenseitig Gewalt oppositioneller Gruppen eskaliert 



Beim Anschlag auf einen Bus der FSLN wurde ein Mann getötet, seine Beerdi¬ 
gung fand unter großer Anteilnahme statt. 


Von Yarmouk im Dezember 2015 über 
Ost-Aleppo bis Ghouta im April 2018 
wurden zehntausende, wahrscheinlich 
über 100 000 dschihadistische Kämp¬ 
fer, ihre Familien und weitere Zivilis¬ 
ten aus den Gebieten, in denen die sy¬ 
rische Armee die Kontrolle übernahm, 
in den Norden Syriens evakuiert. Das 
Ziel war in den meisten Fällen Idlib. 
Manche hatten Familie, bei der sie Un¬ 
terkommen konnten, anderen blieben 
nur Flüchtlingslager. Soweit dort inter¬ 
nationale Organisationen die Kontrol¬ 
le innehaben, hatten Bewaffnete dort 
häufig keinen Zutritt. Viele der Kämp¬ 
fer wurden von ihren Gesinnungsge¬ 
nossen aus dschihadistischen Organi¬ 
sationen und „Weißhelmen“ vor Ort 
aufgenommen. 

Viele der Dschihadisten, die der Re¬ 
gierung unversöhnlich gegenüberste¬ 
hen, haben ihre Heimat schon zu Be¬ 
ginn des Krieges verlassen, um an den 
Hotspots Syriens zu kämpfen, ob sie 
nun aus Tunesien, Libyen, Europa ka¬ 
men oder aus anderen Gebieten Syriens. 
Sie tauchten in Städten und Ortschaften 
auf, schwer bewaffnet, und setzten die 
Bevölkerung unter Druck. Für sie ist die 
Evakuierung nach Idlib nur der vorerst 
letzte Schritt auf einem langen Weg, ein 
militärischer Rückzug. Viele kämpften 
gegen gute Bezahlung und haben sich 
nur deshalb auf die Evakuierung ein¬ 
gelassen, weil die ortsansässige Bevöl¬ 
kerung ganz deutlich gemacht hat, dass 
sie die Extremisten nicht länger dulden 
will.Und schließlich gibt es diejenigen, 
die aus ihren eigenen Gründen gegen 
die Regierung kämpften, verloren und 
dennoch keinen Modus Vivendi mit 
der Regierung finden können. Für sie 
ist der Abzug nach Idlib wohl wirklich 
eine Katastrophe und das Ende ihrer 
Träume, gleich, ob es darin um Rache, 
Reichtum oder Religion ging. 


Seit einigen Jahren ist es erklärte 
Politik der syrischen Regierung, die 
Tür offen zu halten für alle, die aus 
dem bewaffneten Kampf aussteigen 
wollen. Das reicht von lokalen Waffen¬ 
stillständen bis zur Amnestie für die¬ 
jenigen Kämpfer, die ihre Angelegen¬ 
heiten mit der Regierung klären wol¬ 
len. Und so haben sich zehntausende 
Kämpfer in „Versöhnungsprozessen“ 
mit der Regierung arrangiert. Für die 
Anhänger der Regierung war das oft 
nicht einfach zu akzeptieren, aber auf 
Dauer hat es Stabilität und Sicherheit 
in weiten Gebieten Syriens ermöglicht. 
Diejenigen, die nach Idlib oder in den 
Norden Syriens abziehen wollten, ha¬ 
ben dort keinen Frieden gefunden - 
falls sie ihn überhaupt gesucht haben. 

Shami, einer von 36 000 Flüchtlin¬ 
gen, hatte in Ghouta als „Medien-Ak¬ 
tivist“ gearbeitet, ein Euphemismus für 
mediale Unterstützer der Dschihadis¬ 
ten. Er setzt seine Arbeit auch in Idlib 
fort. Gegenüber AFP erklärte er: „In Id- 
lib fühle ich mich, als wäre ich im Him¬ 
mel.“ Es ist ein zweifelhafter Himmel. 

Immer wieder gibt es Kämpfe zwi¬ 
schen verfeindeten Gruppen von Dschi¬ 
hadisten wie Hai’at Tahrir schl-Sham 
(HTS), Jabhat Tahrir Souria (JTS) oder 
FSA. Zwischen Februar und April wa¬ 
ren mehr als 70 Orte zwischen dschiha¬ 
distischen Organisationen umkämpft. 

Und der Kampf Russlands und der 
syrischen Armee gegen die Dschiha¬ 
disten, insbesondere die international 
als terroristisch eingeschätzten Grup¬ 
pen geht weiter. Die Türkei versucht 
inzwischen, ihren Einfluss in Idlib zu 
verstärken - auch für Verhandlungen 
mit Russland um die Provinz. 

Der Rückzug der Dschihadisten nach 
Idlib wird nicht ihre letzte Station in 
diesem Krieg gewesen sein. 

Manfred Ziegler 


„Nicaragua gehört allen und wir blei¬ 
ben alle hier!“, rief Präsident Daniel 
Ortega vor tausenden Teilnehmern der 
FSLN-Kundgebung zum nicaraguani- 
schen Muttertag als Antwort an die 
Putschisten-Opposition, die seine Ver¬ 
treibung ins Exil fordert. Auf dem Weg 
zur Kundgebung in Managua wurde 
ein Bus mit FSLN-Anhängern an einer 
Straßensperre bei Estelf beschossen, 
ein Mann starb, über 20 wurden teils 
schwer verletzt. 

Die Opposition veranstaltete eben¬ 
falls am vorletzten Maitag eine De¬ 
monstration. Von ihr aus zogen Vanda¬ 
lentrupps zum neuen Baseballstadium, 
zertrümmerten die Eingangsfront, er¬ 
mordeten drei FSLN-Mitglieder und 
steckten erneut das Studio des regie¬ 
rungsnahen „Radio Nueva Ya“ sowie 
den Sitz der Bauern-Kreditgenossen- 
schaft Caruna in Brand. Videoaufnah¬ 
men zeigen mit Pistole oder Gewehr 
bewaffnete, angeblich friedlich demons¬ 
trierende Oppositionelle. Allein an die¬ 
sem vorletzten Mai-Tag gab es 18 Tote 
und einige Dutzend Verletzte. 

„Die Regierung hat keine Parami- 
litärs oder Stoßtrupps. Deshalb wei¬ 
sen wir Schuldzuweisungen für diese 
tragischen, schmerzvollen Ereignis¬ 
se zurück. Mit diesen unbegründeten 
Abschuldigungen will man den verfas¬ 
sungskonformen Einsatz der Sicher¬ 
heitsorgane zum Schutz der Bevöl¬ 
kerung verhindern“, heißt es in einer 
Regierungserklärung. Täglich brennen 
Schulen, öffentliche Gebäude, Behör¬ 
denfahrzeuge, Busse, werden Geschäf¬ 
te geplündert, Menschen ermordet 
oder sterben in festgehaltenen Kran¬ 
kenwagen als Folge von Straßensper¬ 
ren und nächtlichem Terror in Stadt¬ 
vierteln, in denen die „friedliche“ Op¬ 
position sich ohne Ekel mit kriminellen 
Banden vermischt. 


Obwohl sich die Polizei fast ganz 
aus der Öffentlichkeit zurückgezo¬ 
gen hat, vervielfachen sich in den di¬ 
gitalen Netzwerke hysterische Falsch¬ 
meldungen, wobei oft der TV-Sender 
„100%-Noticias“ als Quelle dient, um 
Ortega als irren Despoten darzustellen, 
der sofort verjagt werden müsste. 

Damit soll auch das Vorgehen der 
Organisation Amerikanischer Staaten 
(OAS) diskreditiert werden, obwohl die 
Opposition selbst sie herbeigerufen hat. 
Aber die OAS lehnt bisher eine nicht 
verfassungskonformen Absetzung des 
Präsidenten ab. Ortega hat mit der OAS 
die Einsetzung einer internationalen Ex¬ 
pertenkommission zur Untersuchung 
der Morde seit dem 18. April sowie die 
Erarbeitung eines Maßnahmenplans für 
eine Wahlrechtsreform vereinbart, der 
bis Februar 2019 vorliegen soll. Der Vor¬ 


sitzende des Obersten Wahlrats Roberto 
Rivas trat zurück. 

„Die formalen Wege sind über¬ 
holt, es muss sofort gehandelt werden“, 
hetzte jedoch Azalia Solls vom Frau- 
en-Netzwerk gegen Gewalt (Red de 
Mujeres contra la Violencia) in einem 
Presse-Interview. Solls gehört zur un¬ 
versöhnlichsten Fraktion beim nationa¬ 
len Dialog, der wegen der Muttertags¬ 
ereignisse ausgesetzt ist. 

Die US-Botschaft ist seit Junianfang 
für den Publikumsverkehr geschlossen. 
Die Ermordung eines US-Bürgers am 
Rand eines von der gewaltbereiten Op¬ 
position beanspruchten Gebiets um die 
besetzte private Universität UPOLI in 
Managua könnte aber als Vorwand die¬ 
nen, damit die USA ihren Druck auf die 
OAS erhöhen. 

Enrique Herrera, Managua 
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Die Lösung heißt: Mehr Revolution 

Carolus Wimmer informiert DKP-Leitung über die Politik der venezolanischen Kommunisten 



N icolas Maduro ist wiedergewählt. 
Aber was bedeutet das Ergebnis 
der Wahl am 20. Mai, die von den 
imperialistischen Ländern nicht aner¬ 
kannt wird und bei der die Wahlbeteili¬ 
gung so niedrig wie noch nie seit Beginn 
des bolivarischen Prozesses in Venezu¬ 
ela war? In der vergangenen Woche 
besuchte Carolus Wimmer, internati¬ 
onaler Sekretär der Kommunistischen 
Partei Venezuelas (PCV), den Sitz des 
DKP-Parteivorstandes in Essen und 
informierte im Gespräch mit der Stell¬ 
vertretenden DKP-Vorsitzenden Wera 
Richter und dem Leiter der Internati¬ 
onalen Kommission der DKP, Günter 
Pohl, über die Politik seiner Partei. 

46 Prozent der Wahlberechtigten - 
so wenige Venezolaner hatten sich lange 
nicht an einer Wahl beteiligt. Wimmer, 
dessen Partei Maduro unterstützt hatte, 
erklärt, wie es zur niedrigen Wahlbeteili¬ 
gung kommen konnte: Zunächst einmal 
habe die große Unzufriedenheit über die 
soziale Lage auch viele Linke, Chavis- 
ten, davon abgehalten, zur Wahl zu ge¬ 
hen. Zweitens gab es am Wahltag einen 
politisch motivierten Transportstreik, 
der Wähler daran hinderte, ihr Wahl¬ 
recht auszuüben. Und drittens hatte ein 
großer Teil der rechten Opposition zum 
Wahlboykott aufgerufen. Ein anderer 
Teil der Opposition hatte sich aber mit 
eigenen Kandidaten an der Wahl betei¬ 
ligt - die Wähler dieser Kandidaten ha¬ 
ben mit ihrer Stimme zwar nicht die Po¬ 
litik der Regierung unterstützt, aber das 
legitime politische System Venezuelas 
anerkannt. In diesem Zusammenhang 
müsse man die Zahl von 46 Prozent be¬ 
trachten, sagt Wimmer: „Wenn das nor¬ 
male Wahlen gewesen wären, wäre das 
sehr niedrig. Aber es waren keine nor¬ 
malen Wahlen. In manchen Vierteln, ge¬ 
rade dort, wo die privilegierten Klein¬ 
bürger leben, wurde es fast verboten, zur 
Wahl zu gehen. Die Leute da hatten so¬ 
gar Angst davor, ihre Stimme für einen 
der Oppositionskandidaten abzugeben.“ 
Vor der Wahl hatte der wichtigs¬ 
te Oppositionskandidat, Henri Lalcön, 
den Menschen versprochen, mit Geld¬ 
geschenken sofort ihre Lage zu verbes¬ 
sern, wenn er gewählt werden sollte. Zu¬ 
nächst sollten die Lamilien je 75 Dollar 
bekommen - bei der hohen Inflation in 
Venezuela eine sehr hohe Summe. Wim¬ 
mer schätzt ein, dass die Opposition die 
Wahl gewonnen hätte, wenn die Men¬ 


schen sich auf Versprechen auf „so ei¬ 
ner primitiven Basis“ eingelassen hät¬ 
ten. Dagegen gebe es in der Bevölke¬ 
rung ein hohes Bewusstsein, trotz der 
enormen sozialen Schwierigkeiten, den 
bolivarischen Prozess und die unter dem 
Präsidenten Chävez verabschiedete de¬ 
mokratische Verfassung zu verteidigen: 
„Das war eine sehr politisch-ideologisch 
auf geladene Wahl. Auch deshalb ist das 
Wahlergebnis wichtig, weil es die po¬ 
litisch-ideologische Entscheidung der 
großen Mehrheit ausdrückt, nicht in die 
Lalle des Kapitalismus zu treten.“ 

Ihre Unterstützung für Maduro hin¬ 
dert die Kommunisten nicht daran, die 
Politik der Regierung und die enormen 
sozialen Probleme zu kritisieren. „Die 
Lage der Lamilien ist der Verzweiflung 
nahe“, sagt Wimmer, „durch die hohe 
Inflation ist es nicht mal möglich, ein 
wenig zu sparen, du weißt nicht, was 
machst du morgen. Und trotzdem gab 
es eben eine klare Unterstützung für 
Nicolas Maduro - inmitten großer Kri¬ 
tik und vieler Lorderungen, aber eben 
auch verbunden mit dem Bewusstsein: 
Diese Kritik darf nicht ausgenutzt wer¬ 
den, um nach rechts zu gehen.“ 

Die Kommunisten hatten lange of¬ 
fen gelassen, ob sie Maduro bei die¬ 
sen Wahlen unterstützen würden. Erst 
Ende Lebruar hatten die Delegierten 
einer Nationalen Parteikonferenz nach 
langer Debatte in den Grundorganisa¬ 
tionen beschlossen, dass die PCV Ma¬ 
duro als ihren Kandidaten aufstellt. 
Wimmer berichtet, dass auch für die 
bürgerliche Presse die Trage, welchen 
Kandidaten die Kommunisten aufstel¬ 
len, ein „nationales Thema“ war, das 
die Berichterstattung prägte. Die PCV 
hatte die Bedingung gestellt, dass die 
Partei Maduros (PSUV) mit ihr über 
programmatische Tragen verhandeln 
müsse. Lünf Vertreter beider Parteien 
besprachen sich im Präsidentenpalast, 
beide Parteien Unterzeichneten ein Ab¬ 
kommen, das konsequentere Maßnah¬ 
men als bisher gegen die Krise im Land 
vorsieht. Bei der Vorstellung als Kandi¬ 
dat der PCV ließ sich Maduro fotogra¬ 
fieren, wie er die Lahne der kommunis¬ 
tischen Partei schwenkte. 

Diese inhaltlichen Zugeständnis¬ 
se Maduros waren der Grund, erklärt 
Wimmer, aus dem die PCV bereit war, 
ihn zu unterstützen. Trotzdem machen 
die Kommunisten öffentlich deutlich: 


„Wir sind keine Regierungspartei. Wir 
haben große Widersprüche zur Regie¬ 
rung des Präsidenten Maduro - politi¬ 
sche, ideologische, aber auch ganz prag¬ 
matische Widersprüche“, erklärt Wim¬ 
mer. Das große Problem bestehe für sie 
darin, das auch der Bevölkerung deut¬ 
lich zu machen - dass sie zwar Maduro 
unterstützen, aber trotzdem eine unab¬ 
hängige Partei mit eigenem Programm 
seien. Am Ende hatte die PCV 170 000 
Stimmen, knapp 2 Prozent aller Stim¬ 
men, zu Maduros Wahlsieg beigetragen. 
Wimmer betont, dass die Partei mit die¬ 
sem Ergebnis unzufrieden ist, aber auch 
ihre wichtige Stellung im bolivarischen 
Lager unterstrichen habe. 

„Das Hauptproblem wird jetzt sein, 
die Wirtschaft in Schwung zu bringen, 
zweitens eine Regierung zu bilden, die 
wieder etwas Vertrauen in der Bevöl¬ 
kerung gewinnt. Und das dritte ist eben 
für uns: Wie kommt man raus aus dieser 
kapitalistischen Krise?“ In der Bevölke¬ 
rung gebe es ein großes Bewusstsein für 
die notwendige Richtung: „Die Lösung 
ist mehr Revolution, nicht Konterrevo¬ 
lution.“ 

Wimmer verweist auf die letz¬ 
ten Entwicklungen in Nicaragua: „Da 
kämpfen militärisch trainierte Söld¬ 


nergruppen gegen die Regierung und 
bekommen Unterstützung von Unzu¬ 
friedenen aus der Bevölkerung.“ Lür Ni¬ 
caragua wie für Venezuela gelte: „Die 
Machtfrage ist nicht gelöst. Die Arbei¬ 
terklasse ist nicht sichtbar an den ver¬ 
antwortlichen Stellen.“ Das ist das Ziel 
der PCV in der Zusammenarbeit mit 
Maduro. Trotzdem schätzt Wimmer ein, 
dass die Partei sich auf „alle Kampffor¬ 
men“ vorbereiten müsse - also selbst 
auf den Lall, dass die Regierung stürzt, 
reaktionäre Kräfte die Macht über¬ 
nehmen und die Kommunisten im Un¬ 
tergrund kämpfen müssen. Die Trage 
„Sozialismus oder Barbarei“ stelle sich 
immer konkreter. Wimmer dankte der 
DKP für ihre Solidarität: Die DKP hat 
Spenden für die venezolanischen Kom¬ 
munisten gesammelt - wegen der hohen 
Inflation besonders wichtig - und eine 
gebrauchte Druckmaschine überholt, 
gewartet und nach Venezuela geschickt. 
Das Geld und die Maschine werden der 
PCV helfen, ihr Programm und ihre 
Vorschläge besser und effektiver un¬ 
ter der Bevölkerung zu verbreiten, sagt 
Wimmer - als Partei, die Teil des boliva¬ 
rischen Lagers ist, aber als unabhängige 
Kraft, die für den Sozialismus kämpft. 

Olaf Matthes 


Albtraum für die extremen Islamisten 

Irakische Kommunistische Partei erneut im Parlament 


Am 19. Mai gab die unabhängige Wahl¬ 
kommission (IHEC) die endgültigen 
Ergebnisse der Parlamentswahlen im 
Irak bekannt. Mit 54 Mandaten wurde 
das Bündnis „Sa‘iroun“ (Vorwärts mar¬ 
schieren) zwischen Sadristen und Kom¬ 
munisten die stärkste Traktion im 329 
Sitze zählenden Parlament. Die Iraki¬ 
sche Kommunistische Partei (IKP) ist 
mit zwei Sitzen erneut ins Parlament 
zurückgekehrt. In Bagdad wurde der 
Vorsitzende der Partei, Raid Lahmi, ins 
Parlament gewählt; das zweite Mandat 
im Süden gewann die Genossin Haifaa 
al-Amin. Der Wahlsieg von „Sa‘iroun“ 
übertraf alle Prognosen. Auf Platz 
zwei folgt mit 47 Mandaten die Liste 
„Latah“ (Eroberer), ein Bündnis von 
Iran-nahen schiitischen bewaffneten 
Organisationen um Hiadi al-Ameri, 
im Irak als „Volksmobilisierungsein¬ 
heiten“ bekannt. Auf den dritten Platz 
kam der irakische Regierungschef Hai- 
dar al-Abadi mit seiner Liste „Nasr“ 
(Sieg) mit 42 Sitzen. Auf den vierten 
Platz kam die Liste des „Rechtsstaa¬ 
tes“ des ehemaligen Ministerpräsiden¬ 
ten Nuri al-Maliki, der ebenfalls dem 
Iran nahe steht und von vielen Irake¬ 
rinnen für die Verschlechterung der 
Lage im Land, während der Amtszeit 
al-Malikis (2006-2014) verantwortlich 
gemacht wird. 

Die 10. Nationalkonferenz der IKP 
am 3. Dezember 2017 bestimmte die 


generelle Linie für die Gründung ei¬ 
ner breiten demokratischen und lai¬ 
zistischen Koalition und ließ die Türen 
offen für eine andere breite nationale 
Allianz. Das Zentralkomitee der IKP 
beschloss nach Beratung der lokalen 
Parteiorganisationen innerhalb und 
außerhalb des Irak, dass sich die IKP 
„Sa‘iroun“ anschließt. In „Sa‘iroun“ 
arbeiten neben der IKP die Partei „Is- 
tiqama“, die auf der „al-Sadr-Bewe- 
gung“ basiert, die von Muqtada al-Sadr 
geführt wird und große Unterstützung 
quer durch die irakische Gesellschaft 
und insbesondere bei den armen schii¬ 
tischen Bevölkerungsschichten hat, und 
drei andere neue Parteien mit laizisti¬ 
schem Charakter sowie örtliche Vertre¬ 
tungen in einigen Teilen der Provinzen 
mit. In dem Bündnis „Sa‘iroun“ gibt es 
keine Vertreter der „Baath-Partei“ wie 
manche Zeitungen berichtet haben. 

Die Art der Allianz von „Sa‘iroun“ 
gibt es zum ersten Mal seit dem Sturz 
der Diktatur. „Sa‘iroun“ ist ein Projekt 
des Wandels, der Reform und des Auf¬ 
baus, das die Möglichkeit beinhaltet, zu¬ 
sammen passende Ziele zu erreichen - 
was aber von vielen Bedingungen ab¬ 
hängt. 

Es gibt zwei politische Lager im 
Irak: Das Lager der Reform und des 
Wechsels auf der einen Seite und auf 
der anderen Seite das Lager der ethni¬ 
schen, religiösen und Stammesquoten 


und der Korruption. Das Durchbrechen 
der Wand der Macht ist nicht möglich, 
ohne in den Block des Quotensystems 
einzudringen und mit den moderaten 
Kräften zusammenzuarbeiten, die sich 
selbst von der Lortsetzung dieses Spiels 
distanzieren. 

„Sahroun“ bietet auch die Möglich¬ 
keit, den Konflikt zwischen Säkularen 
und Islam zu umgehen, das „Nationale“ 
zu fördern, mit der Kultur des „Entwe¬ 
der-oder“ zu brechen und den Konflikt 
zwischen Säkularen und Islam zu über¬ 
winden. In wahlpolitischer Hinsicht be¬ 
deutet „Sahroun“ den wichtigen Schritt, 
die auf den Quoten basierende Hege¬ 
monie der Wahlkommission, das unde¬ 
mokratische Wahlgesetz und den Me¬ 
chanismus der ungerechten Verteilung 
der Mandate zu brechen. Aus diesem 
Grund ist die Allianz „Sa‘iroun“ ein 
Albtraum für die extremen Islamisten, 
denn sie schwächt ihre Argumente, ihre 
Verschwörungen und ihren Anspruch, 
die einzigen zu sein, die gegen den Ter¬ 
rorismus kämpfen. Die islamistischen 
Extremisten, die gewaltige Linanzmittel 
und Medien haben, führen ihre Kampa¬ 
gne hauptsächlich gegen die Allianz und 
gegen ihre zwei Hauptkomponenten, 
die kommunistische Partei und die Un¬ 
terstützerinnen von Muqtada al-Sadr. 

Bis zum Zeitpunkt des Verfassens 
dieses Artikels (31. Mai) führten die 
Dialoge zwischen den Siegerlisten nicht 


zu einem Endergebnis, aber man kann 
sagen, dass es zwei konkurrierende La¬ 
ger gibt: die erste umfasst „Sa‘iroun“ und 
„Nasr“ (Sieg) und die Kräfte, die sich 
mit ihnen über ein gemeinsames Pro¬ 
jekt verständigen, und das zweite Lager 
umfasst „Fatah“ und „Rechtsstaat“ und 
ihre Verbündeten. Sie wollen das jetzige 
politische System beibehalten 

Im Grunde konzentriert sich 
„Sa‘iroun“ auf das Programm und 
nicht die Person des Ministerpräsiden¬ 
ten. Später werden die Details kommen: 
Vielfalt in der Regierung ist erforder¬ 
lich, muss aber von programmatischen 
Verpflichtungen begleitet sein. Außer¬ 
dem muss sich die Auswahl der Perso¬ 
nen nach ihren Fähigkeiten und Kennt¬ 
nissen richten. Wenn die Dinge nicht in 
diese Richtung gehen, kann „Sa‘iroun“ 
in die Opposition gehen. Die Bildung 
der Regierung auf dieser Grundlage be¬ 
deutet, dass die Niederlage des Quoten¬ 
systems möglich ist. 

„Sahroun“ hat das Recht, seine Kan¬ 
didaten vorzuschlagen und will Verän¬ 
derungen. Dies deutet auch darauf hin, 
dass der Schattenstaat zerfallen muss, 
der hauptsächlich in Sicherheitsinstitu¬ 
tionen und anderen staatlichen Institu¬ 
tionen existiert. Es gibt einen ernsthaf¬ 
ten Ansatz zum Abbau des Schatten¬ 
staates. 

Rashid Ghewielib, 
Vertreter der IKP in Deutschland 


IKRK hilft in Gaza 

Nach Schätzungen des Roten Kreu¬ 
zes sind mindestens 13 000 Men¬ 
schen im Gaza-Streifen seit Beginn 
der Proteste gegen die Besetzungs¬ 
und Blockadepolitik Israels durch 
israelische Soldaten verletzt wor¬ 
den. Das Internationale Komitee 
vom Roten Kreuz (IKRK) schickt 
nun Verstärkung für die völlig über¬ 
lasteten Gesundheitseinrichtungen 
nach Gaza. 

Chirurgen, Pfleger und Physio¬ 
therapeuten sollten die Ärzte vor 
Ort unterstützen, teilte das IKRK 
am Donnerstag vergangener Wo¬ 
che in Genf mit. Die Helfer wollen 
in den nächsten sechs Monaten im 
größten Krankenhaus Gazas eine 
neue Station mit Operationssaal 
und 50 Betten einrichten und unter¬ 
halten. Dafür werden sie auch drin¬ 
gend benötigte Medikamente und 
medizinisches Material mitbringen. 

Allein 3 600 verletzte Palästi¬ 
nenser haben nach Angaben des 
IKRK Schusswunden. Bei mindes¬ 
tens 1 350 von ihnen seien die Ver¬ 
letzungen so schwer, dass sie jeweils 
drei bis fünf Operationen brauch¬ 
ten. 

Treffen in Korea 

Nord- und Südkorea haben sich 
auf Gespräche über militärische 
Entspannung und humanitäre Fra¬ 
gen geeinigt. Die Militärgespräche 
sowie ein Treffen der Rotkreuzver¬ 
bände beider Länder, bei denen es 
um neue Begegnungen zwischen ge¬ 
trennten Familien geht, sollen noch 
in diesem Monat erfolgen. Das teil¬ 
te das Armeeministerium in Seoul 
nach Gesprächen zwischen hohen 
Vertretern beider Seiten im Gren¬ 
zort Panmunjom am vergangenen 
Freitag mit. 

„So bald wie möglich“ soll ein 
Verbindungsbüro in der nordkorea¬ 
nischen Grenzstadt Kaesong eröff¬ 
net werden. Die Vorhaben sind Teil 
der Vereinbarungen, die Südkoreas 
Präsident Moon Jae-in und der nord¬ 
koreanische Staatschef Kim Jong-un 
bei ihrem Gipfeltreffen Ende April 
getroffen und später bei einem er¬ 
neuten Treffen im Mai bekräftigt 
hatten und die bei dem Treffen kon¬ 
kretisiert wurden. 

Streik in Griechenland 

Zehntausende Arbeiter haben am 
30. Mai in Griechenland an den 
Streikdemonstrationen der PAME- 
Gewerkschaften teilgenommen. 
Hauptforderungen waren die Wie¬ 
derherstellung von Tarifverträgen 
und der Rechte auf Sozialhilfe, Ren¬ 
ten und Gesundheitsversorgung. Die 
Demonstrierenden wandten sich 
auch gegen die Versuche des Ge¬ 
werkschaftsverbandes ETUC, die so¬ 
zialen Frieden und Klassenkollabora¬ 
tion kultivieren möchten, so PAME 
in einer Presseerklärung. Die Haupt¬ 
demonstration fand in Athen statt. 

Direkter Postverkehr 

Nach 50 Jahren haben Kuba und die 
USA den direkten Austausch von 
Postsendungen wieder fest etabliert. 
Zwischen den beiden Ländern kön¬ 
nen nun per direkter Luftpost Brie¬ 
fe, Pakete und Eilpost verschickt 
werden, meldete Prensa Latina am 
vergangenen Freitag. Die Voraus¬ 
setzungen für die Wiederaufnahme 
des direkten Postaustauschs wurden 
während eines zweijährigen Pilot¬ 
projekts geschaffen. 

Besuch in der Ukraine 

Bei seinem Antrittsbesuch in der 
Ukraine sicherte der deutsche Au¬ 
ßenminister Maas der Ukraine vol¬ 
le Unterstützung zu. Zusammen mit 
seinem ukrainischen Kollegen Klim- 
kin besuchte er die Frontlinie zwi¬ 
schen der Ukraine und den Volksre¬ 
publiken im Donbass. Maas betonte, 
dass Deutschland in dem seit vier 
Jahren laufenden Konflikt „an der 
Seite der Ukraine“ stehe. „Wir wer¬ 
den euch nicht alleine lassen, wenn es 
um die Lösung dieses Konfliktes hier 
im Osten geht“, sagte er. Zur Einhal¬ 
tung des Waffenstillstandes hat er die 
Ukraine nicht aufgefordert. 
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AUS AUS DER 

Hände weg 

VON RUSSLAND 


Die Proteste gegen die Trup¬ 
pentransporte finden an vielen 
Orten in Brandenburg statt. Die 
DKP ist selbstverständlich aktiv 
dabei. 


Go home 

Protest gegen US-Militärtransporte 
durch Brandenburg 

I n diesen Tagen ist Brandenburg wieder zu einem Schauplatz der 
NATO-Aggression geworden: Seit dem 23. Mai werden über 
2000 gepanzerte Fahrzeuge und tausende Soldaten der U.S. Ar¬ 
mee auf der Straße durch Deutschland nach Osteuropa verlegt - 
begleitet von schwerem Kriegsgerät auf dem Schienenweg. 

Die DKP verurteilt die US-Militärtransporte im Rahmen der 
NATO, die zum Großteil Brandenburg durchqueren, als Aggres¬ 
sion gegen Russland. 

In einer Erklärung, die auf einer Landesmitgliederversamm¬ 
lung der DKP Brandenburg verabschiedet wurde, heißt es: 

• Der Austausch von NATO-Truppen in Osteuropa durch diese 
US-Militärtransporte ist ein Unterlaufen des 2+4-Vertrags, der 
1991 völkerrechtlich verbindlich abgeschlossen wurde, in dem aus¬ 
drücklich die permanente Stationierung von NATO-Truppen im 
ehemaligen Einflussgebiet der Warschauer Vertragsorganisation 
untersagt ist. 

• Das Heranrücken der NATO an die russische Grenze ist ein 
Aggressionsakt, gegen den Russland zu Recht und im völligen 
Einklang mit dem Völkerrecht Maßnahmen ergreift, um seine Sou¬ 
veränität zu wahren. 

• Wenn die regionale Presse wie die Märkische Allgemeine Zei¬ 
tung, eine „anti-militärische“ Stimmung unter den Brandenburger 
Bürgern beklagt aufgrund ihrer Ablehnung der US-Militärtrans- 
porte, ist das eine unerträgliche NATO-Propaganda. Die DKP 
Brandenburg begrüßt hingegen ausdrücklich die gesellschaftliche 
Mehrheit in Brandenburg, die sich gegen die NATO-Aggression 
und für eine Verständigung mit Russland ausspricht. 

Laut Artikel 26 Absatz 1 des Grundgesetzes sind Handlungen 
verboten, „die geeignet sind und in der Absicht vorgenommen 
werden, das friedliche Zusammenleben der Völker zu stören, ins¬ 
besondere die Führung eines Angriffskrieges vorzubereiten“. Die 
deutsche Bundesregierung verstößt gegen diesen Artikel eklatant, 
... weil sie US-Truppen den Transport durch Deutschland gewährt, 
der Stationierung und Aufrüstung von US-Atomwaffen sowie der 
Stationierung von NATO-Truppen in Deutschland zustimmt 
... weil sie selbst deutsche Soldaten im Rahmen der NATO in 
die baltischen Staaten entsendet hat, die somit Teil der NATO- 
Aggression sind 

.. .weil sie laut Koalitionsvertrag in den nächsten Jahren eine mas¬ 
sive Aufrüstung in Form einer Verdoppelung des sog. Verteidi¬ 
gungsetats um über 35 Milliarden Euro nach NATO-Vorgaben 
anstrebt, Milliarden Euro, die fehlen für dringende Investitionen 
in Gesundheit, Bildung, Soziales, Wohnraum und Kultur im Inte¬ 
resse der Bevölkerung. 

Angesichts der wachsenden Kriegsgefahr in Europa und der his¬ 
torischen Verpflichtung gegenüber 27 Millionen Sowjetbürgern, die 
der Aggression des faschistischen Deutschlands zum Opfer fielen, 
akzeptieren wir Kommunistinnen und Kommunisten in Branden¬ 
burg nicht einen einzigen Panzer oder Soldaten, der gen Osten rollt 
oder marschiert, egal unter welcher Flagge. Frieden mit Russland! 
Das ist unsere historische Verpflichtung, das Gebot der Stunde und 
eine Aufgabe, die die Menschen in Brandenburg und Deutschland 
selbst durchsetzen müssen, gegen diese Regierung der Kriegstrei¬ 
ber. Wenn Panzer wieder gen Osten rollen, ist Widerstand Pflicht! 
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Lucas Zeise zur neuen Regierung in Rom 

Der„deutsche Käfig“ 


D er neu ernannte italienische Mi¬ 
nister für europäische Angele¬ 
genheiten Paolo Savona hat den 
Euro als „deutschen Käfig“ für Italien 
bezeichnet. Die Bezeichnung ist tref¬ 
fend. Seit der Einführung der gemein¬ 
samen Währung und besonders seit der 
Finanzkrise 2007 hat sich die Ökonomie 
Italiens schlecht entwickelt. Die Groß- 
und Kleinkonzerne des Landes konnten 
sich auf den Weltmärkten und vor allem 
auch im eigenen Land immer schlechter 
gegen die Konkurrenz von nördlich der 
Alpen durchsetzen. 

Wenn man den Euro als Tauschge¬ 
schäft zwischen den Kapitalisten des 
Nordens in Europa (Deutschland, Be¬ 
nelux, Österreich, Finnland) und denen 
des Südens (Italien, Spanien, Portugal, 
Griechenland) begreift, wonach erstere 
einen hindernisfreien Absatz- und Bin¬ 
nenmarkt erhalten, letztere aber eine 
Weltwährung mit vorzüglichen Kredit¬ 
konditionen, so hat dieser Deal 10 Jah¬ 
re lang ganz gut geklappt. 2010 aber ist 


er in der Staatsschuldenkrise mit lau¬ 
tem Getöse geplatzt. Weil Deutschland 
die Regeln des Finanzmarktes auch im 
Binnenschuldenverhältnis zwischen 
den Euroländern im Vertrag von Maas¬ 
tricht eingebaut hatte, war die Zeit der 
niedrigen Zinsen für den Süden schlag¬ 
artig vorbei. Die Südländer waren mit 
Kapitalflucht konfrontiert. Deutschland 
dagegen hat von der Staatsschuldenkri¬ 
se der Eurozone durch Kapitalzufluss 
proütiert. 

Da die Krise der EU fortschreitet, 
versuchen Nationen, sich gegen die 
EU-Herrschaft zu wehren und sich aus 
dem Euro-Käüg zu befreien. Diese Ver¬ 
suche werden meist nicht von sozialisti¬ 


schen oder auch nur sozial fortschritt¬ 
lichen Kräften angeführt. Vielmehr ist 
zu erwarten, dass eine Abwehrfront in 
diesen Ländern erst dann politisch ei¬ 
nigermaßen wirksam wird, wenn die 
nationale (Monopol-)bourgeoisie sich 
beteiligt. In Italien ist es jetzt so weit. 
Die in Rom gebildete Regierung aus 
„Fünf Sterne“ und rechter „Lega“ hat 
allerdings nicht einmal den Austritt aus 
dem Euro als Ziel formuliert, sondern 
will nur die besonders schädlichen Kne¬ 
belmaßnahmen lockern. 

Die Haltung der fortschrittlichen 
Kräfte in Deutschland dazu ist grund¬ 
sätzlich nicht anders, als wenn wir es 
mit nationalen Abwehrkämpfen in der 


übrigen Welt gegen die Übergriffe der 
Imperialisten zu tun haben. Diese an¬ 
tiimperialistische Haltung nehmen wir 
nicht nur dann ein, wenn Länder wie 
zum Beispiel Afghanistan, Irak, Liby¬ 
en oder Syrien mit Krieg überzogen 
werden, sondern auch wenn die im¬ 
perialistischen Herrschaftsansprüche 
noch unterhalb der Schwelle des Krie¬ 
ges vorgetragen werden. In der EU ist 
der imperiale Herrschaftsanspruch des 
deutschen Kapitals und seiner Regie¬ 
rung Alltag. Die Knebelung der Südlän¬ 
der mit Hilfe der Geldverfassung, der 
konditionierten Hilfskredite, der Ein¬ 
griffe in die nationale Politik, der Aus- 
hebelung des Budgetrechts der Parla¬ 


mente, all das sind Aggressionsakte, die 
wir bekämpfen. Unser wichtigster Bei¬ 
trag dürfte dabei sein, diese Aggression 
im einzelnen zu schildern, ihren Cha¬ 
rakter klarzustellen und sich dagegen 
politisch zu wehren. 

Die deutsche Kanzlerin Angela 
Merkel hat gnädig gesagt, dass sie auch 
der neuen Regierung in Rom gegen¬ 
über gesprächsbereit sei. Ihre Regie¬ 
rung und die sie tragende deutsche Fi- 
nanzoligarchie wird auf ihre erreichte 
hegemoniale Position in der EU und 
die dazu eingesetzten Folterinstrumen¬ 
te (Schuldengrenze, Wettbewerb der 
Staaten am Finanzmarkt, Stabilitäts- 
pakt) nicht verzichten. Die finanzielle 
Stärke des deutschen Staates soll in¬ 
nerhalb und außerhalb der EU weiter¬ 
hin mit voller Wucht eingesetzt werden. 
Selbst die Wünsche des französischen 
Präsidenten Macron nach fast gleichbe¬ 
rechtigter imperialistischer Führung in 
der EU werden abgelehnt. Der Krieg in 
der EU beginnt erst. 



Das verlängerte Sprechorgan Do¬ 
nald Trumps in Deutschland, US- 
Botschafter Richard Grenell, sorgt 
gerade landauf, landab für Empö¬ 
rung, denn er verkündete im Inter¬ 
view mit der rechten Propaganda¬ 
seite „Breitbart“, er möchte „ande¬ 
re Konservative in Europa, andere 
Anführer, definitiv stärken.“ Sich so 
in die Politik anderer Länder einzu¬ 
mischen ist natürlich nicht Aufga¬ 
be von Diplomaten und ganz schön 
Pfui und ruft daher sogar den in Ver¬ 
senkung verschwundenen Martin 
Schulz wieder auf den Plan. 

Grenell hat aber nun bei „Breitbart“ 
nur das gemacht, was ihm sein Chef 
im Weißen HausTagfürTagaufTwit- 
ter Vormacht: Das rauszuposaunen, 
was man tut, aber worüber man in 
der Öffentlichkeit besser schweigen 
würde. Dass US-Diplomaten in an¬ 
deren Ländern Ziele verfolgen ist 
nix Neues. Grenell hat seinen Wor¬ 
ten Taten folgen lassen und schon 
mal Österreichs rechtslastigen Jung¬ 
kanzler Kurz zu sich eingeladen. Von 
dem ist er ein großer Fan. MD 


Merkel wird „sprechfähig“ und 
antwortet Macron 

Beate Landefeld zum Auseinanderdriften der EU 


Das Festhalten der EU am von Trump 
aufgekündigten Iran-Deal wird unter¬ 
laufen. Angefangen mit Total und Sie¬ 
mens bekennt ein Großkonzern nach 
dem anderen, sich an die US-Sanktionen 
gegen den Iran halten zu wollen. Balti¬ 
sche Länder und Polen, die die USA als 
ihren wichtigsten Bündnispartner sehen, 
stehen ohnehin nur halbherzig hinter der 
EU-Linie. Bundeskanzlerin Merkel tat 
von vornherein kund, es nütze nichts, die 
eigenen Kräfte zu überschätzen. Mit der 
vielbeschworenen gemeinsamen Außen¬ 
politik der EU, gar auf „Augenhöhe mit 
den USA, ist es nicht weit her. 

Dazu hat die Trump-Regierung, 
trotz Bitten und Betteln der „Partner“ 
Macron und Merkel, trotz Frau Malm- 
ströms Drohungen, die anvisierten Zöl¬ 
le gegen Stahl- und Aluminiumimpor¬ 
te in Kraft gesetzt. Sie treffen die EU 
nicht so stark wie Kanada und Brasili¬ 
en, die die Hauptlieferanten der USA 
sind. Von den EU-Ländern treffen sie 
am stärksten Deutschland. Die Sorge 
Berlins, der Unternehmerverbände und 
der Konzernetagen gilt aber weniger 
den Stahlzöllen als der Gefahr, dass der 
Handelskonflikt eskalieren und Trumps 
Drohung, den Import von Autos hoch 
zu verzollen, wahr werden könnte. Da¬ 
her möchte die Bundesregierung lieber 
deeskalieren und verhandeln, während 
Frankreich, das keinen Exportüber¬ 
schuss gegenüber den USA hat, für har¬ 
te Gegenmaßnahmen der EU plädiert. 
Trump will besonders die deutschen 
Exportüberschüsse treffen. Berlin reiht 
sich in das „Klug, entschieden, gemein¬ 
sam“ der EU ein. 


In Italien melden sich die mit der 
EZB-Niedrigzinspolitik mühsam ge¬ 
zähmten zentrifugalen Kräfte der Euro¬ 
zone zurück. Die neue rechtspopulistische 
Regierung aus 5-Sterne-Bewegung und 
Lega pfeift auf den „Stabilitätspakt“, will 
den Sparkurs beenden. Sie plant Steuer¬ 
senkungen und ein Bürgereinkommen 
von 780 Euro. Gegen Steuersenkungen 
hat das EU-Finanzkapital nichts. Der 



Chefvolkswirt der Allianz, Michael Heise, 
lobt sie sogar im „Handelsblatt“ (30.5.). 
Das Bürgereinkommen und die Rück¬ 
nahme von Rentenkürzungen sind die ei¬ 
gentlichen Steine des Anstoßes. Italiens 
Anleiherenditen steigen. Zunächst legt 
Präsident Matarella ein Veto gegen den 
designierten „eurokritischen“ Finanzmi¬ 
nister ein. Als Matarella eine „technische 
Regierung“ vorschlägt, erinnert das an 
die akute Eurokrise 2011. Doch nach der 
Änderung der Finanzminister-Personalie 
vereidigt er die Populisten. 


2011 sollte eine „Fachleute-Regie- 
rung“ unter Mario Monti Italien nach 
stabilitätspolitischen EU-Regeln aus der 
Krise führen. Kanzlerin Merkel, Frank¬ 
reichs Sarkozy und der neue EZB-Chef 
Draghi stellten sich demonstrativ hinter 
Monti. Als Ende Mai 2018 wieder eine 
Techniker-Regierung als Option genannt 
wird, bleibt es in Berlin mucksmäuschen¬ 
still. Berlin habe sich, so die „Frankfur¬ 
ter Rundschau“, einen Maulkorb ver¬ 
passt. „Bloß nichts Schlechtes über Itali¬ 
en sagen“ scheine die Linie zu sein, denn 
das mache alles nur noch komplizierter. 
(30.5.). Was die FR nicht sagt: Der Wahl¬ 
sieg der Rechtspopulisten gehört zu den 
Kollateralschäden des Kurses der „inne¬ 
ren Abwertung“, den Monti 2011 einleite¬ 
te. Die sozialdemokratische PD, die den 
Kurs als Regierungspartei in kritischer 
EU-Loyalität mittrug, schrumpfte auf 
18,7 Prozent. 

„Entgleitet uns Europa?“, wird in ei¬ 
nigen Medien gefragt. An Merkel erge¬ 
hen Appelle, doch endlich auf Macrons 
Ideen zur „Neugründung“ zu antworten. 
Nach acht Monaten ist die Kanzlerin in 
der Frage nun „sprechfähig“ (FAZ 3.6.). 
Die meisten ihrer Gegenvorschläge nä¬ 
hern sich Macron, ohne bisherige Pfa¬ 
de zu verlassen: Mehr EU-Grenzsiche¬ 
rung, gemeinsame Asyl- und Entwick¬ 
lungspolitik, gemeinsame militärische 
Eingreiftruppe, Umwandlung des ESM 
zum europäischen Währungsfonds. Aus 
Macrons Eurozonenhaushalt wird ein 
„Investivhaushalt für die Eurozone“ 
im unteren zweistelligen Milliardenbe¬ 
reich. Die Euroskeptiker werden begeis¬ 
tert sein. 


Uli Brockmeyer zum „Fall Babtschenko u 


Noch so 'ne Schmiere 


Es gibt Kriminalgeschichten, die kann 
man gar nicht aufschreiben, weil sie we¬ 
der einen sinnvollen Anfang noch ein 
glaubhaftes Ende haben. Es sind aber Ge¬ 
schichten, die man in alle Welt hinauspo¬ 
saunen kann, mit dem nötigen Nachdruck 
der „Qualitätsmedien“ und Zitaten von 
Politikern, die ihre Empörung in die Mi¬ 
krofone heucheln. Das geht reibungslos, 
wenn der Angeklagte Rußland heißt. 

Mordanschlag: Ein russischer Soldat 
mutiert zum „Journalisten“, findet heraus, 
dass es lukrativ ist, statt für Mütterchen 
Rußland lieber für die Ukraine zu arbei¬ 
ten. Er zieht nach Kiew und gründet ei¬ 
nen Blog, von dem er behauptet, dass ihn 
190.000 Leute abonniert haben. Der rus¬ 
sische Geheimdienst ist starr vor Angst, 
dass von den 145 Millionen Russen dem¬ 
nächst vielleicht 191 000 den Blog lesen 
könnten, und schmiedet einen Mordplan. 
Man schickt nicht etwa einen eigenen 
Agenten nach Kiew, sondern man kauft 
für schlappe 30 000 Dollar einen ukrai¬ 
nischen Auftragsmörder. Damit der sei¬ 
ne Zielperson auch erkennt - denn er 
gehört nicht zu den Blog-Abonnenten - 
gibt man ihm ein Passfoto, über das nur 
die russischen Behörden und der Passin¬ 
haber verfügen. 

Der ukrainische Geheimdienst kann 
die dummen Russen überlisten, täuscht 


einen brutalen Mord an dem tapferen 
„Kremlkritiker“ vor, um so an den Auf¬ 
tragsmörder zu kommen. Der wird in ei¬ 
ner „Geheimoperation“ vor laufender 
Kamera verhaftet. Gleichzeitig gibt der 
Chef des ukrainischen Geheimdienstes 
vor der Presse Ergebnisse des Verhörs 
bekannt, das gerade begonnen hat, und 
präsentiert den „Ermordeten“ putzle¬ 
bendig vor der Weltöffentlichkeit. Der 
mutige „Journalist“ will nun übrigens 
eine Wiederholung des Attentats verhin¬ 
dern, und damit er nicht wieder aufgrund 
eines russischen Passfotos erkannt wird, 
nimmt er die ukrainische Staatsbürger¬ 
schaft an ... 

Kein ernst zu nehmender Verlag der 
Welt würde diese Storys drucken, aber sie 
erfüllen dennoch ihren Zweck, nämlich 
wenige Tage vor der Fußball-WM den 
Russen nochmal so richtig eins reinzu¬ 
drücken. Und das mit Hilfe ukrainischer 
Geheimagenten, die sich vor wenigen 
Wochen mit Ruhm bekleckerten, als sie 
die Türen von Büros der Kommunisti¬ 
schen Partei der Ukraine eintraten, die 
Schränke durchwühlten und Grußkarten 
zum „1. Mai - Internationaler Feiertag 
der Arbeiterklasse“ als „Terrorpropagan¬ 
da“ konfiszierten. 

Herzlichen Glückwunsch allen, die mit 
solchen Leuten verbündet sind! 


Herbert Becker zur Praxis in Bundesministerien 


Kein Wille zur Änderung 


Als es im letzten Jahr noch Wahlkampf 
gab, plusterte sich besonders die SPD auf, 
dass es ein Ende haben müsse mit den 
„sachgrundlosen Beschäftigten“. Im Ko¬ 
alitionsvertrag steht zwar die hehre Ab¬ 
sicht, den eklatanten Missbrauch durch 
Regelungen und Quotierungen zu unter¬ 
binden, passiert ist seitdem aber nichts. 

Eine parlamentarische Anfrage zur 
Praxis in den Bundesministerien ent¬ 
hüllt nun, wie es in den Regierungszen¬ 
tralen in Berlin und Bonn aussieht. Geht 
es um die eigenen Mitarbeiter, hält sich 
die Bundesregierung nicht an ihre voll¬ 
mundigen Vorgaben. Mehr als die Hälf¬ 
te der Beschäftigten haben sachgrundlos 
befristete Verträge. 

Die Bundesregierung beschäftigt 
nach eigenen Angaben derzeit etwa 7 900 
Mitarbeiter mit befristeten Arbeitsver¬ 
trägen, ohne dabei einen konkreten Sach- 
grund für die Befristung anzugeben. Da¬ 
mit nutzt die Regierung das Instrument 
der sachgrundlosen Befristung, ohne eine 
Begründung für solche ArbeitsVerhält¬ 
nisse zu haben. 

Seehofer, der neue Bundesminister 
des Inneren, aber auch für Bau und „Hei¬ 
mat“, schert sich natürlich einen Dreck 
darum, was die Koalitionäre ins Regie¬ 
rungspapier geschrieben haben. Allein 
in seinem Ministerium haben über 80 
Prozent der befristet Beschäftigten eine 


sachgrundlose Befristung. Verständlich 
aus seiner Sicht, schließlich will er über¬ 
all „aufräumen“ da ist dieses Instrument 
ideal geeignet, Duckmäusertum und ge¬ 
schmeidige Anpassung an die neue, rech¬ 
te Linie zu erreichen. Dieses Ministerium 
mit all seinen Abteilungen und Refera¬ 
ten beschäftigt gerade mal 1500 festange¬ 
stellte Männer und Frauen, aber fast 5 600 
Verwaltungs- und Fachangestellte, die nur 
einen befristeten Arbeitsvertrag haben. 

Niemand sollte meinen, in den an¬ 
deren Ministerien und Bundesbehörden 
sähe es besser aus, diese Praxis ist nach 
einer Übersicht überall in Mode und 
zeigt deutlich, was von dem Gerede von 
„Gute Arbeit, breite Entlastung und so¬ 
ziale Teilhabe sichern“, wie es im Papier 
steht, zu halten ist. Wenn es nach dem Pa¬ 
pier der drei Parteien gehen würde, dann 
sollen in Betrieben mit mehr als 75 Be¬ 
schäftigten noch höchstens 2,5 Prozent 
aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
ohne Sachgrund befristet beschäftigt 
werden. 

Die Koalitionsparteien verantwor¬ 
ten über ihre Minister und Parlamenta¬ 
rischen Staatssekretäre die Bedingungen 
in den Häusern, dass sie keine Anstalten 
machen, weder eine neue gesetzliche Re¬ 
gelung auf den Weg zu bringen noch in 
den eigenen Buden bessere Bedingungen 
zu schaffen. 
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Die Bourgeoisie wollte keine Republik 

ln der Paulskirche entschied die deutsche Nationalversammlung über das Schicksal der deutschen Revolution 



Frankfurt am Main, Paulskirche: Sitzung der Nationalversammlung, wahrschein¬ 
lich im Juni 1848. Sprecher ist Robert Blum. Zeichnung von Ludwig von Elliott, 1848 


I n den revolutionären Kämpfen vor 
170 Jahren in Europa um den Sturz 
der Feudalordnung und die Errich¬ 
tung einer bürgerlichen Gesellschaft 
spielte die deutsche Revolution vom 
März 1848 bis Juli 1949 eine herausra¬ 
gende Rolle. Große Hoffnungen ruhten 
auf der in den deutschen Einzelstaaten 
gewählten Nationalversammlung, die 
am 18. Mai 1848 in der Paulskirche in 
Frankfurt am Main zu ihrer ersten Sit¬ 
zung zusammentrat. Als verfassungs¬ 
gebendes Gremium der deutschen Re¬ 
volution und vorläufiges Parlament des 
zu schaffenden Deutschen Reiches er¬ 
richtete sie am 28. Juni mit der Verab¬ 
schiedung des Gesetzes über die Zen¬ 
tralgewalt eine vorläufige provisorische 
deutsche Regierung. 

Die Verfassung: 

Ein Kompromiss 

In heftigen und kontrovers geführten 
Debatten erarbeiteten die Abgeordne¬ 
ten eine Reichsverfassung, auch Pauls¬ 
kirchenverfassung genannt. In einem 
Grundrechtekatalog wurden einige 
Forderungen der seit 1815 in Oppositi¬ 
on zu dem vom Wiener Kongress 1815 
errichteten System der Feudalreaktion 
Metternichs stehenden liberal-nationa¬ 
len Bewegung des Vormärz verkündet. 
Zustande kam eine sehr gemäßigte li¬ 
berale Verfassung, die auf der Grund¬ 
lage eines Kompromisses mit der herr¬ 
schenden Feudalklasse die reaktionä¬ 
ren Interessen der Großbourgeoisie 
sichern sollte. Sie enthielt als beschei¬ 
denes Ergebnis der vorangegangenen 
revolutionären Kämpfe des Volkes eine 
Reihe fortschrittlicher Artikel, sah eine 
politische Zentralgewalt vor und konn¬ 
te der Bourgeoisie und ihren Produk¬ 
tivkräften Raum zur Entfaltung, damit 
aber auch der Arbeiterklasse günstige¬ 
re Entwicklungsbedingungen verschaf¬ 
fen. 

Die Bourgeoisie wich jedoch vor 
dem Druck der feudalen Reaktion 
zurück. Das zeigte sich vor allem im 
Verzicht auf die Proklamation einer 
Demokratischen Republik, an deren 
Stelle eine konstitutionelle Monarchie 
mit einem Erbkaiser verkündet wur¬ 
de. Trotz ihres Kompromisscharakters 
zugunsten der Feudalherrschaft stieß 
die Reichsverfassung auf entschie¬ 
denen Widerstand. Zwar erkannten 
29 kleine und mittlere Staaten sie an, 
nicht aber Preußen, Sachsen, Bayern 


Wir dürfen eine Erfahrung machen, die 
Menschen aus anderen Ländern bisher 
verwehrt geblieben ist und auch ver¬ 
wehrt bleiben wird: Deutsche Sozialisten 
haben in Egon Krenz einen Politiker, der 
radikale Selbstkritik übt und gleichwohl 
seinen Grundauffassungen treu bleibt, 
die er jedoch nicht verbissen verteidigt, 
sondern kritisch hinterfragt. Kein Politi¬ 
ker eines europäischen Landes mit ehe¬ 
mals sozialistischer Orientierung hat 
das getan, mal abgesehen von Michail 
Gorbatschow, aber der tut so, als hätte er 
nichts falsch gemacht. Man wüsste schon 
gern, wie Gorbatschow von einer Rei¬ 
se nach China berichten würde, wo die 
Lehren aus dem Untergang der UdSSR 
gezogen werden. 

Wie Egon Krenz damit umgeht, das 
wissen wir nun. Er hat das Buch über 
seine China-Reise vorgelegt. Friedrich 
Engels schrieb: „Über geschichtliche 
Ereignisse beklagt man sich nicht, man 
bemüht sich im Gegenteil, ihre Ursa¬ 
chen zu verstehen und damit auch ihre 
Folgen, die noch lange nicht erschöpft 
sind.“ Ob Egon Krenz sich diese Er¬ 
kenntnis aus dem Jahre 1885 vor Augen 
hielt? 

Jeder, der Genaues wissen will, wie 
es zum Fortbestand, ja auch den Erfol¬ 
gen Chinas im Gegensatz zum Unter¬ 
gang der DDR und der UdSSR kam, der 
sollte das Buch von Egon Krenz lesen. 


und Hannover, die sie kategorisch ab¬ 
lehnten. Preußens König Wilhelm IV. 
wies die ihm von einer Delegation der 
Nationalversammlung unterwürfig an¬ 
getragene Kaiserwürde zurück, da ihr 
„der Ludergeruch der Revolution“ an¬ 
hafte. Sollte die tausendjährige Krone 
deutscher Nation „wieder einmal ver¬ 
geben werden, so bin ich es und mei¬ 
nes Gleichen, die sie vergeben werden. 
Und wehe dem, der sich anmaßt, was 
ihm nicht zukommt!“ Den drohenden 
Worten folgten nur zu bald blutige Ta¬ 
ten. Der radikaldemokratische Flügel 
der Revolution mit Volks- und Arbei¬ 
tervereinen an der Spitze forderte da¬ 
raufhin, die Reichsverfassung mit mili¬ 
tärischer Gewalt durchzusetzen. 

Dafür bestanden im Frühjahr 1849 
günstige nationale als auch internatio¬ 
nale Bedingungen. Die deutsche Revo¬ 
lution hatte zu dieser Zeit nach der im 
März 1848 erlittenen Niederlage noch 
einmal eine Erfolgschance. Während 
bewaffnete Erhebungen in Dresden, 
Breslau und im Rheinland niederge¬ 
schlagen werden konnten, waren sie in 
der zu Bayern gehörenden Pfalz und in 
Baden erfolgreich. Fast die gesamte ba¬ 
dische Armee und die pfälzischen Sol¬ 
daten folgten dem Aufstand, der sich 
auf eine große Mehrheit der Bevölke¬ 
rung stützte. Zum ersten Mal entstand 
eine deutsche Revolutionsarmee. Da 
die Volksmassen in allen mitteldeut¬ 


Auch wie es wirklich um seine Saarbrü¬ 
cker Erklärung zum „Platz des himmli¬ 
schen Friedens“ stand, verdient Beach¬ 
tung. Allerdings stuft Krenz den „Zwi¬ 
schenfall des 4. Juni“ herunter, bei dem 
auch nach amtlichen Angaben 300 To¬ 
desopfer des Militäreinsatzes gegen De¬ 
monstranten in Peking zu beklagen wa¬ 
ren. Krenz hat später jedenfalls gegen 
Behauptungen erfolgreich prozessiert, 
ihm hätte im Herbst 1989 eine chinesi¬ 
sche Lösung vorgeschwebt. Über seine 
vernünftige Politik als letztes Staats¬ 
oberhaupt der DDR wird viel zu wenig 
mit Gerechtigkeit geurteilt. 

Vor allem ist dies wichtig: Verglichen 
mit allen Entwicklungsländern, die um 
1949 und bald darauf frei kamen - vor 
allem Indien -, ist China für Krenz ein 
leuchtendes Vorbild. Wer den Zustand 
des Landes beurteilen will, muss den 
Kampf gegen den Hunger und die Ar¬ 
mut in Rechnung stellen, der in China 
nicht zu Ende ist, aber wie nirgendwo 
sonst so erfolgreich war. 

Und kein Land der Erde hat ein solches 
Friedensprogramm wie China - es ist 
auch in keinen Krieg aktuell involviert. 
Allerdings wüsste ich schon gern mehr 
darüber, was Egon Krenz zur exorbitan¬ 
ten Steigerung des chinesischen Rüs¬ 
tungsexports meint. Trotz dieser Exporte 
lag China allerdings 2013 mit fünf Pro¬ 
zent des Marktanteils immer noch hinter 


sehen Staaten noch eindeutig auf die 
Seite des Aufstandes neigten, bestand 
die Möglichkeit, den Erfolg über die 
Landesgrenzen zu tragen. 

In Budapest hatte Lajos Kossuth 
den ungarischen Thron der Habsbur¬ 
ger gestürzt und die kaiserlichen Trup¬ 
pen über Waag und Leitha gejagt. In 
Rom war die Republik ausgerufen 
und der Papst vertrieben worden. Ga¬ 
ribaldis Truppen schlugen sich erfolg¬ 
reich gegen die französische Interven¬ 
tionsarmee. Sardinien-Piemont führte 
Krieg gegen Österreich. In Paris schlug 
das Proletariat seine erste Schlacht. 
Obwohl sich im Juni die günstigen 
internationalen Ausgangsbedingun¬ 
gen durch die Niederlage der demo¬ 
kratischen Partei in Paris, den Still¬ 
stand der Revolution in Ungarn und 
die italienischen Rückschläge in Rom 
und Piemont verschlechterten, war die 
folgende Niederlage - zumindest im 
dann eintretenden Ausmaß - keines¬ 
wegs unausweichlich. Um die Revolu¬ 
tion voranzutreiben, hätte es vor allem 
der militärischen Offensive bedurft. 

Marx und Engels 
fanden kein Gehör 

Am 19. Mai 1849 verbot die preußi¬ 
sche Regierung das Organ der revo¬ 
lutionären Kräfte, die von Karl Marx 
geleitete „Neue Rheinische Zeitung“. 
Als ihre letzte Ausgabe erschien, be¬ 


Deutschland mit sieben Prozent und na¬ 
türlich hinter den USA mit 30 Prozent. 
(It. „Spiegel“) 

Hätte man die Reformen unter Wal¬ 
ter Ulbricht konsequent fortgesetzt, so 
wie man die Reformen und die Politik 
der Öffnung seit Deng Xiaoping in Chi¬ 
na umsetzte, dann hätte die DDR viel¬ 
leicht eine Chance gehabt. In diesem 
Zusammenhang könnte aber das, was 
Krenz über die chinesischen Kapitalis¬ 
ten schreibt und auch, was er über den 
Fehler schreibt, in der DDR jeglichen 
Restkapitalismus zu beseitigen, auf Wi¬ 
derspruch stoßen. Doch Karl Marx hatte 
schon 1867 gemahnt: „Auch wenn eine 
Gesellschaft dem Naturgesetz ihrer Be¬ 
wegung auf die Spur gekommen ist (...), 
kann sie naturgemäße Entwicklungspha¬ 
sen weder überspringen noch wegdekre¬ 
tieren. Aber sie kann die Geburtswehen 
abkürzen und mildern.“ Geht China die¬ 
sen Weg? Mit einer marktwirtschaftli¬ 
chen Variante mit börsennotierten Fir¬ 
men, die international agieren können? 
Die chinesische Führung ist sich sicher: 
So kommt China an die internationa¬ 
le Spitze und sichert im Inneren einen 
wenn auch bescheidenen Wohlstand für 
immer mehr Menschen und nicht nur für 
wenige. 

Dass zwei Entwicklungsformen ne¬ 
beneinander in einem Land koexistie¬ 
ren ist gar nicht so selten. Es kommt im¬ 


fanden sich Karl Marx und Friedrich 
Engels bereits auf dem Weg nach Süd¬ 
westdeutschland, um die Forderungen 
der revolutionären Demokraten nach 
Durchsetzung der Reichsverfassung 
mittels bewaffneter Kräfte entschieden 
zu vertreten. Am 20. und 21. Mai ver¬ 
handelten sie mit den demokratischen 
Abgeordneten der Nationalversamm¬ 
lung und appellierten, dass es für das 
Parlament nur einen Weg zur Verteidi¬ 
gung der Revolution und der eigenen 
Existenz geben konnte: die badisch¬ 
pfälzische Revolutionsarmee nach 
Frankfurt zu rufen und an die Spitze 
des bewaffneten Aufstandes zu treten. 
Sie fanden kein Gehör. Durch Hessen, 
wo Preußen bereits ein Armeekorps 
zur Niederschlagung des Aufstandes 
zusammenzog, setzten Marx und En¬ 
gels ihre gefährliche Reise fort und 
führten in Mannheim, Karlsruhe und 
Ludwigshafen mit demselben Ziel Ge¬ 
spräche mit den Vertretern der klein¬ 
bürgerlichen Demokraten. Auch hier 
ergebnislos, denn diese befanden sich 
bereits im Schlepptau der liberalen 
Bourgeoisie, die zur Konterrevoluti¬ 
on überlief. Zum „Dank“ wurde das 
Frankfurter „Rumpfparlament“ von 
preußischen Husaren auseinanderge¬ 
jagt, das Mobiliar des Sitzungssaales 
zerschlagen und die Abgeordneten mit 
Lanzen und Säbeln durch die Straßen 
gehetzt. 

Nach den ergebnislosen Verhand¬ 
lungen mit den Demokraten begab 
sich Friedrich Engels zur badisch¬ 
pfälzischen Revolutionsarmee, wäh¬ 
rend Marx nach Paris reiste, um dort 
die Situation zu analysieren. Engels 
lehnte einen Posten in der provisori¬ 
schen Regierung ebenso wie im Ober¬ 
kommando der Revolutionsarmee ab 
und nahm den Vorschlag von Oberst 
Willich an, Stabschef und zugleich 
Adjutant seines Freiwilligenkorps, des 
besten Truppenteils der Revolutionsar¬ 
mee, zu werden. Zusammen mit Engels 
kämpften in der Revolutionsarmee 
Mitglieder des Bundes der Kommunis¬ 
ten, unter ihnen Wilhelm Liebknecht, 
Johann Philipp Becker, der die badi¬ 
sche Volkswehr kommandierte, Joseph 
Moll, der als Kanonier der Besangoner 
Arbeiterkompanie in der Schlacht an 
der Murg fiel, Fritz Anneke sowie die 
Setzer und Arbeiter der verbotenen 
„Neuen Rheinischen Zeitung“. „Die 
entschiedensten Kommunisten waren 


mer darauf an, welche dominiert. Auch 
Lenin versuchte es mit kapitalistischen 
Methoden. Und der Adel und die Bour¬ 
geoisie befanden sich im 19. Jahrhundert 
in Deutschland in erbittertem Streit; die 
Arbeiterklasse unterstützte 1848 die 
Bourgeoisie, doch diese verriet ihren 
Bündnispartner, und der Adel wurde Teil 
der Bourgeoisie - gegen die arbeitenden 
Menschen handelnd. Für Egon Krenz ist 
ausgemacht, dass die kommunistische 
Partei sich durchsetzt, die auch kapita¬ 
listische Kräfte zur Weiterentwicklung 
des Landes nutzt, und dass letztlich der 
sozialistische Weg dominiert. 

Viele Fragen werden beantwortet, 
und hier soll nicht alles verraten wer¬ 
den. Man lese selbst, was z.B. mit dem 
Projekt der Seidenstraßen gemeint ist. 

Die Entwicklung Chinas unter Lei¬ 
tung der KP kann ein Mut machen¬ 
des Beispiel für die gesamte weltwei¬ 
te Arbeiterbewegung sein, meint Egon 
Krenz. Sein Rat kann für Linke wich¬ 
tig sein, denn es kommt ja nicht oft vor, 
dass man mal aufatmen kann angesichts 
der Welt, die aus den Fugen ist, wie es 
sogar der Bundespräsident immer sagt. 

Einen gewissen Mangel des Buches 
sehe ich darin, dass Krenz mit der Tür 
ins Haus fällt und mit den Schlussfol¬ 
gerungen beginnt, wo er besser auf die¬ 
selben hingearbeitet hätte. Also: Kein 
Gedanke weniger, aber noch überzeu¬ 
gender aufgestellt. Zudem bleiben bei 
Krenz viel gestellte Fragen unberück¬ 
sichtigt: Die nach den Massenüberwa¬ 
chungen der Bürger und der häufigen 
Anwendung der Todesstrafe. Und auch 


die couragiertesten Soldaten“, hielt En¬ 
gels fest. 

Die letzten Kämpfe 

Nachdem die konterrevolutionäre 
Bourgeoisie eine Offensive der Revo¬ 
lutionstruppen verhindert hatte, traten 
diese in mutigen Gefechten der in Ba¬ 
den einfallenden 60 000 Mann starken 
preußischen Interventionsarmee ent¬ 
gegen. Am 28. und 29. Juni stellten sie 
sich an der Murg unterhalb der Fes¬ 
tung Rastatt mit noch 13 000 Mann 
40 000 Preußen zur letzten erbitter¬ 
ten Schlacht. Die Preußen konnten sie 
erst für sich entscheiden, als sie, über¬ 
raschend über das neutrale Württem¬ 
berg vorstoßend, die Truppen General 
Mieroslawskis umgingen und dadurch 
dessen rechten Flügel zerschlugen. 
Nach der Niederlage zogen sich etwa 
7 000 Mann nach Süden zurück. Mit 
einer Nachhut des Freikorps Willich 
deckte Engels den Rückzug, der am 
12. Juli bei Lottstetten mit dem Über¬ 
tritt in die Schweiz endete. 

Die Lage der von 25 000 Preußen 
belagerten Festung Rastatt, in die sich 
weitere Abteilungen der Revolutions¬ 
armee zurückgezogen hatten, wurde 
aussichtslos. Um die Zivilbevölkerung 
vor dem Artilleriebeschuss zu bewah¬ 
ren, kapitulierte die Festung am 23. Juli. 
Der preußische Befehlshaber, General 
Graf von der Groeben, ließ danach den 
Festungskommandanten Oberst Tie- 
demann und 27 seiner Offiziere stand¬ 
rechtlich erschießen. Hunderte starben 
in den Kasematten der Festung ohne 
medizinische Hilfe an Typhus, unzäh¬ 
lige wurden heimlich ermordet. „Sie 
sind in den Gräben von Rastatt gestor¬ 
ben wie die Helden. Kein einziger hat 
gebettelt, kein einziger hat gezittert“, 
schrieb Engels in seiner Schrift „Die 
deutsche Reichsverfassungskampagne“. 

Tausende fielen im ganzen Land 
dem Terror der Feudalreaktion zum 
Opfer, Zehntausende wurden gericht¬ 
lich verfolgt, insgesamt 700 000 Teil¬ 
nehmer an den Erhebungen von 
1848/49 in die Emigration getrieben. 
Die revolutionären Kämpfer würdi¬ 
gend, schrieb Engels, das deutsche Volk 
werde „die Füsilladen und die Kase¬ 
matten von Rastatt nicht vergessen“. 
Eine solche Wertung sucht man heute 
allerdings in den Räumen der Paulskir¬ 
che vergebens. 

Gerhard Feldbauer 


jene nach dem Schicksal der Wanderar¬ 
beiter. 

Abseits vom Reisebericht gibt das 
Buch Einblick zur Beantwortung vieler 
Fragen, Einblicke und Hintergrundin¬ 
formationen aus der Perspektive eines 
Politikers, der unmittelbarer Zeuge und 
Akteur war. Egon Krenz berichtet von 
frühen Versuchen, wieder zu Gemein¬ 
samkeiten der sozialistischen Länder, 
einschließlich Chinas zu gelangen - und 
wie er dabei in Gegensatz zur KPdSU 
geriet. Er informiert unter anderem über 
Gespräche mit Gorbatschow und darü¬ 
ber, wie dieser die DDR-Führung hin¬ 
tergangen hat. 

Wie in der Außen-, so auch in der In¬ 
nenpolitik. Krenz erinnert an Informati¬ 
onen, die er besaß und denen die DDR- 
Führung zuwiderhandelte. Und die auch 
jeder wissen konnte, dazu brauchte es 
keine internen Forschungsberichte und 
Meinungsumfragen wie jene über das, 
was die DDR-Bevölkerung sich ersehn¬ 
te: darunter die Möglichkeit zu reisen 
und zu konsumieren, vor allem ein Auto 
zu haben. Anders in China. Selbst ohne 
nach China zu reisen wissen wir, wie es 
sich dort mit der Versorgung mit Autos 
verhält - es gibt mehr davon als die Um¬ 
welt verträgt. Und wir alle haben doch 
schon chinesische Touristen erlebt. Ein 
solcher Tourismus war den DDR-Bür¬ 
gern versagt. Ulrich Sander 


Egon Krenz: „China - wie ich es sehe“, 
edition ost, Berlin 2018, 155 Seiten, 
12,9g Euro 
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Kultursplitter 


„Kultur für alle“ 

Der frühere Kulturpolitiker Hilmar 
Hoffmann ist tot. Er starb am 1. Juni, er 
wurde 92 Jahre alt. Kein Kulturdezer¬ 
nent einer deutschen Stadt wurde bun¬ 
desweit so bekannt wie Hoffmann. 1951 
wurde er in Oberhausen der jüngste 
Direktor einer Volkshochschule und 
gründete dort 1954 die später so be¬ 
nannten Internationalen Kurzfilmta¬ 
ge Oberhausen, die 1962 Plattform für 
das Oberhausener Manifest wurden, in 
dem die Protagonisten der Bewegung 
„Junger deutscher Film“ das betuliche, 
beschönigende Kino für tot erklärten. 
1965 - 1990 war er Sozial- und Kultur¬ 
dezernent der Stadt Frankfurt, in die¬ 
ser Zeit prägte er die kulturelle und 
städtebauliche Entwicklung, so verant¬ 
wortete er den Aufbau des Museums¬ 
ufers. Sein sozialdemokratisches Motto 
„Kultur für alle“, das er in einem Buch 
veröffentlichte, übernahmen auch an¬ 
dere Kommunen. Auch das von Hil¬ 
mar Hoffmann 1971 gegründete erste 
Kommunale Kino fand bald überall 
Nachahmer. Filmkunst war seine gro¬ 
ße Feidenschaft. Später berief ihn die 
Kohl-Regierung zum Präsidenten des 
Goethe-Instituts. Er leitete es sieben 
Jahre lang und wehrte sich - nicht im¬ 
mer erfolgreich - gegen drastische Mit¬ 
telkürzungen. 

Neuer Platz 

Das umstrittene „avenidas“-Gedicht 
aus der Feder des mittlerweile 93-jäh¬ 
rigen Dichters und Übersetzers Eugen 
Gomringer liest man nun an einem 
Haus im oberfränkischen Rehau. Der 
Bürgermeister der Kleinstadt, Micha¬ 
el Abraham, sagte bei der offiziellen 
Präsentation der Fassade: „Für mich 
ist das kein provokantes Gedicht.“ Die 
auf Spanisch verfassten Zeilen stan¬ 
den bislang an der Fassade der Alice- 
Salomon-Hochschule in Berlin. Im Ja¬ 
nuar hatte der Akademische Senat der 
Hochschule beschlossen, das Gedicht 
übermalen zu lassen, nachdem Studen¬ 
ten es als sexistisch kritisiert hatten. 
Besonders die Zeile „Alleen und Blu¬ 
men und Frauen und ein Bewunderer“ 
wurde zum Stein des Anstoßes. Es gab 
heftige Proteste gegen diesen Vandalis¬ 
mus und die irrwitzige Begründung für 
diesen Akt. Eugen Gomringer lebt seit 
mehr als 40 Jahren in Rehau. In Berlin 
wird ein neuer Platz gesucht, und auch 
Bielefeld will das Gedicht in der Fassa¬ 
denform zeigen. 

Jetzt Kreuze 

„Weiß Söder eigentlich, wovon er 
spricht, wenn er sagt, er meint es nicht 
als christliches, sondern als kulturel¬ 
les Symbol?“, fragten sich Münchener 
Geisteswissenschaftler. „Hat er über¬ 
haupt eine Ahnung, was er sich ins 
Haus holt? Also, die Geister, die er 
rief, wird er nicht mehr los.“ Die Grup¬ 
pe postete in ein paar Wochen knapp 
1000 Kreuzdarstellungen aus Fiteratur, 
Kunst und Popkultur. Eine der ältesten 
Kreuzdarstellungen des Abendlandes 
zeigt einen gekreuzigten Esel. In den 
Schriften aus dem dritten Jahrhundert 
wird beschrieben, dass es in Kartha¬ 
go derartige Karikaturen gab, mit der 
Überschrift: Koitis. Der Gott der Chris¬ 
ten. „Was so viel heißt wie der, der bei 
den Eseln liegt, oder der von einem 
Esel Geborene“. Eine ganz besondere 
Kreuzdarstellung aus Bayern ist auch 
dabei: Die Wilgefortis. Oberflächlich 
betrachtet eine Jesusdarstellung im 
Frauengewand. Dabei ist es nicht Je¬ 
sus, sondern Wilgefortis, eine gottge¬ 
machte Drag-Queen, die im Spätmit¬ 
telalter eine offizielle Heilige war. Vor 
allem in Bayern war ihre Darstellung 
sehr, sehr verbreitet und viele Kapel¬ 
len sind immer noch ihrem Namen 
gewidmet. Der Fegende nach bat die 
Jungfrau Wilgefortis Gott, ihr Gesicht 
zu entstellen, damit sie keinen Mann 
heiraten müsse. Daraufhin ließ Gott ihr 
einen Bart wachsen, aus Zorn kreuzig¬ 
te sie der Vater. Daraus entstand ein 
queerer Christenkult, der auch Söders 
Heimat prägte. Wenn man ein Symbol 
aufhängen möchte, das die kulturelle 
Prägung Bayerns zum Ausdruck bringt, 
ist die Wilgefortis eigentlich eine besse¬ 
re Wahl als das Jesus-Kreuz. 

Herbert Becker 


Fremd in der Heimat 

Ödön von Horvath, hellsichtig zweifelnd 


V or 80 Jahren, genauer: am 1. Juni 
1938, wird Ödön von Horvath, 
ungarischer Schriftsteller und 
Dramatiker deutscher Sprache, in Pa¬ 
ris im Exil lebend, während eines Un¬ 
wetters durch einen herabstürzenden 
Ast auf den Champs-Elysees getötet. 
Er wurde gerade mal 37 Jahre alt, und 
sagte über sich selbst: „Sie fragen mich 
nach meiner Heimat, ich antworte: ich 
wurde in Fiume (besser bekannt als Ri¬ 
jeka, HB) geboren, bin in Belgrad, Bu¬ 
dapest, Preßburg, Wien und München 
aufgewachsen und habe einen ungari¬ 
schen Pass - aber: Heimat? Kenn ich 
nicht. [...] Ich spreche weitaus am bes¬ 
ten Deutsch, schreibe nunmehr nur 
Deutsch, gehöre also dem deutschen 
Kulturkreis an, dem deutschen Volke. 
Allerdings der Begriff , Vaterland 4 , nati¬ 
onalistisch gefärbt, ist mir fremd. Mein 
Vaterland ist das Volk. Also, wie ge¬ 
sagt: Ich habe keine Heimat und leide 
natürlich nicht darunter, sondern freue 
mich meiner Heimatlosigkeit, denn sie 
befreit mich von einer unnötigen Sen¬ 
timentalität.“ 

Bekannt wird er Ende der 20er Jahre 
durch seinen Roman „Der ewige Spie¬ 
ßer“ und sein erstes Theaterstück „Ita¬ 
lienische Nacht“, beides kommt in Ber¬ 
lin heraus. Es folgen die „Geschichten 
aus dem Wienerwald“ und „Kasimir 
und Karoline“. Horvath erhält den da¬ 
mals sehr angesehenen „Kleist-Preis“ 
und ist damit in Gesellschaft von Ber¬ 
tolt Brecht, Robert Musil und Anna 
Seghers. Er kommentiert die Preisver¬ 
leihung so: „Dass ich den Kleistpreis 
bekommen habe, habe ich aus der Zei¬ 
tung erfahren. [...] Ein Teil der Presse 
begrüßte diese Preisverteilung lebhaft, 
ein anderer Teil wieder zersprang schier 
vor Wut und Hass. Das sind natürlich 
Selbstverständlichkeiten. Nur möch¬ 
te ich auch hier betonen, dass auch im 
literarischen Kampfe, bei literarischen 
Auseinandersetzungen von einer gewis¬ 
sen Presse in einem Tone dahergeschrie¬ 
ben wird, den man nicht anders als Sau¬ 
herdenton bezeichnen kann.“ Horvath 
verlässt 1933 Berlin und siedelt nach 
Wien um, er schreibt den Roman „Ju¬ 
gend ohne Gott“, der in Amsterdam 1937 
verlegt werden kann. In Wien kann er 
sich noch bis zum Einmarsch der deut¬ 
schen Faschisten im März 1938 halten, 
flieht durch halb Europa und landet in 
Paris. Wenn es nicht bitter wäre, dann zu¬ 
mindest ironisch: Horvath war ein wenig 
abergläubisch, für den 1. Juni war ihm 
ein schlechter Tag geweissagt worden, 
deshalb wollte er in kein Auto steigen, 
sondern lieber zu Fuß zu seiner Unter¬ 
kunft gehen. 

Und die Leute werden sagen 
In fernen blauen Tagen 
Wird es einmal recht 
Was falsch ist und was echt 


Was falsch ist, wird verkommen 
Obwohl es heut regiert. 

Was echt ist, das soll kommen - 
Obwohl es heut krepiert. 

Angefeindet in den 30er Jahren, ver¬ 
gessen nach dem Zweiten Weltkrieg 
und wiederentdeckt als politischer Au¬ 
tor in den frühen 70er Jahren: Ödön von 
Horvaths Volksstücke aus dem Milieu 
kleinbürgerlicher Bereitschaft, sich fa¬ 
schistische Ideologie und Politik an¬ 
zueignen, sind zu Klassikern des kriti¬ 
schen Theaters geworden. Murnau am 
oberbayerischen Staffelsee, dort lebte 
Horvath bei seinen Eltern immer wie¬ 


der für einige Zeit, ist für ihn das Des¬ 
tillat aus selbstgerechter Provinzialität, 
aufstrebender Bürgerlichkeit und länd¬ 
lichem Abstieg - eine Mischung, die in 
konzentrierter Form noch einmal all das 
enthält, was Ödön von Horvath schon 
in den bisherigen Stationen seines Le¬ 
bens, in Budapest, Wien oder München, 
kennenlernen konnte. Die 20er Jahre 
mit ihrer Wirtschaftskrise, der Arbeits¬ 
losigkeit, den demokratiefeindlichen 
Tendenzen und einem verfestigt autori¬ 
tär-faschistischen Weltbild wehen durch 
Murnau wie durch ein prototypisches 
Wirtshaus. In Murnau finden Horvaths 
Abneigungen genügend Bilder zur ideo¬ 
logischen Aufrüstung; der kleine Ort 
taucht als stilisierter Schauplatz immer 
wieder in den Stücken auf. Im Ort ver¬ 
dächtigt, ein Kommunist zu sein, erlebt 
Horvath hier im Bierdunst der herauf¬ 
dämmernden Zeit hautnahe Anfeindun¬ 
gen, die sich auf dem Papier der Feuil¬ 
letons später fortsetzen. Als „Mischling 
altösterreichischer Rassen“ wird Hor¬ 
vath beschimpft und vom „Völkischen 
Beobachter“ 1931 als ungarischer „Sa¬ 
lonkulturbolschewist“ bezeichnet, „der 
deutschen Menschen nichts, aber auch 
gar nichts zu sagen hat“. 

Erinnert werden muss an die Situa¬ 
tion deutschsprachiger Autoren ab 1933, 


die keine „Reichsdeutschen“ waren. Sie 
wurden, da im Ausland lebend, noch 
nicht verfolgt, aber in ihrer wirtschaftli¬ 
chen Existenz bedroht. Sie schrieben in 
deutscher Sprache, der große Teil ihres 
Publikums, der Verlage und Zeitungen 
waren nunmehr verboten, ihre Bücher 
landeten genauso wie viele andere auf 
den Scheiterhaufen der Bücherverbren¬ 
nungen. In Österreich selbst wollte der 
austrofaschistische Ständestaat durch die 
Beherrschung des öffentlichen Kommu¬ 
nikationssystems die oppositionelle Be¬ 
richterstattung ausschalten. Insgesamt 
wurden 325 Bücher verboten. Viele an¬ 
dersdenkende oder jüdische Dichter wur¬ 


den zum Verlassen des Landes gezwun¬ 
gen: Theodor Kramer, Veza und Elias 
Canetti flüchteten nach England, Joseph 
Roth, Robert Musil, Stefan Zweig, Maria 
Lazar und Marta Karlweis mussten eben¬ 
falls fliehen, andere, wie Else Feldmann, 
Jura Soyfer, Adolf Unger, wurden später 
in KZs ermordet. 

Die Theaterstücke Ödön von Hor¬ 
vaths werden als „Volksstücke“ in die 
Schubladen der Germanisten, Philolo¬ 
gen und Studienräte gesteckt. Horvath 
selbst gab an: „Es hat sich nun durch das 
Kleinbürgertum eine Zersetzung der ei¬ 
gentlichen Dialekte gebildet, nämlich 
durch den Bildungsjargon. Um einen 
heutigen Menschen realistisch schildern 
zu können, muss ich also den Bildungs¬ 
jargon sprechen lassen. Der Bildungsjar¬ 
gon (und seine Ursachen) fordert aber 
natürlich zur Kritik heraus - und so ent¬ 
steht der Dialog des neuen Volksstücks, 
und damit der Mensch und damit erst 
die dramatische Handlung - eine Syn¬ 
these aus Ernst und Ironie. Mit vollem 
Bewusstsein zerstöre ich nun das alte 
Volksstück, formal und ethisch - und 
versuche die neue Form des Volks¬ 
stücks zu finden. Dabei lehne ich mich 
mehr an die Tradition der Volkssänger 
und Volkskomiker an, denn an die Auto¬ 
ren der klassischen Volksstücke. Es darf 


kein Wort Dialekt gesprochen werden! 
Jedes Wort muss hochdeutsch gespro¬ 
chen werden, allerdings so, wie jemand, 
der sonst nur Dialekt spricht und sich 
nun zwingt, hochdeutsch zu reden (...) 
Bitte achten Sie genau auf die Pausen 
im Dialog, die ich mit ,Stille 4 bezeich¬ 
ne - hier kämpft das Bewusstsein oder 
Unterbewusstsein miteinander, und das 
muss sichtbar werden. (...) Alle meine 
Stücke sind Tragödien - sie werden nur 
komisch, weil sie unheimlich sind. Das 
Unheimliche muss da sein.“ 

Die „natürlich“ und authentisch klin¬ 
gende Alltagssprache erweist sich als 
Kommunikationsfalle, die wiederum die 
Unfähigkeit der Figuren demonstriert, 
über sich und die Gesellschaft zu reflek¬ 
tieren. Horvaths Kritik am alten Volks¬ 
stück bezieht sich darauf, dass es die Ver¬ 
änderungen seiner sozialen Träger nicht 
wahrnimmt. Besonders anschaulich und 
zugleich sprachlich distanziert werden 
in „Kasimir und Karoline“ Privates und 
Gesellschaftliches, Kritisches und Meta¬ 
physisches, Schicksal und menschliches 
Handeln in einer stets greifbaren Reali¬ 
tät miteinander verknüpft. Im Text heißt 
es: „Die Menschen wären doch gar nicht 
so schlecht, wenn es ihnen nicht schlecht 
gehen tät.“ Der Text setzt nicht analysie¬ 
rend in Szene, sondern enthüllt das Un- 
bewältigte eines Strebens, das auf Vor¬ 
teil, Gewinn und Besitz - auch der Lie¬ 
be - aus ist und das auf der politischen 
Ebene dem unverhohlenen Machtan¬ 
spruch korrespondiert. Der Roman „Ju¬ 
gend ohne Gott“ behandelt am Beispiel 
eines Lehrers, der ausspricht, was zu sa¬ 
gen nötig ist, den Wechsel vom „Leben in 
der Lüge“ zum „Leben in der Wahrheit“ 
unter den Bedingungen eines totalitä¬ 
ren, ja faschistischen Systems. Der Leh¬ 
rer will von „Gott“ reden, seine Schüler 
wollen von der „Wirklichkeit“ reden, er 
kann nicht mehr zu ihnen durchdringen. 
Er geht auch sprachlich in die Emigrati¬ 
on, indem er ab wandert in den Bereich 
der religiösen Bildsprache, die von der 
politischen Sprache weit entfernt durch 
das „christlich-abendländische“ Bezugs¬ 
system und allgemein vertraut ist. Der 
Roman ist ambivalent, er verfährt sa¬ 
tirisch im Blick auf das „Leben in der 
Lüge“, im Übergang zu einem „Leben in 
der Wahrheit“ soll die Erfahrung einer 
„anderen“ Bedeutung des Wortes Got¬ 
tes hervorkommen. Dies kann nicht ge¬ 
lingen, denn die andere Sprache, die not¬ 
wendig ist, um systematisch Kritik und 
aktiven Widerstand zu ermöglichen, ist 
nicht im Rückzug auf eine „innere Emi¬ 
gration“ herstellbar. Der Roman, in den 
Jahren 1935-1937 geschrieben, ist eine 
hellsichtige Analyse, vergleichbar viel¬ 
leicht mit Victor Klemperers Text über 
die Sprache des Dritten Reichs LTI (Lin¬ 
gua Tertii Imperii), obwohl andere lite¬ 
rarische Mittel genutzt wurden. 

Herbert Becker 



Wassili Kandinski, Murnau, Dorfstraße (1908) 


Andere Kultur 

Künstler und Leser der Vierteljahreszeitschrift Melodie & Rhythmus kämpfen für Neustart 


Die Kulturzeitschrift „Melodie & 
Rhythmus“ war eines der beliebtesten 
Druckerzeugnisse der DDR. In den 
letzten Jahren hat sie der Verlag 8. Mai 
GmbH, in dem auch die Tageszeitung 
„junge Welt“ erscheint, zum „Magazin 
für Gegenkultur“ weiterentwickelt. An¬ 
fang Januar 2018 teilte der Verlag aller¬ 
dings mit, dass die Zeitschrift vor allem 
aus ökonomischen Gründen eingestellt 
werden müsse. Weil sich viele Kultur¬ 
schaffende sowie Leserinnen und Le¬ 
ser damit offensichtlich nicht abfinden 
wollen und sich engagieren, besteht 
nun die Chance, dass die Produktion 
wieder aufgenommen wird. Entschie¬ 
den wird das zum Ende dieses Monats. 

Eine wichtige Voraussetzung für 
das weitere Erscheinen von „Melodie 
& Rhythmus“ bildet sich gerade heraus: 
Ein internationales Netzwerk progres¬ 
siver Künstlerinnen und Künstler, die 
sich als Teil einer Gegenkultur verste¬ 
hen. Und die auch weiterhin eine Zeit¬ 


schrift wollen, die sich nicht kapitalisti¬ 
schen Marktgesetzen unterwerfen will. 
„Das Interesse linker Kulturschaffen¬ 
der an so einem Projekt ist erstaunlich 
groß, daran kann weiter gearbeitet wer¬ 
den“, meint Susann Witt-Stahl, Chefre¬ 
dakteurin des Projekts. Allerdings müs¬ 
se die Zeitschrift auch ökonomisch auf 
eine stabilere Grundlage gestellt wer¬ 
den. So sollen mittelfristig über 1 700 
neue Abonnenten gewonnen werden. 
Damit konkrete Vorbereitungen für 
einen Neustart aufgenommen werden 
können, werden bis zum 30. Juni min¬ 
destens 1 000 neue Abos gebraucht. 

Mittlerweile spricht allerdings eini¬ 
ges dafür, dass die Zeitschrift wieder 
erscheinen wird. Verlagsleiter Andre¬ 
as Hüllinghorst teilt mit, dass bis zum 
1. Juni bereits 719 Abonnements be¬ 
stellt wurden. Bleiben also knapp 30 
Tage, um die noch fehlenden 281 Be¬ 
stellungen zu organisieren. In dieser 
Zeit seien aber so viele Aktivitäten ge¬ 


plant, dass der Verlag und die Unter¬ 
stützer des Projektes davon überzeugt 
sind, diese Marke zu knacken. So wer¬ 
den viele Straßenfeste genutzt, um für 
das Projekt zu werben: Aktivisten sind 
unter anderem auf dem Fest der Linken 
am 23. Juni in Berlin und am 30. Juni 
auf dem Hamburger Methfesselfest so¬ 
wie dem Sommerfest der DKP Berlin 
präsent. Eine Unterstützergruppe orga¬ 
nisiert am 20. Juni in der Berliner jW- 
Ladengalerie eine Weinverkostung und 
am 22. Juni im Berliner Kulturzentrum 
Wabe ein Soli-Konzert, mit dem Erlös 
sollen Abonnements für soziale und 
kulturelle Einrichtungen finanziert wer¬ 
den. Viele Künstler machen bei ihren 
Konzerten auf das Projekt aufmerksam. 
Auch in verschiedenen sozialen Medien 
sind Unterstützer aktiv. 

Selbst mit 1 000 zusätzlichen Abon¬ 
nements bis zum 30. Juni sind aller¬ 
dings noch nicht alle Hürden genom¬ 
men. Zwar würde dann umgehend mit 


der Bildung einer neuen Redaktion 
gestartet, ebenfalls eine nicht zu unter¬ 
schätzende Aufgabe. Aber auch wenn 
sich die Bedingungen für die journa¬ 
listische Arbeit durch eine erfolgreiche 
Kampagne verbessern ließen, komfor¬ 
tabel wären sie auch dann nicht. Bis 
zum Jahresende würden weitere 400 
Abonnements gebraucht werden. Not¬ 
wendig ist zudem ein ausreichendes 
Anzeigenaufkommen, erst dann wäre 
die nächste Ausgabe von „Melodie & 
Rhythmus“ zum Jahresende gesichert, 
so Peter Borak, stellvertretender Ge¬ 
schäftsführer des Verlages. Aber auch 
er zeigt sich optimistisch: „In Zeiten 
des rechten Vormarsches in Politik und 
Kultur wird ein linkes Magazin für Ge¬ 
genkultur dringender denn je benötigt. 
Wir freuen uns darüber, dass nicht nur 
wir, sondern auch unsere Leserinnen 
und Leser und viele Kulturschaffende 
das so sehen“, so Borak. 

(Pressemitteilung des Verlags „8. Mai“) 













Freitag, 8. Juni 2018 


Geschichte 


unsere zeit m 



D ie Forschung zu Ernesto Che 
Guevaras ökonomischem Den¬ 
ken ist umfangreich, aber nur 
wenige befassen sich mit seinen Arbei¬ 
ten im Hinblick auf die Weltwirtschaft. 
Dieser Aspekt wird häufig vernachläs¬ 
sigt, in den Hintergrund gedrängt im 
Vergleich zu den Positionen, die er zur 
internationalen Politik äußerte, und 
deshalb auch missverstanden - oder 
auch manipuliert, manchmal um Che 
künstlich Fidel Castro, manchmal der 
UdSSR entgegenzusetzen. 

Che war kein Ökonom (mit akade¬ 
mischem Hintergrund); vielleicht hat 
ihm das erlaubt, unorthodox zu denken, 
in der Wirtschaftswissenschaft etablierte 
Wahrheiten in Frage zu stellen, sich in 
eigene und mutige Reflexionen zu wa¬ 
gen. Die Tatsache seiner Verantwortung 
innerhalb der kubanischen revolutionä¬ 
ren Führung (Militärkommandant, Chef 
der Zentralbank, Industrieminister usw.) 
zwang ihn, die nationale Dimension der 
auf diesem internationalen Hintergrund 
untersuchten Themen zu artikulieren. 
Sein Denken über die internationale 
Politik ist nicht von dem über die Welt¬ 
wirtschaft trennen. 

Beginnen wir mit einem entschei¬ 
denden Punkt: Che stützt sich in seiner 
Argumentation auf den theoretisch¬ 
praktischen Apparat des Marxismus-Le¬ 
ninismus. Aber er zeigte sehr früh eine 
gewisse Besorgnis angesichts von Un¬ 
zulänglichkeiten des real existierenden 
Sozialismus, seine eigenen wirtschaftli¬ 
chen Mechanismen zu entwickeln, um 
seine Position im Wettbewerb zu stär¬ 
ken, der ihm vom im Weltmaßstab do¬ 
minierenden kapitalistischen System 
auferlegt wird. Er sagte einmal: „Ich ge¬ 
höre durch meine ideologische 
Ausbildung zum Lager 
derer, die glauben, 
dass die Lösung 
der Probleme der 
Welt hinter dem Ei¬ 
sernen Vorhang liegt.“ 

Aber er zögerte nicht, 
die unkritische Nutzung 
von Handels- und Wäh¬ 
rungsbeziehungen im 
Rahmen der in den 60er- 
Jahren in der UdSSR durch¬ 
geführten Reformen zu kriti¬ 
sieren - so wie es Fidel zum Beispiel in 
seiner Rede zum 6. Jahrestag der kuba¬ 
nischen Revolution 1965 tat. Vor diesem 
Hintergrund müssen die Appelle von 
Che an die sozialistischen Länder inter¬ 
pretiert werden, die Länder der Dritten 
Welt zu unterstützen und zusammen 
eine gemeinsame Front zu bilden, um 
das weltweite Machtverhältnis zuguns¬ 
ten des fortschrittlichen Blocks zu ver¬ 
ändern; insbesondere um den Ländern, 
die die Unabhängigkeit erlangt haben, 
die Mittel an die Hand zu geben, um sich 
vor der Aggressivität des Imperialismus 
zu schützen. 

Che war natürlich erfreut über die 
Spaltung des Weltsystems - und die 
Schwächung der kapitalistischen Positi¬ 
onen -, nachdem viele Länder der Drit¬ 
ten Welt die politische Unabhängigkeit 
erlangt hatten; aber er war auch besorgt 
über die großen Probleme dieser Län¬ 
der bei der Festigung ihrer Unabhängig¬ 
keit, so stark war noch ihre wirtschaftli¬ 
che Abhängigkeit von ihren ehemaligen 
Kolonialmächten. In seiner Rede auf 
dem 2. Afroasiatischen Wirtschaftssemi¬ 
nar im Februar 1965 sagte Che: „Jedes 
Mal, wenn sich ein Land befreit, ist das 
eine Niederlage für das imperialistische 
Weltsystem, aber die Tatsache, dass es 
gelingt, sich diesem System zu entreißen, 
kann nicht als Sieg durch die einfache 
Proklamation der Unabhängigkeit oder 
gar den Triumph einer Revolution mit 
Waffen betrachtet werden: Es gibt nur 
dann einen Sieg, wenn die imperialisti¬ 
sche Herrschaft über ein Volk aufhört.“ 
Um dies zu verstehen, bedarf es des 
Zusammenwirkens der nationalen und 
internationalen Dimensionen, denn die 
nationale Basis der betreffenden Länder 
ist die Unterentwicklung. Che definiert 
sie wie folgt: „Ein Zwerg mit riesigem 
Kopf und schmaler Brust ist unterent¬ 
wickelt 4 in dem Sinne, dass seine schwa¬ 
chen Beine und kurzen Arme nicht im 
Verhältnis zum Rest seiner Anatomie 
stehen. Unterentwicklung ist das Pro¬ 
dukt eines teratologischen Phänomens 
(d. h. der Wissenschaft von Anomalien in 
der anatomischen, angeborenen und erb- 


Che und die 
Weltwirtschaft 

Ernesto Guevara analysierte die Instrumente des Imperialismus 
zur Unterwerfung der „Dritten Welt • Von Remy Herrera 


li¬ 
ehen Or¬ 
ganisation von Le¬ 
bewesen ... Che war auch 
Arzt!), das seine Entwicklung ver¬ 
zerrte. Das sind wir, die wir so feinfühlig 
als unterentwickelt 4 bezeichnet werden: 
koloniale, halbkoloniale und abhängige 
Länder; Länder, deren Wirtschaft durch 
imperiale Aktionen verzerrt wurde, die 
anormalerweise neben ihrer eigenen 
komplexen imperialen Wirtschaft auch 
die Industrie- und Landwirtschaftszwei¬ 
ge als Ergänzung entwickelt haben. Un¬ 
terentwicklung oder deformierte Ent¬ 
wicklung implizieren gefährliche Spe¬ 
zialisierungen im Rohstoffsektor, die 
unsere Völker unter der Gefahr des 
Hungers halten. Wir, die Unterentwi¬ 
ckelten 4 , sind auch die Länder der Mo¬ 
nokultur, der Monopolproduktion, des 
Monopolmarktes.“ 

Che charakterisiert daher nicht 
nur die sozioökonomische Realität der 
Länder der Dritten Welt in ihrer inne¬ 
ren Komponente, sondern erklärt auch 
die Faktoren, die diese Situation auf in¬ 
ternationaler Ebene, in ihrer äußeren 
Komponente, bestimmen. Diese Län¬ 
der seien verzerrt, weil sie ausgebeutet 
würden. Es ist ein theoretischer Beitrag, 
verglichen mit dem Korpus der Entwick¬ 
lungsökonomie der 1950er Jahre. Aber 
es ist in gewissem Sinne auch ein Fort¬ 
schritt gegenüber Marx selbst, da Marx 
und Engels lange Zeit glaubten, dass die 
globale Expansion des kapitalistischen 
Systems, die unheilbar ist, zur Homoge¬ 
nisierung der Welt, zur Verallgemeine¬ 
rung des Gegensatzes der bürgerlichen/ 
proletarischen Klassen, also des funda¬ 
mentalen Antagonismus, führen würde. 
Obwohl Marx und Engels in einigen Fäl¬ 
len versucht haben, Klassenausbeutung 
und Herrschaft von Nationen über an¬ 
dere zu artikulieren. Indem er auf dieser 
internationalen Vorherrschaft beharrt, 
ist Che in diesem Sinne sehr leninistisch. 

Nach der von ihm vorgeschlagenen 
Definition von Unterentwicklung sind 
die Volkswirtschaften der Dritten Welt 
nicht nur verzerrt, weil dann verschiede¬ 
ne Lösungen gefunden werden könnten. 
Noch gravierender ist, dass diese Volks¬ 
wirtschaften abhängig sind und dass ihre 
Dominierung von außen die Reproduk¬ 
tion der Bedingungen bestimmt, die Un¬ 
terentwicklung erzeugen und erklären. 


Als Leiter der Kubanischen Nationalbank Unterzeichnete Ernesto 
Guevara die Peso-Scheine knapp mit „Che“. Vor 90 Jahren, am 14. Juni 
1928 wurde er in Rosario/Argentinien geboren 


Tatsächlich ist diese Unter¬ 
entwicklung nichts ande¬ 
res als die verzerrte Form der Ent¬ 
wicklung des Südens im Verhältnis zu 
den kapitalistischen Ländern des Nor¬ 
dens. Die Natur des kapitalistischen Sys¬ 
tems ist daher widersprüchlich: Dieses 
System produziert in der gleichen Be¬ 
wegung Entwicklung in einem Bereich 
und Unterentwicklung in einem ande¬ 
ren. Für Che ist es daher notwendig, auf 
der Notwendigkeit der wirtschaftlichen 
Unabhängigkeit der Länder des Südens 
zu bestehen, um ihre wirtschaftliche Re- 
kolonisierung oder Neokolonisierung 
durch den Norden zu verhindern. 

Aber wir müssen die spezifischen 
Mechanismen des Neokolonialismus 
verstehen, der die - formelle - Unab¬ 
hängigkeit abhängiger Staaten aner¬ 
kennt. Auf einer Konferenz am 20. März 
1960 für die „Universidad populär“ in 
Kuba sagte Che: „Die Konzepte der po¬ 
litischen und nationalen Souveränität 
bleiben Fiktionen, wenn nicht auch die 
wirtschaftliche Unabhängigkeit erreicht 
wird 44 . Er sah die große Bedeutung des 
Beitrags der sozialistischen Länder zu 
den Bemühungen der Länder der Drit¬ 
ten Welt um wirtschaftliche Unabhän¬ 
gigkeit. Das führte ihn zu der Aussage: 
„Die Entwicklung der unterentwickel¬ 
ten Länder muss die sozialistischen Län¬ 
der etwas kosten ...“ Dies wird oft zi¬ 
tiert, aber verkürzt und vor allem mit 
der Absicht verwendet, Che als gegen 
die damaligen sozialistischen Länder 
gerichtet zu präsentieren, der UdSSR 
gegenüber feindlich gesinnt. In der Tat 
besteht er unmittelbar danach auf der 
Verantwortung, die auch den Ländern 
der Dritten Welt obliegt, wirtschaftli¬ 
che Unabhängigkeit zu erlangen und 
zur Konsolidierung der revolutionären 
Kräfte beizutragen, und fügt hinzu, „... 
aber diese unterentwickelten Länder 
müssen sich auch mobilisieren und sich 
entschlossen für den Aufbau einer neu¬ 
en Gesellschaft einsetzen. Wir können 
das Vertrauen der sozialistischen Länder 
nicht gewinnen, indem wir versuchen, 
ein Gleichgewicht zwischen Kapitalis¬ 
mus und Sozialismus zu finden und diese 
beiden Kräfte als Gegengewicht zuein¬ 
ander zu nutzen, um einige Vorteile aus 
ihrer Konkurrenz zu ziehen“ Das ist so 
klar wie der Anfang des Zitats - auch 
wenn diese Klarheit einige irritiert... 

Er analysiert auch die Instrumente, 
die der Imperialismus zur Unterwer¬ 
fung und Ausbeutung dieser Länder der 


Dritten Welt einsetzt, und unterstreicht 
die Rolle ausländischer Investitionen 
bei der Kontrolle der natürlichen Res¬ 
sourcen des Südens oder des ungleichen 
Austauschs im Welthandel. Er kann als 
Vorläufer der Ideen der Dritten Welt 
gesehen werden, die Souveränität des 
Südens über seine wirtschaftlichen Ak¬ 
tivitäten zu verteidigen - eine Forde¬ 
rung, die sich später in den 70er-Jahren 
verbreitete. Er konzentriert sich auch 
auf das Problem der Auslandsverschul¬ 
dung in den frühen 1960er-Jahren und 
antizipiert die Krise, die 20 Jahre später 
ausbrechen wird. 

Auf dem ersten Treffen der 
UNCTAD 1964 in Genf prangerte er 
die seiner Meinung nach fiktiven Prin¬ 
zipien der formalen Gleichheit zwischen 
den Ländern, der Gegenseitigkeit in den 
Handelsbeziehungen sowie der Unge¬ 
rechtigkeit der Weltwirtschaftsordnung 
an, deren Umwandlung er forderte. Er 
schlug eine Verbindung zwischen Roh¬ 
stoffpreisen und Dividenden und Zins¬ 
zahlungen vor, die die Idee einer Inde¬ 
xierung der Rohstoffpreise an die von 
Industriegütern vorwegnahm, die die 
UNCTAD bald fördern würde. 

Der Schlüssel zu Ernesto Che Gue¬ 
varas Argumentation ist die Identifika¬ 
tion zwischen dem Kampf gegen Un¬ 
terentwicklung, dem Kampf gegen den 
Imperialismus und dem Kampf gegen 
die Weltordnung, wie sie ist. Ihm zu¬ 
folge kann die Überwindung der Un¬ 
terentwicklung nicht vom Antiimperi¬ 
alismus getrennt werden, denn der Im¬ 
perialismus ist das Hindernis, das die 
Abhängigkeit des Südens reproduziert. 
Aber gleichzeitig kann der Imperialis¬ 
mus nicht bekämpft werden, ohne dass 
die Instrumente seiner Macht zerbro¬ 
chen werden. Deshalb forderte er eine 
„neue Weltordnung“ und - um diesen 
Wandel zu erreichen - eine Einheit der 
Dritten Welt. In Algier erklärte er 1965: 
„Wenn der imperialistische Feind, US- 
amerikanisch oder irgendein anderer, 
sein Vorgehen gegen die unterentwi¬ 
ckelten Nationen und die sozialisti¬ 
schen Länder fortsetzt, gebietet eine 
elementare Logik die Notwendigkeit 
des Bündnisses der unterentwickelten 
Völker und der sozialistischen Länder.“ 
Und so, „wenn es keine andere Ge¬ 
meinsamkeit gäbe, sollte der gemein¬ 
same Feind eine bilden“. 

Kommen wir nun zu einem heiklen 
Punkt, der angesprochen werden muss, 
um ein Missverständnis auszuräumen. 


Ches Betonung der Nord-Süd-Bezie- 
hungen hat einige Kommentatoren 
dazu veranlasst, sein Denken misszu¬ 
verstehen; wie z.B. als man verbreite¬ 
te, Che glaube, dass der wahre Wider¬ 
spruch nicht zwischen Kapitalismus 
und Sozialismus, sondern zwischen 
entwickelten und unterentwickelten 
Ländern liege. Man muss verstehen, 
dass Che zwar immer wieder die ent¬ 
scheidende Rolle der Nord-Süd-Bezie- 
hungen betont hat, aber die Rolle der 
Klassenbeziehungen nicht außer Acht 
ließ. Ich sagte es: Che war Kommunist, 
Marxist-Leninist. Seine Schriften und 
Reden tendieren alle in Richtung eines 
Aufkommens des Weltsozialismus. Da¬ 
rin ist er sehr marxistisch. Denn es ist 
schwierig, wenn nicht gar unmöglich, 
Marx 4 Gedanken politisch, aber auch 
theoretisch zu erfassen, ohne sie syste¬ 
matisch mit dieser Überzeugung vom 
weltweiten Sieg des Sozialismus zu ver¬ 
binden. 

Aber Che konfrontierte die sozia¬ 
listischen Länder mit ihrer Verantwor¬ 
tung. Er war sich der Notwendigkeit 
bewusst, die Positionen des Weltsozia¬ 
lismus zu konsolidieren, und kritisierte 
Aktionen, die unterentwickelte Länder 
vom Sozialismus wegtreiben könnten. 
Er sprach sogar von einem ungleichen 
Austausch zwischen sozialistischen und 
Ländern der Dritten Welt: „Wenn wir 
diese Art von Beziehungen ( von unglei¬ 
chem Austausch ) zwischen diesen bei¬ 
den Ländergruppen hersteilen, müssen 
wir zugestehen, dass die sozialistischen 
Länder in gewisser Weise Komplizen 
der imperialen Ausbeutung sind. Man 
kann argumentieren, dass der Umfang 
des Handels mit unterentwickelten 
Ländern einen unbedeutenden Teil des 
Außenhandels dieser Länder ausmacht. 
Das ist völlig richtig, ändert aber nichts 
am unmoralischen Charakter des Aus¬ 
tauschs.“ Und zum Schluss: „Die sozia¬ 
listischen Länder haben die moralische 
Pflicht, jede Komplizenschaft mit den 
westlichen ausbeuterischen Ländern 
auszumerzen.“ Das war mutig. Aber das 
macht Che noch lange nicht zum Feind 
der UdSSR. Che war nicht selbstzufrie¬ 
dener oder weniger kritisch gegenüber 
den Ländern der Dritten Welt, an die 
er appellierte, dass sie in ihren Gebie¬ 
ten die Werkzeuge zur Ausübung der 
effektiven Macht des Imperialismus 
beseitigen und sich „entschlossen auf 
dem Weg zum Aufbau“ des Sozialis¬ 
mus engagieren müssten. Die histori¬ 
sche Aufgabe der Völker des Südens 
besteht daher darin, die Grundlagen 
des Imperialismus in ihren Ländern zu 
beseitigen, das heißt, alle Quellen des 
Profits, der Rohstoffgewinnung oder 
der Marktöffnung. 

Für Che ist der Feind der Imperia¬ 
lismus, den er auch als ein Weltsystem 
betrachtet - wie er in seiner Botschaft 
an die Drei-Kontinente-Konferenz sag¬ 
te: „Der Imperialismus ist ein globales 
System, die letzte Stufe des Kapitalis¬ 
mus, das von einer großen globalen 
Konfrontation besiegt wird.“ Und als 
dynamisches System, das sich an die 
sich verändernden Bedingungen der 
Welt anpasst und immer wieder inno¬ 
vative Instrumente einsetzt, um seine 
Ziele der Zerstörung der Länder des 
Südens zu erreichen - das erklärte er 
1961 auf der Konferenz der Organi¬ 
sation Amerikanischer Staaten. Da¬ 
her seine revolutionäre Strategie: Der 
Kampf der Völker muss mehrdimensi¬ 
onal, global und lang sein, alle Länder 
mobilisieren, die vom Imperialismus 
ausgebeutet werden, sich auf allen Ge¬ 
bieten entfalten. Der Imperialismus, 
vor allem der US-amerikanische, ist 
der gemeinsame Feind der Mensch¬ 
heit, und ihm gegenüber müssen sich 
die sozialistischen und fortschrittlichen 
Länder vereinigen, unabhängig von ih¬ 
ren gelegentlichen Unterschieden. Sol¬ 
che Unterschiede sind eine Schwäche, 
aber unter den Tritten des Imperialis¬ 
mus wird sich der Zusammenschluss 
durchsetzen. 

50 Jahre sind seit Ches Tod vergan¬ 
gen. Die Welt hat sich seitdem enorm 
verändert, aber ich glaube, dass die 
meisten seiner Überlegungen zur Welt¬ 
wirtschaft relevant und aktuell bleiben. 

Übersetzung: Andreas Spector. 

Der Autor Remy Herrera ist Professor am Wirtschaftszen¬ 
trum der Pariser Universität Sorbonne 
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S eit 1964 führten die USA einen 
gnadenlosen Luftkrieg gegen die 
Demokratische Republik Viet¬ 
nam (DRV)/Nordvietnam. Die ersten 
Angriffe flogen amerikanische Kampf¬ 
piloten bereits am 5. August 1964, ei¬ 
nen Tag nach der angeblichen Attacke 
gegen den US-Zerstörer „Maddox“ im 
Golf von Tonking. Historisch erwiesen 
ist, dass kein Angriff erfolgt ist. Die 
später bekannt gewordenen „Penta¬ 
gon-Papiere“ und die Memoiren des 
damaligen US-Verteidigungsministers 
Robert McNamara belegen, dass die 
US-Regierung die Vorfälle durch be¬ 
wusste Falschdarstellung zum Durch¬ 
setzen ihres seit 1963 geplanten direk¬ 
ten Kriegseintritts benutzte. Eines der 
angreifenden US-Flugzeuge wurde be¬ 
reits an diesem Tag abgeschossen. Der 
Pilot rettete sich mit dem Fallschirm 
und wurde gefangen genommen. Über 
2 551 Flugzeuge der US-Luftwaffe wer¬ 
den bis zur Einstellung der Bomber¬ 
flüge von der vietnamesischen Luftab¬ 
wehr von Boden-Luft-Raketen, Flak, 
Gewehrfeuer und MIGs vom Himmel 
geholt. 

„Was für Leute mögen das sein, die 
den Luftraum Vietnams verletzen und 
ihre tödlichen Lasten ab werfen?“ Die¬ 
se Frage stellten sich nicht nur Milli¬ 
onen Menschen in aller Welt, sondern 
auch die beiden Dokumentarfilmer 
Walter Heynowski und Gerhard Scheu¬ 
mann aus der DDR. „Es drängte uns, 
diese Leute kennenzulernen.“ Sie er¬ 
hielten durch die Regierung der DRV 
die Erlaubnis, diese Leute tatsächlich 
kennenzulernen und mit ihnen zu spre¬ 
chen. Aus den Gesprächen mit zehn 
abgeschossenen Kampfpiloten ent¬ 
standen ein Buch und ein Doku-Film 
mit dem Titel „Piloten im Pyjama“. Er 
erregte 1968 großes Aufsehen in der 
Weltöffentlichkeit, auch in den USA. 


Die Donnergötter 

Es war in der Hochphase des Kriegs, 
den die USA in Vietnam führten. 1967 


Piloten im Pyjama 

Vor 50 Jahren drehten zwei Dokumentarfilmer aus der DDR eine 
Reportage über gefangene US-Piloten in Vietnam 



Boeing B-52 beim Bombenabwurf über Nordvietnam 

Foto: gemeinfrei 



Walter Heynowski zählt gemeinsam mit seinem Regie-Partner Gerhard Scheumann zu den wichtigsten Dokumentarfilmern 
der DDR. In 25 Jahren entstehen mehr als 70 Dokumentarfilme, von denen viele auch international ausgezeichnet wurden. 
Leitgedanke fast aller ihrer Filme ist die Auseinandersetzung mit der imperialistischen Politik in aller Welt. Das Interesse und 
den Erfolg bezeugen auch mehr als 40 Retrospektiven des Studios „H&S“, die zwischen 1974 und 1989 auf der ganzen Welt 
liefen. Seit i960 konzentriert sich Walter Heynowski auf die Herstellung von Dokumentationen. Er inszeniert mehrere Sen¬ 
dungen, die vom Deutschen Fernsehfunk produziert und ausgestrahlt werden.Themen sind immer wieder der westdeutsche 
Revanchismus und das Wirken von Nazi-Größen in der BRD. 

Von 1963 bis 1969 wird Walter Heynowski als Autor und Regisseur im DEFA-Studio für Dokumentarfilme tätig. Dort lernt 
er 1965 Gerhard Scheumann kennen, mit dem ihn bis zu dessen Tod eine intensive Arbeitsbeziehung verbindet. In der Folge 
entstehen zahlreiche Filme, wobei die von der„DEFA-Gruppe 11“ produzierte Dokumentation „Der lachende Mann“ (1966) gro¬ 
ßen internationalen Erfolg verzeichnen konnte. Das Studiogespräch mit Major Müller, der sich im Kongo als Söldner besonders 
,rühmlich' hervorgetan hat, gewinnt auf dem Internationalen Dokumentarfilmfest Leipzig den Sonderpreis der Jury. Mit dem 
Interviewfilm „Piloten im Pyjama“ beginnt eine vierteilige Reportage über Vietnam die überdas Ende Krieges hinausgeht. Hier 
sprechen sie mit Piloten abgeschossener US-amerikanischer Bomber über ihre Aufträge und Einstellungen. Die nationalen 
und internationalen Erfolge des Studios erzielen sie mit Werken wie dem Film „Der Präsident im Exil“ (1969) mit Dr. W. Becher, 
dem Sprecher der Sudetendeutschen Landsmannschaft und Mitglied des Bundestages, und mit dem Reportagefilm „Psalm 
18“ (1975), in dem der chilenische Diktator Pinochet versucht, den Segen der Kirche zu erhalten.„Der Krieg der Mumien“ (1974) 
schildert den Kampf kapitalistischer Konzerne gegen die Regierung von Salvadore Allende, „Ich war, ich bin, ich werde sein“ 
(1974) beschäftigt sich mit politischen Gefangenen in den Lagern der Pinochet-Diktatur und in „El Golpe Blanco - Der weiße 
Putsch“ (1975) wird die chilenische Bourgeoisie demaskiert, die Allende nicht unterstützt hat. 

Nach dem Ende des Krieges in Vietnam dokumentieren sie den Neubeginn in dem Land.„DieTeufelsinsel“ (1976) erzählt 
von der Gefängnisinsel Con Son, in „Ich bereue aufrichtig“ (1977) stehen vier Offiziere vor der Kamera, Insassen eines Umer¬ 
ziehungslagers, die einen Blick auf ihr Leben werfen, und in „Ein Vietnamflüchtling“ 
(1979) ist es ein ehemaliger General der südvietnamischen Polizei, der nun in den 
USA ein Restaurant betreibt. Herbert Becker 

Walter Heynowski, Gerhard Scheumann: Piloten im Pyjama 

• Kindler Verlag, München 1968; Lizenzausgabe des Verlags der Nation, Ber¬ 
lin 

• DVD-Box mit Booklet: 24 Seiten mit einem ausführlichen Essay von Olaf 
Möller sowie Informationen zum Film und den Filmemachern 

Beides ist in diversen online-shops noch erhältlich 


g Erste Hilfe für einen abgeschossenen 

Foto: U.S. Air Force 


fliegen die USA täglich Angriffe gegen 
Vietnam. Zum Einsatz kommt Kampf¬ 
jets wie die F-105 Thunderchief (Don¬ 
nergott) und die auch hierzulande be¬ 
kannte Phantom-4 und natürlich die 
berüchtigten B-52. Sie tragen Bomben 
mit einem Gewicht von 3 000,2 000,750 
oder 250 Pfund Sprengstoff, außerdem 
Kugelbomben mit ihren verheerenden 
Wirkungen. Die „Luftpiraten“, wie sie 
in Vietnam genannt werden, werfen sie 
über den Städten und Dörfern ab. Ähn¬ 
lich wie Splitterbomben zerspringen 
die Kugelbomben beim Aufschlag in 
zahlreiche Stahlkugeln, die wiederum 
in zahllose Metallkügelchen zerplatz¬ 
ten. Diese Bombe ist eine Antiperso¬ 
nenwaffe, die ungezählt viele Zivilis¬ 
ten, vor allem Kinder, schwer verletzte 
und tötete. Sie war konstruiert wor¬ 
den, nicht um Gebäude und Material 


zu zerstören wie Sprengbomben, auch 
nicht wie Napalmbomben, die ganze 
Flächen in Brand setzten und vergifte¬ 
ten, diese Kugelbomben galten gezielt 
Menschen. Diese perfide Waffe spielt 
in den Interviews eine wichtige Rolle. 
Heynowski und Scheumann konfron¬ 
tieren ihre Interviewpartner mit Resten 
dieser Kugelbomben und geflochtenen 
schweren Strohhüten, die Kinder vor 
der Wirkung dieser Bomben ein we¬ 
nig Schutz bieten sollen. Alle Bom¬ 
berpiloten tun sich zunächst schwer 
zu erkennen, für wen und warum die 
dicken Strohhüte hergestellt wurden. 
Nachdem sie darüber aufgeklärt wur¬ 
den, schweigen die meisten betroffen 
oder geben zumindest zu, dass sie über 
die Wirkung der Bomben anders infor¬ 
miert worden waren. Für sie waren das 
lediglich Anti-Flak-Waffen. Über ihren 


wahren Zweck haben sie sich keine Ge¬ 
danken gemacht. 

Und damit kommt man zum Kern¬ 
punkt der Gespräche. Die Autoren 
kommen in jedem ihrer Interviews auf 
das Thema „Warum macht ihr das? 
Sehr ihr euch in der Verantwortung 
für euer Tun?“ Die Antworten sind er¬ 
schreckend, aber nicht wirklich überra¬ 
schend. James Lindberg Hughes: „Als 
Pilot ist man nur ein Instrument im 
Krieg und man hat die Arbeit zu tun, 
für die man ausgebildet wird.“ Ein an¬ 
derer sagt: „Für mich ist das mein Job - 
nur so betrachte ich das.“ Oder Flieger- 
Offizier Herbert Benjamin Ringsdorf, 
damals 26 Jahre, mit deutschen Vorfah¬ 
ren: „Wenn ich bombardiert habe, ist es 
nicht mehr als das, was in allen anderen 
Kriegen gemacht wurde.“ Heynowski 
lenkt seine Gedanken auf die Kriegs¬ 
verbrecherprozesse von Nürnberg und 
die auch durch US-Richter vorgetrage¬ 
nen Aspekte der persönlichen Verant¬ 
wortung der Offiziere der Hitler-Ar¬ 
meen. Ringsdorf kann dies nicht be¬ 
eindrucken. „Nein, ich weiß von keinen 
Handlungen, für die ich mich persön¬ 
lich verantwortlich fühle.“ Politik inte¬ 
ressierte die Piloten wenig, obwohl fast 
alle eine akademische Ausbildung hat¬ 
ten. James Richard Shively, der jüngste 
der abgeschossenen Piloten, hat sogar 
einen Abschluss in internationaler Po¬ 
litik. Er kommt ins Grübeln und denkt 
darüber nach, ob es nicht richtig sei, 
einen Beitrag zur Wiedergutmachung 
zu leisten.Er ahnt, dass Vietnam den 
Krieg gewinnen wird: „... Ich habe ge¬ 
lernt, dass die Vietnamesen sehr ent¬ 
schlossen sind. Das Land wird den Sieg 
davontragen, da es entschiedener ist.“ 
„Die erschütternde Erkenntnis lautet: 
Mit solchen Leuten, die eigentlich nur 
die Bezeichnung ,Fachidioten 4 verdie¬ 


nen ist jeder Krieg möglich - auch der 
schmutzigste“, schreiben Heynowski 
und Scheumann. 

Alle in dem Buch befragten Piloten 
haben die Interviews völlig freiwillig und 
ohne Druck mitgemacht. Alle berichte¬ 


ten sie, human behandelt worden zu sein. 
Nicht nur im Gefängnis Hoa Lo, wo sie 
bis zu neun Jahren einsaßen, sondern 
auch von den Dorfbewohnern und den 
Milizen, die sie gefangen nahmen. Das 
Gefängnis nannten sie übrigens „Hanoi 
Hilton“. Frei kamen sie unmittelbar nach 
Unterzeichnung des Pariser Friedensab¬ 
kommens im Frühjahr 1973. Einige der 
abgeschossenen Piloten stiegen später 
in hohe politische Positionen auf. Dou¬ 
glas B. Peterson befand sich sieben Jahre 
in Hoa Lo und kehrte nach Wiederauf¬ 
nahme der diplomatischen Beziehungen 
der USA mit Vietnam 1995 als Botschaf¬ 
ter der USA nach Hanoi zurück. John 
McCain, der Sohn des US-Admirals der 
US-Pazifik-Flotte, wurde auf seinem 23. 
Flug über Hanoi abgeschossen. Ein jun¬ 
ger Vietnamese rettete ihm das Leben. 
Er zog den schwer Verletzten aus dem 
Truc-Bach-See. Später wurde McCain 
Senator in Arizona und schrieb und dis¬ 
kutierte mehrfach über Vietnam und das 
„Hanoi Hilton“. 

Auch Robert Certain wurde mit sei¬ 
nem B-52-Bomber während der Weih¬ 
nachtsbombardements im Dezember 
1972 abgeschossen. 40 Jahre später er¬ 
zählte er „Voice of Vietnam“ die Ge¬ 
schichte seiner Gefangennahme: „Die 
Dorfbewohner waren aufgebracht, aber 
die Milizen schützten mich. Sie brach¬ 
ten mich zu einem Haus. Ein Beam¬ 
ter schrieb Informationen aus meinem 
Ausweis auf. Die Bewohner draußen 
waren ruhiger geworden. Die Milizen 
verdeckten die Fenster mit Tischen, da¬ 
mit ich von draußen nicht mit Steinen 
beworfen werden konnte. Danach wur¬ 
de ich mit einer Fähre über den Roten 
Fluss zum Hoa-Lo-Gefängnis in Hanoi 
geführt. Ich fürchtete sehr, dass ich ge¬ 
foltert würde, aber das passierte nicht.“ 
Er konnte sich nicht vorstellen, dass 
Gegner sich menschlich gegenüber ei¬ 
nem Feind verhalten, der gerade ihr 
Land bombardiert hatte. 


Und heute? 

Ja, diese Piloten waren Verführte einer 
menschenverachtenden Militärmaschi- 
ne. Aber ist das heute so völlig anders? 
An dem Abend, an dem ich an diesem 
Artikel schrieb, lief in der ARD ein 
Film mit dem Titel „Sauberer Droh¬ 
nenkrieg“. US-Piloten führen in einer 
Einsatzzentrale Krieg vor Monitoren. 
Mit dem Joystick steuern sie ihren An¬ 
griff auf Terrorverdächtige im tausen¬ 
de Kilometer entfernten Afghanistan. 
Schnell, leise und ohne Gefahr für die 
eigenen Soldaten soll dieser Drohnen¬ 
krieg sein. Getroffen werden aber wie 
in Vietnam viele unschuldige Zivilisten 
und auch dort wieder Kinder. Nein - es 
hat sich nichts geändert. 

Stefan Kühne 
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Ein kämpferisches Leben ist zu Ende. 

Peter Wagner 


(Stuttgart-Zuffenhausen) 
29. 10. 1940-30. 5. 2018 


Aber nicht vergessen werden dich 

Sonja, Lars und Skadi 


Karl-Liebknecht-Schule 

„Rein in den politischen Frühling - 
mit Marx, Engels und Lenin" 

Die Karl-Liebknecht-Schule der DKP 
bietet im Juni folgendes Seminar an: 

23. 6. - 24. 6.: „Ran an die Arbeiterklasse!" 
Schnell gesagt, schwer gemacht 

Was heißt Klassenpolitik unter den heutigen Bedingun¬ 
gen? Ist es richtig den Schwerpunkt nur auf den „Kern" 
der Arbeiterklasse zu setzen? Was bedeutet die verän¬ 
derte Struktur der Arbeiterklasse für die Anlage unserer 
Politik? Was lernen wir aus den Streiks im Sozial- und 
Gesundheitswesen? Wie verbinden wir betriebliche 
Orientierung und Arbeit im Wohngebiet? 

Referenten: Jörg Miehe, Olaf Harms, Jan von Hagen 

Anmeldungen 
> per Mail: kls@dkp.de 

> per Post: DKP, Hoffnungstr. 18,45127 Essen 
Kostenbeitrag: Wochenendseminar 25,- 
(bei Anreise am Vortag 30,-) 


Beratungen des Parteivorstandes 

„Kommunisten und die Friedensfrage" 

Achtung Friedensaktivist(inn)en 
und Bildungsveranwortlichel 

Zur Unterstützung der Kampagne „Abrüsten statt Aufrüs¬ 
ten" und zur Schulung des Bildungsthemas „Kommunisten 
und die Friedensfrage" finden zwei zentrale Beratungen / 
Bildungsseminare für Friedensaktivist(inn)en und Bildungs¬ 
verantwortliche statt. Dazu wird der Entwurf der neuen 
Bildungszeitung mit ergänzenden Referentenmaterialien 
beraten. 


9. Juni, 

n.oo bis 16.00 Uhr 

(für den Bereich Nord und 
Mitte) 

Ort: Karl-Liebknecht-Schule 
der DKP, Am Stadtpark 68, 
Leverkusen 

Referenten: 

Patrik Köbele / 

Pablo Graubner 


30. Juni, 

n.oo bis 16.00 Uhr 

(für den Bereich Süd) 

Ort: Dl DF, Wiesenstraße 86, 
Rückgebäude, Nürnberg 

Referenten: 

Hans-Peter Brenner / 
Pablo Graubner 


Anmeldungen über die Bundesgeschäftsstelle: 

DKP, Hoffnungstraße 18,45127 Essen, Tel. 0201-1778890 
pv@dkp.de 

Voranmeldungen sind dringend erforderlich. 


www.marx-engels-stiftung.de 


Lehren der 
DR-Ökonomie 

Sa, 9- Juni ‘ Duisburg 

Mit Prof. Erika Maier, Prof. Jorg 
Roesler, Helmut Dunkhase 

Haus Kontakt, 
Scharnhorststr. 36, 

11.00-17.00 Uhr 


www.marx-engels-stiftung.de 


Deutscher Kolonialismus- 

damals und heute 
Sa, 16- Juni " Hamburg 

Mit Dr. Reiner Zilkenat, Georges 

Hallermayer, Jorg Kronauer 
und SenfoTonkam 

Kaffeewelt im Georg Asmu«en 

Forum, Böckmannstr. 3 4 

10.00-17.00 Uhr 


Toskana, nah am Meer 

1003«. ««, au?* 


Ükofaof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Hau* oder Häuschen; 
Kinde Paradies, 




Entschleunigung 
Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 Fe Wo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



SAMSTAG -30. JUNI 2018 AB 13 UHR 
OSSIETZKYSTRASSE BERLIN PANKOW 

(NÄHE BHF. PANKOW) 


Das komplette Programm finden Sie unter: 

www.dkp-berlin.info 


Erstellt im Auftrag des SDAJ-Bundesvorstands 


Lena Kreymann / Paul Rodermund (Hg.) 

Eine Welt 
zu gewinnen 

Marx, der Kapitalismus 
von heute und was wir 
tun können 

Mit einem Vorwort von Dietmar Dath 

Auslieferung Mitte/Ende Juni! 

Der Sammelband bietet Einsichten in das Leben und die Er¬ 
kenntnisse von Karl Marx, eine marxistische Interpretation 
der Widersprüche unserer Zeit sowie einen Überblick über 
Klassenkämpfe des 20. Jahrhunderts. 





° ° A Am Mittwoch, 13. Juni am Kiosk: 8 Sei 

ten extra 

Literatur 

WWW.jungewelt.de Ausgabe inkl. Spezial für 1,60 € am Kiosk erhältlich 

50 Jahre 

1 68er-Revolte 


Lena Kreymann, * 1989, Studium der Philosophie und Neuro- 
wissenschaften in Berlin, Bundesvorsitzende der SDAJ; 

Paul Rodermund, * 1989, Studium der Neurowissenschaften 
und Doktorand in Tübingen. Ehemaliger Bundesvorsitzender 
der SDAJ. 

Mit Beiträgen von Hans-Peter Brenner, Dietmar Dath, Heiko 
Humburg, Georg Fülberth, Patrik Köbele, Philipp Krämer, Lena 
Kreymann, Beate Landefeld, Jürgen Lloyd, Seta Radin, Paul Ro¬ 
dermund, Björn Schmidt, Arnold Schölzel, Werner Seppmann, 
Jürgen Wagner, Lucas Zeise. 


Hiermit bestelle ich_Exemplar(e) „Eine weit 

zu gewinnen" ä 10,00 Euro (zzgl. versandkosten) 

Name, Vorname 


Straße, Hausnr. 


PLZ, Ort 


Veranstaltungen in der 
„Gedenkstätte Ernst Thälmann" e.v. 

im Thälmann-Haus, Tarpenbekstraße 66 
Ernst-Thälmann-Platz in Hamburg-Eppendorf 

Am Freitag 15. Juni 2018 

um 19.00 Uhr 

Buchvorstellung und Diskussion mit dem Autor 
Jörg Kronauer, Autor und Soziologe (London) 



Russland, der westen und der zweite Kalte Krieg 

Eintritt frei / Spenden erwünscht 
Die Gedenkstätte bekommt keine öffentlichen Gelder. 


Ernst-Thälmann-Platz in Hamburg-Eppendorf, 
Tarpenbekstraße 66 20251 Hamburg 
(Busverbindung Linien 20,22,25 und Schnellbus 34 
+ U-Bahn Kellinghusenstraße) 

www.thaelmann-gedenkstaette.de 


Datum, Unterschrift 


Einsenden an: CommPress Verlag GmbH . Hoffnungstraße 18 
45127 Essen . Tel.: 0201 - 17 78 89 23 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 


Die UZ auch online lesen! 
Infos: unsere-zeit.de > Abo 


HOTEL - RESTAURANT - CAFE 

.$etme£ 

1591 - 1685 - 1759 - 1841 
★ ★★ Superior 

57392 Schmallenberg-Grafschaft 
Tel.: 02972/07800 ■ Fax: 02972/978097 
mail@gasthof-heimes.de ■ www.gasthof-heimes.de 




UZ-PRESSEFEST 

7. - 9. SEPTEMBER 2018 

Helferinnen gesucht! 

Am 3. September 2018 ist es wieder soweit: im Dortmun¬ 
der Revierpark beginnt der Aufbau unseres uz-Pressefestes. 
Dazu brauchen wir eure Hilfe als Elektriker, Klempner, Stap¬ 
lerfahrer, Tontechniker, Sanitäter und Ärzte ... als Genossin¬ 
nen und Freundinnen, die in der Küche helfen, Bühnen und 
Türme bauen oder mit der uz und der Pressefestzeitung im 
Ruhrgebiet für unser Fest werben. Meldet euch jetzt an für den 
zentralen Auf- und Abbau und als Helferinnen während des Festes: 

uz-pressefest@dkp.de 
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Leserbriefe / Aktion / Termine 


Freitag, 8. Juni 2018 


Termine@unsere-zeit.de 

DO ★ 7.JUN 


Keine Einigkeit 

Zu „Ohne Länderkult und pauschale 
Verdammungen“, UZ vom 25. Mai 

Statt eine Diskussion in der Partei zu 
organisieren, wie wir die Veränderun¬ 
gen der letzten Jahrzehnte in den „Staa¬ 
ten mit sozialistischer Orientierung“ 
einschätzen, wie wir zu Positionen ste¬ 
hen, die den Marktmechanismus als zu¬ 
gehörig zum Sozialismus beschreiben, 
oder wie wir dazu stehen, dass in eini¬ 
gen Bruderparteien Kapitalisten ganz 
selbstverständlicher Teil sind, wird ar¬ 
gumentiert, man müsse die Debatte mit 
diesen Parteien führen und dürfe das 
nicht nur für sich als DKP im stillen 
Kämmerlein tun. 


Die Karl-Liebknecht-Schule hatte ein¬ 
geladen zur Aneignung unserer Partei¬ 
theorie und zur praktischen Anleitung, 
wie wir sie umsetzten. Ein Referat von 
Wera Richter, stellvertretende Vor¬ 
sitzende der DKP, führte in die theo¬ 
retischen Grundlagen der kommunis¬ 
tischen Parteitheorie ein: Historisch 
waren der Bund der Kommunisten, in¬ 
ternational Alvaro Cunhal, literarisch 
Brecht, philosophisch Hans Heinz Holz 
und in DKP-Tradition Willi Gerns die 
Bezugspunkte, wer eifrig eine Litera¬ 
turliste mitschrieb, hat nun genügend 
zu lesen. Noch mehr wurde es, führ¬ 
te man beim nun folgenden Referat 
von Peter Lommes, Sprecher der DKP 
Rheinland-Westfalen, zum praktischen 
Herangehen an die Kampagne „Ab- 


Das ist grundsätzlich richtig, genau¬ 
so wie es richtig ist, die Einschätzun¬ 
gen anderer Bruderparteien ebenfalls 
zu Rate zu ziehen, und, wen wundert 
es, hier finden wir Einschätzungen, die 
z.B. China als kapitalistisch sehen, als 
auch Einschätzungen, die es als Staat 
mit sozialistischer Orientierung be¬ 
schreiben. 

Also keine Einigkeit. Das sollte, so 
denke ich, uns dazu bringen, diese Fra¬ 
gen nicht vorschnell zu entscheiden, 
indem wir uns mehr und mehr diesen 
Staaten annähern, wie es die Parteifüh¬ 
rung vorantreibt, ohne dafür ein Man¬ 
dat des Parteitags zu haben. Stattdes- 
sen müssen die unterschiedlichen Posi- 


rüsten statt Aufrüsten“ auch noch eine 
weitere To-Do-Liste: Kollektivität ent¬ 
wickeln und Pläne erstellen, realistisch 
die eigene Kraft einschätzen, die Anfor¬ 
derungen an die Leitungen sind hoch, 
und mit dem 22. Parteitag auch noch 
einmal politisch begründet, gestiegen. 
Die Haltung, hier ganz praktisch den 
Aufbau der Partei zu betreiben, war zu 
spüren und sorgte für die notwendige 
Kraft. Abends zurück zur Theorie: eine 
Diskussion über die Anwendung und 
Wirkungsweise des Statuts. Jan von Ha¬ 
gen, Mitglied der Branchengruppe Ge¬ 
sundheit der DKP begann den nächsten 
Morgen mit einem Überblick über die 
betrieblichen Kämpfe und schlussfol¬ 
gerte aus einem Rollenspiel heraus die 
Notwendigkeit der Anleitung der Ge- 


tionen in der Partei diskutiert werden. 
Dafür kann es beispielsweise sinnvoll 
sein, die ökonomische Struktur jedes 
einzelnes Landes genauer zu betrach¬ 
ten: Welche Rolle spielen private Groß¬ 
konzerne, wie ist die Entwicklung des 
Staatseigentums, inwiefern übt die Ar¬ 
beiterklasse ihre Herrschaft aus (falls 
sie das denn dort tun sollte?),inwiefern 
besteht Kapitalexport? Diese Fragen 
brauchen Zeit und vor allem die Einbe¬ 
ziehung der gesamten Partei und sind 
ausdrücklich keine Expertendiskussi¬ 
on. Allein aus diesem Grund verbietet 
sich ein schnelles Festziehen von Po- 


reichlich Aufgaben und bereits Ideen 
für die weitere Anleitung des organi¬ 
sationspolitischen Bereiches nahmen 
Leiter, Referenten und Teilnehmer mit 
nach Hause. 

Das nächste Seminar findet zum 
Thema „Heran an die Arbeiterklasse!“ 
am 23. und 24. Juni statt. Jan von Hagen, 
Olaf Harms und Jörg Miehe referieren. 
Dann nehmen uns am 7. und 8. Juli die 
Parteihistoriker Walter Bauer und Kurt 
Baumann mit auf die Entdeckungsreise, 
wie die Neukonstituierung der kommu¬ 
nistischen Partei in der Bundesrepublik 
möglich wurde und warum sie richtig 
war. Unter http://kls.dkp.de/ fällt die 
Anmeldung jetzt auch viel leichter. 

KB 


Dortmund: Eröffnung der Ausstellung: 
„Antifaschistischer Widerstand in Europa 
1922-1945“ mit Esther Bejarano und Mi- 
crophone Mafia. Keuning-Haus, Leopold¬ 
straße 50,18 Uhr 


SA ★ 9. JUN 


Hamburg: Die Widerspiegelung eines ob¬ 
jektiven Widerspruchs im subjektiven Den¬ 
ken, mit Dr. Daniel H. Rapoport, Lübeck, 
und Prof. Richard Sorg, Hamburg, Marx- 
Engels-Stiftung, in Zusammenarbeit mit 
dem Hamburger Gesprächskreis Dialektik 
& Materialismus, Anmeldung über unsere- 
weltclub@gmx.de, HAW, Alexanderstraße 
1,10 Uhr 

Duisburg: „Die Enkel fechten’s besser 
aus ..." Erfahrungen der DDR-Ökonomie, 
mit Vorträgen von Erika Maier: „Auferstan¬ 
den aus Ruinen: Bedingungen und Leis¬ 
tungsentwicklung der DDR-Wirtschaft“, 
Jörg Roesler: „Das NÖS - eingeführt, ab¬ 
gebrochen, aber unvergessen“ und Hel¬ 
mut Dunkhase: „Überlegungen zu einer 
IT-gestützten Zentralplanung“, Konferenz 
der Marx-Engels-Stiftung e.V., Anmeldung 
erbeten unter: marx-engels-stiftung@t- 
online.de, Haus Kontakt, Scharnhorststraße 
32,11 Uhr 

Nürnberg: Straßenfest gegen Rassismus 
mit Infostand der DKP, Aufseßplatz, 14 Uhr 


MO ★ 11. JUN 


Hamm: „Den ganzen Marx begreifen!“ Dis¬ 
kussionsveranstaltung der DKP mit Holger 
Wendt. Gaststätte „Moppel“, Lange Straße 

52,19.30 Uhr 


Dl *12. JUN 


Potsdam: Manifest-Zirkel, Bürgertreff 
Waldstadt, Saarmunder Straße 44, 18.30 
Uhr 


Recklinghausen: „Vorbereitung des Pres¬ 
sefestes 2018“, Treffen der DKP. Ladenlokal 
Kellerstraße 7, Recklinghausen-Innenstadt, 

19.30 Uhr 


Ml *13. JUN 


Stuttgart: Anna Seghers - Fremde und 
Gefährten, mit Eva Petermann, Marx- 
Engels-Stiftung, in Zusammenarbeit mit 
dem Waldheim-Verein, Clara-Zetkin-Haus, 
Gorch-Fock-Straße 26,19 Uhr 

Wuppertal: Kein Naziaufmarsch der Holo¬ 
caust-Leugner und Ausländerfeinde durch 
Wuppertal am 16. Juni 2018, „Wuppertaler 
Bündnis gegen Nazis“ stellt das Aktions¬ 
konzept für die Gegenproteste vor. Färberei, 
Peter-Hansen-Platz 1,19 Uhr 

Darmstadt: Mitgliederversammlung DKP 
Darmstadt-Bergstraße mit den Themen 
„Abrüsten statt Aufrüsten-Kampagne“, UZ- 
Pressefest und dem Beschluss „DKP stär¬ 
ken“ des 22. Parteitages. LinksTreff Georg 
Fröba, Landgraf-Philipp-Anlage 32,19 Uhr 
in Darmstadt 


DO *14. JUN 


Nürnberg: Aktuelle Kommunalpolitik der 
DKP in der Linken Liste Nürnberg, Rotes 
Zentrum, Reichstraße 8,19 Uhr 


FR *15. JUN 


Schweinfurt: Gruppenabend der DKP-Un- 


terfranken, Vereinsheim TVO-Schweinfurt, 
Hermann-Gräf-Allee 1,19 Uhr 

Mannheim: „1948/49 - Jahre der Ent¬ 
scheidung. Wie Erwin Eckert um Deutsch¬ 
lands Zukunft kämpfte.“ Vortragsveran¬ 
staltung mit dem Marburger Historiker und 
Eckert-Biographen Friedrich-Martin Balzer. 
Haus der Evangelischen Kirche in Mann¬ 
heim, M 1,1a, im Foyer(EG). Eingang Breite 
Straße. 18 Uhr 


SA *16. JUN 


Hamburg: Deutscher Kolonialismus: da¬ 
mals und heute, mit Dr. Reiner Zilkenat 
(Berlin) - zur deutschen Flotten- und Ko¬ 
lonialpolitik um 1900 im Kampf um den 
„Platz an der Sonne“; Georges Haller¬ 
mayer (Sarreguemines) - zu Grundzügen 
der deutschen Kolonialpolitik am Beispiel 
Ostafrikas; Jörg Kronauer (London) - zum 
deutschen Neokolonialismus; Senfo Ton¬ 
kam (Mitglied der Black Community Ham¬ 
burg) - zu den Folgen der neokolonialen 
Politik für die Menschen Afrikas, Marx- 
Engels-Stiftung in Zusammenarbeit mit 
der MASCH Hamburg, Kaffeewelt im Georg 
Asmussen Forum, Böckmannstraße 3-4, 
10 Uhr 

Wuppertal: Naziaufmarsch in Wuppertal 
verhindern!, Berliner Platz, 13 Uhr 


DO *21. JUN 


Hamburg: Anteil des Redens an der Affen- 
werdung des Menschen, mit Dr. Daniel H. 
Rapoport, Marx-Engels-Stiftung, in Zusam¬ 
menarbeit mit dem Gesprächskreis Dialek¬ 
tik & Materialismus, HAW, Alexanderstraße 

1,18.30 Uhr 

Gießen: Soli-Feier für Kuba mit Lisset 
Gonzalez von der kubanischen Botschaft, 
Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba, DKP 
und SDAJ Gießen, DGB-Dachsaal, Walltor¬ 
straße 17,19 Uhr 


SA *23. JUN 


Dortmund: Stand der DKP auf dem Müns¬ 
terstraßenfest, 11 Uhr 

Darmstadt: „Neue Medien - Facebook 
und unsere Öffentlichkeitsarbeit“, Kreisak¬ 
tivtagung der DKP. LinksTreff Georg Fröba, 
Landgraf-Philipps-Anlage 32,10 Uhr bis 15 
Uhr 


MO *25. JUN 


Dortmund: Treff der [ 
denstraße 20 bei Werr 

)KP-Gruppe Süd. Gil- 
1 er, 19 Uhr 

Dl *26. JUN 

Dortmund: Treff der DKP-Gruppe Ost. Haus 
Gobbrecht, Körner Hellweg 42,19 Uhr 

DO *28. JUN 



Dortmund: Gründung des DKP-Betriebsak- 
tivs. Z, Oesterholzstraße 27,19 Uhr 


Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte spätestens am Freitag eine Wo¬ 
che vor dem Erscheinungstermin der ent¬ 
sprechenden Ausgabe der UZ mit Angabe 
des Themas, des Ortes, des Datums und der 
Uhrzeit der Veranstaltung an termine@unse- 
re-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoffnungstra¬ 
ße 18, 45127 Essen. Die Termine erschei¬ 
nen online auch auf news.dkp.de. 


sitionen. 


Florian Hain rieh, Kiel 



500 Menschen nahmen in Nürnberg an der von der DKP organisierten Demonstration gegen das in Bayern beschlossene 
Polizeiaufgabegesetz (PAG) teil. Unterstützt wurde die Aktion von der SDAJ, DIDF-Jugend, der Linkspartei und autonomen 
Gruppen. 

Die Teilnehmenden zeigten, dass der Kampf gegen PAG auch nach Verabschiedung des Gesetzes weitergeht und es nicht 
(nur) Sache von Gerichten ist, das verfassungswidrige Gesetz außer Kraft zu setzten. VK 


Die Bildungsarbeit geht weiter! 

Seminar zur Organisationspolitik erfolgreich, jetzt „Heran an die Arbeiterklasse“ 

nossinnen und Genossen. Motivation, 


Liebe Leserinnen und Leser, 

bucht jetzt das KOMBI-ABO und lest die UZ als Zeitung und auch Online 

★ Die uz immer und überall lesen 

★ Für nur 1,- bis 3,- Euro monatlich zusätzlich! 

★ Mit Möglichkeit der Bild- und Schriftvergrößerung 

★ Alle aktuellen Texte, das gesamte Archiv und die Dossierfunktion nutzen 



□ Ich beziehe bereits die gedruckte UZ im Abo und möch¬ 
te die Zeitung ab sofort auch online lesen - daher bestelle 
ich die Online-Ausgabe zum zusätzlichen Preis von 


□ Ich habe noch kein UZ-Abo und möchte die UZ 
ab sofort als Wochenzeitung und online lesen - 
daher bestelle ich das Kombi-Abo zum Preis von 


□ 

Ermäßigtes Abo 

1,00 € pro Monat 

□ 

Ermäßigtes Abo 

7,00 € pro Monat 

□ 

Normalabo 

2,00 € pro Monat 

□ 

Normalabo 

14,00 € pro Monat 

□ 

Förderabo 

3,00 € pro Monat 

□ 

Förderabo 

21,00 € pro Monat 


Ich zahle mein UZ-Abonnenten! □ monatlich* □ vierteljährlich* □ halbjährlich □jährlich *Nur bet SERA Einzug möglich 
- O Einzugsanriächligung / SEPA-Lasüschriftmandat 


Name, Yamimr 


T*kifori. E-Miil Etafcunv Untmohntt 

Coupon gnsenden; CommPrflss Vortag GmbH . Hoff n u ngstr aftp 1® . 45127 Essen . E-Mail; i nfo@u 1 nsero-z 0 it.do . Toh 0201 -17780923 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Der rote Kanal 


Böse Bauten 

Eine vierteilige Dokumentation über 
die zivile wie militärische Architektur 
der faschistischen Diktatur zwischen 
1933 und 1945. Die Spurensuche be¬ 
ginnt in Berlin, weiter geht es nach 
München und Nürnberg, zum West¬ 
wall und der Planung und dem Bau 
der Autobahnen und endet bei den 
Privatbauten der Nazi-Größen. Sehr 
gründlich und detailliert, die Filme¬ 
macher haben die Sendezeit gut ge¬ 
nutzt. 

Fr., 8 . 6 ., 20.15 bis 23.15 Uhr, ZDF-Info 


Rigoletto 

Mantua, die schöne italienische Stadt, 
gibt die Kulisse her für eine Opern¬ 
aufführung, wo sie von vielen lieber 
gesehen und gehört wird als in klas¬ 
sischen Theatern. Giuseppe Verdis 
Oper erzählt die tragische Geschichte 
des Hofnarren Rigoletto, der seinen 
Herren, den Herzog von Mantua, ver¬ 
spottet, der mit der Verführung junger 
Frauen großes Unglück anrichtet. Ri¬ 
goletto trägt letztlich die Schuld dar¬ 
an, dass seine Tochter Gilda ebenfalls 
vom Herzog verführt wird. Placido 
Domingo singt die Titelrolle. 

Sa., 9 . 6 ., 20.15 Uhr, 3 sat 



„ Unsere Zeit braucht dieses Fest , 
um gemeinsam den Widerstand 
gegen Ausbeutung , Krieg und 
Rassismus weiterzuentwickeln 
und den Herrschenden die rote 
Karte zu zeigen! (( 

Sylvia Gabelmann 
(Bundestagsabgeordnete der 
Fraktion „Die Linke“) 


Ich komme zum UZ-Pressefest... 


UZ-Pressefest ★ Dortmund vom 7 . bis 9 . September 


Elbe-Elster-Gequassel 

Das Riverboat im MDR 


R iverboat“ klingt wie der Titel ei¬ 
nes Gospel-Songs und lässt wohl 
die meisten an einen Mississippi- 
Dampfer denken. Wer im Sende-Be- 
reich des Mitteldeutschen Rundfunks 
lebt, weiß aber, dass es sich um eine po¬ 
puläre Talkshow handelt, die seit 1992 
zunächst als „MDR-Club“ vom Elbe- 
Schiff MS Florentina in Dresden ausge¬ 
strahlt und 1994 daher so genannt wur¬ 
de. Im Jahre 2000 zog das Studio nach 
Feipzig an den Karl-Heine-Kanal, wo 
noch heute die Riverboat-Bühne zu se¬ 
hen ist. Seit 2008 werden die zwei Stun¬ 
den in der Media City Feipzig des MDR 
produziert. 

Nicht nur Schiffe und Häuser präg¬ 
ten das Bild vom Riverboat, auch Per¬ 
sonen verliehen ihm als Moderatoren 
ihre Gesichter. Kim Fischer gehört bis 
heute mit Susan Fink, Jörg Pilawa und 
Stephanie Stumph dazu. Die letztge¬ 
nannte Tochter des Dresdner Kaba¬ 
rettisten und Schauspielers Wolfgang 
Stumph („Stumpi“), der als sächsischer 
Blöd-Ossi mit dem Film „Go Trabbi Go“ 
auch im Westen berühmt wurde, ist die 
bisher jüngste im Riverboat. Über Jörg 
Pilawa schmunzeln vielleicht einige, 
die den Namen wie ich mit Talkshows 
der 90er Jahre verbinden, und Susan 
Fink kennen womöglich viele aus dem 


ARD-Morgenmagazin. Die Sendung 
durch seinen Charme bereichert hat 
zweifellos Jörg Kachelmann, den viele 
auch als unterhaltsamen Wetteransager 
im ARD kennen, bis er 2009 aus dem 
Team geschieden ist und später unter 
dem Verdacht, eine Frau vergewaltigt zu 
haben, Skandale verursachte. Ein seriö¬ 
ser, aber beständiger Teil des Riverboats 
war Nachrichtensprecher Jan Hofer, der 
seit Beginn volle 20 Jahre die Talkshow 
mit moderierte. Viele andere haben au¬ 
ßerdem seit Beginn der Fahrt das Schiff 
schon bestiegen und verlassen. 

Weit mehr und vielfältiger sind na¬ 
türlich die Gäste, die in über 25 Jahren 
das Riverboat besucht haben, und von 
denen zu schreiben hier kein Platz ist. 
Mit dem Schauspieler Peter Sodann und 
Fußballer Klaus Sammer waren in einer 
der vergangenen Sendungen auch Per¬ 
sonen geladen, die schon in der DDR 
bekannt waren. Wie ein Redakteur der 
UZ, die bekanntlich nicht im Sende-Be- 
reich des MDR hergestellt wird, berich¬ 
tet hat, ist dort gar nicht schlecht über 
die DDR gesprochen worden. Grund¬ 
sätzlich kann man ihm und den Fesern 
der UZ versichern, dass das gewiss nicht 
bezweckt wurde. Wie alle staatlichen 
Rundfunkanstalten verfolgt der MDR 
im Wesentlichen einen Bildungsauftrag, 


der nicht darin besteht, die Vorteile des 
Sozialismus zu betonen. Aber was in ei¬ 
ner Talkshow gesagt wird, hängt davon 
ab, wer gerade spricht. Hier hegt etwas 
Wahres in der Beobachtung des Redak¬ 
teurs: Weil das Riverboat in Ostdeutsch¬ 
land ausgestrahlt wird, kommen Promi¬ 
nente der Region darin zu Wort - und 
das sind Feute, die in der DDR gelebt 
haben und auch damals bekannt waren. 
Dass Zuschauer im Osten - unabhän¬ 
gig von ihrer politischen Einstellung - 
ihre Alltags- und Febenserfahrung in 
der DDR auch im Fernsehen gern ab¬ 
gebildet sehen, ist sicher ein Faktor, der 
auch das Riverboat bei nicht wenigen 
behebt macht. 

„Getalkt“ wird im deutschen Fernse¬ 
hen seit Jahrzehnten und mir persönlich 
erschließt sich nicht, was das Publikum 
an den - Verzeihung! - „Quasselsen¬ 
dungen“ so sehr unterhält. (Vielleicht 
ist der Mangel an Unterhaltung in 
deutschen Wohnzimmern aber auch ein 
Grund, weshalb das Format gerade dort 
so gut ankommt.) Immerhin bewegt sich 
das Riverboat, was nicht selbstverständ¬ 
lich ist, dabei auf der Seite des guten 
Geschmacks. Boulevardfernsehen, das 
schon ein Stück ostdeutsche Fernsehge¬ 
schichte geschrieben hat. 


Roman Stelzig 



Schöne (W)M 

Dran bleiben, trotz Magenschmerzen 


Die Bundesliga ist vorbei, die Pilzeliga 
ist vorbei, nun könnte doch Ruhe herr¬ 
schen zwischen München und Ham¬ 
burg, man könnte im Garten rumhe¬ 
gen und davon träumen, der schönen M. 
verschiedene Cocktails an die Fiege zu 
servieren. Die Rotkehlchenfamilie wür¬ 
de dazu tirilieren und die anderen Gar¬ 
tenmitinhaber durch höfliches Fernblei¬ 
ben ihren Teil zum Glück beitragen. 

Aber nichts ist es damit, am Him¬ 
mel droht nicht nur Unwetter, sondern 
zu allem Überfluss auch noch eine 
Fußball-WM, die mich interessiert wie 


sonst nur die Endausscheidung der 
„German Extreme Ironing Section“, 
also die Deutsche Meisterschaft im 
Extrembügeln. 

Nicht nur, dass ich mit Nationen so 
gar nichts am Hut habe. Dazu ist die¬ 
se WM aufgebläht wie eine faulende 
Milchtüte. Ich sehe mich schon mit¬ 
fiebern bei Schweiz gegen Costa Rica, 
Nägel kauen bei Panama gegen Tunesi¬ 
en oder Blut und Wasser schwitzen bei 
Senegal gegen Japan. Wenn ich schon 
überhaupt für eine „Nation“ wäre, dann 
für Island, die sehen spaßig aus und ma¬ 


chen nach dem Spiel immer so schön 
„Uhhhh“. Aber in einer Gruppe mit Ar¬ 
gentinien, Kroatien und Nigeria dürfte 
der Schlachtruf schnell verstummen. 

Favoriten sind (hüstel) „Wir“ sowie 
natürlich Brasilien und Spanien und 
auch Frankreich, auf die ich eine Mark 
setzen würde, täte ich denn tippen. Die 
haben vorne Mbappe (Paris), Dembe- 
le (Barcelona), Giroud (Chelsea) und 
Griezmann (Madrid), und das ist schon 
echter Bühnenzauber. Außerdem spielt 
dort Kante im defensiven Mittelfeld, 
der sieht auch so aus, das ist lustig. 


So oder so komme ich in Schwie¬ 
rigkeiten, die schöne M. möchte „na¬ 
türlich die Deutschland-Spiele sehen“ 
und da kann ich ja nicht jedes Mal die 
Magenschmerzen vorschieben, die 
mich dabei plagen. Warum nur wird 
mir immer übel, wenn Menschen 
Schwarz-Rot-Gold-geschmückt und 
-geschminkt in Rudeln auftauchen, 
unsere Stammkneipe überlaufen und 
germanisches Fiedgut von sich ge¬ 
ben? 

Wie immer dem auch sei, ich werde 
wohl das eine oder andere Spiel über 


mich ergehen lassen, schließlich hat 
die schöne M. meine Einladung zur 
Geburtstagsparty mit „komme sehr 
gerne!“ pariert und da muss ich nun 
liefern. Und ein wenig Eigenleistung 
ist ja vonnöten, wie einst schon Stef¬ 
fen Freund zu Protokoll gab: „Es war 
ein wunderschöner Augenblick, als 
der Bundestrainer sagte: Komm Ste¬ 
fan, zieh 4 deine Sachen aus, jetzt geht 4 s 
los.“ 

Verdammt, jetzt hab ich Kopfkino. 
Schluss für heute. 

Karl Rehnagel 


Unterstütze das 


EIN HOCH AUF KARL MARX! 


UZ-PRESSEFEST 2018 

mit Deiner Spende! 
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Das Programm in der 
Eissporthalle des Dort¬ 
munder Revierparks 
dreht sich beim 20. 
UZ-Pressefest rund 
um den 200. Geburts¬ 
tag von Karl Marx. Am 
Freitag eröffnen Die 
Grenzgänger aus Bre¬ 
men mit ihrem Pro¬ 
gramm „Die wilden 
Lieder des jungen Karl 


Marx“ das Programm. 
Am Samstag tritt die 
Berliner Sängerin und 
Schauspielerin Gina 
Pietsch mit ihrer Toch¬ 
ter Frauke Pietsch am 
Klavier auf. Ihr Pro¬ 
gramm: „Karl Marx. 
Seiner Nützlichkeit 
wegen“. Ebenfalls 
aus Berlin kommt das 
Weber-Herzog-Musik- 


theater mit seinem 
Stück „Frau Kapital 
und Dr. Marx“. Außer¬ 
dem treten am Sams¬ 
tag der Schauspieler 
und Rezitator Erich 
Schaffner mit Georg 
Klemp am Klavier 
und am Sonntag das 
Chemnitzer Künstler¬ 
kollektiv Quijote (Mu¬ 
sik gegen Windmüh¬ 
len) auf. Als krönender 
Abschluss ist eine Le¬ 
sung des Hamburger 
Schauspielers Rolf 
Becker angefragt: 
„Das Manifest“. Was 
sonst? 

> Eissporthalle 
Revierpark 














